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VERORDNUNGEN 

DURCHFÜHRUNGSVERORDNUNG (EU) Nr. 654/2013 DER KOMMISSION 

vom 10. Juli 2013 

zur Änderung der Verordnung (EU) Nr. 185/2010 in Bezug auf die Prüflisten für die EU-Validierung 
der Luftsicherheit von Stellen in Drittländern 

(Text von Bedeutung für den EWR) 

DIE EUROPÄISCHE KOMMISSION — 

gestützt auf den Vertrag über die Arbeitsweise der Europäischen 
Union, 

gestützt auf die Verordnung (EG) Nr. 300/2008 des Europäi­
schen Parlaments und des Rates vom 11. März 2008 über 
gemeinsame Vorschriften für die Sicherheit der Zivilluftfahrt 
und zur Aufhebung der Verordnung (EG) Nr. 2320/2002 ( 1 ), 
insbesondere auf Artikel 4 Absatz 3, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

(1) Die Verordnung (EU) Nr. 185/2010 der Kommission 
vom 4. März 2010 zur Festlegung von detaillierten Maß­
nahmen für die Durchführung der gemeinsamen Grund­
standards in der Luftsicherheit ( 2 ) enthält detaillierte Be­
stimmungen in Bezug auf die EU-Validierung der Luft­
sicherheit. 

(2) Prüflisten sind das vom EU-Validierungsprüfer für die 
Luftsicherheit zu verwendende Instrument, um das Ni­
veau der für Luftfracht oder Luftpost in die EU/den 
EWR angewandten Sicherheitsvorkehrungen zu bewerten. 

Es ist erforderlich, den bestehenden Prüflisten zwei wei­
tere hinzuzufügen, um die vollständige Umsetzung der 
Bestimmungen zur EU-Validierung der Luftsicherheit zu 
gewährleisten. 

(3) Die Verordnung (EU) Nr. 185/2010 der Kommission 
sollte daher entsprechend geändert werden. 

(4) Die in dieser Verordnung vorgesehenen Maßnahmen ent­
sprechen der Stellungnahme des gemäß Artikel 19 Ab­
satz 1 der Verordnung (EG) Nr. 300/2008 eingerichteten 
Ausschusses für Luftsicherheit in der Zivilluftfahrt — 

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 

Artikel 1 

Der Anhang der Verordnung (EU) Nr. 185/2010 der Kommis­
sion wird gemäß dem Anhang der vorliegenden Verordnung 
geändert. 

Artikel 2 

Diese Verordnung tritt am Tag ihrer Veröffentlichung in Kraft. 

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt unmittelbar in jedem Mitglied­
staat. 

Brüssel, den 10. Juli 2013 

Für die Kommission 
Der Präsident 

José Manuel BARROSO
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ANHANG 

Der Anhang der Verordnung (EU) Nr. 185/2010 wird wie folgt geändert: 

1. Folgende Anlage wird nach Anlage 6-C eingefügt: 

„ANLAGE 6-C2 

VALIDIERUNGSPRÜFLISTE FÜR DIE EU-VALIDIERUNG DER LUFTSICHERHEIT REGLEMENTIERTER 
BEAUFTRAGTER IN EINEM DRITTLAND 

Stellen in Drittländern haben die Möglichkeit, Teil der sicheren Lieferkette eines ACC3 (Luftfahrtunternehmen, das 
Luftfracht oder Luftpost von einem Drittlandsflughafen in die Union befördert) zu werden, indem sie die Benennung als 
reglementierter Beauftragter mit EU-Validierung der Luftsicherheit in einem Drittland (RA3) beantragen. Ein RA3 ist 
eine Fracht abfertigende Stelle in einem Drittland, die auf der Grundlage einer EU-Validierung der Luftsicherheit 
validiert und als solche zugelassen wurde. 

Ein RA3 hat sicherzustellen, dass die Sicherheitskontrollen, gegebenenfalls einschließlich der als Durchsuchung/Durch­
leuchtung durchgeführten Kontrollen, auf Sendungen in die Europäische Union angewendet wurden und dass die 
Sendungen ab dem Zeitpunkt, zu dem die Sicherheitskontrollen angewendet wurden, bis zum Zeitpunkt der Verladung 
in das Luftfahrzeug oder der anderweitigen Übergabe an einen ACC3 oder einen anderen RA3 vor unbefugten 
Eingriffen geschützt wurden. 

Die Voraussetzungen für die Beförderung von Luftfracht oder Luftpost in die Union (*) oder nach Island, Norwegen 
und in die Schweiz sind in der Verordnung (EU) Nr. 185/2010 festgelegt. 

Die Prüfliste ist das vom EU-Validierungsprüfer für die Luftsicherheit zu verwendende Instrument für die Bewertung 
des Niveaus der Sicherheitsmaßnahmen, die auf Luftfracht oder Luftpost in die EU/den EWR (**) unter der Verant­
wortung der Stelle, die die Benennung als RA3 beantragt, angewendet werden. Die Prüfliste ist nur in den unter 
Nummer 6.8.4.1 b) des Anhangs der Verordnung (EU) Nr. 185/2010 aufgeführten Fällen zu verwenden. In den unter 
Nummer 6.8.4.1 a) des genannten Anhangs aufgeführten Fällen hat der EU-Validierungsprüfer für die Luftsicherheit die 
ACC3-Prüfliste zu verwenden. 

Gelangt der EU-Validierungsprüfer für die Luftsicherheit zu dem Schluss, dass die Stelle die in dieser Prüfliste auf­
geführten Ziele erfüllt, wird der validierten Stelle ein Validierungsbericht ausgehändigt. Im Validierungsbericht wird 
bestätigt, dass die Stelle als reglementierter Beauftragter mit EU-Validierung der Luftsicherheit in einem Drittland (RA3) 
benannt wird. Der RA3 darf den Bericht in seinen geschäftlichen Beziehungen zu jedem ACC3 verwenden. Bestandteil 
des Validierungsberichts sind mindestens alle folgenden Elemente: 

a) die ausgefüllte Prüfliste (Anlage 6-C2 des Anhangs der Verordnung (EU) Nr. 185/2010), unterzeichnet vom EU- 
Validierungsprüfer für die Luftsicherheit und ggf. mit Bemerkungen der validierten Stelle; 

b) die Verpflichtungserklärung (Anlage 6-H2 im Anhang der Verordnung (EU) Nr. 185/2010), unterzeichnet von der 
validierten Stelle; 

c) eine Erklärung der Unabhängigkeit (Anlage 11-A im Anhang der Verordnung (EU) Nr. 185/2010) bezüglich der 
validierten Stelle, unterzeichnet vom EU-Validierungsprüfer für die Luftsicherheit. 

Die Paginierung, das Datum der EU-Validierung der Luftsicherheit und die Paraphierung jeder Seite durch den Vali­
dierungsprüfer und die validierte Stelle weisen die Integrität des Validierungsberichts nach. Der Validierungsbericht ist 
standardmäßig in englischer Sprache zu verfassen. 

Teil 5 — Kontrolle und Teil 6 — Fracht und Post mit hohem Risiko (HRCM) werden anhand der Anforderungen der 
Kapitel 6.7 und 6.8 des Anhangs der Verordnung (EU) Nr. 185/2010 bewertet. Für die Teile, die nicht anhand der 
Bestimmungen der Verordnung (EU) Nr. 185/2010 bewertet werden können, werden als grundlegende Normen die 
ICAO-Richtlinien und -Empfehlungen (SARP) von Anhang 17 des Abkommens über die internationale Zivilluftfahrt 
und das Anleitungsmaterial aus dem ICAO-Handbuch für die Luftsicherheit (Doc 8973-Restricted) verwendet. 

Gelangt der EU-Validierungsprüfer für die Luftsicherheit zu dem Schluss, dass die Stelle die in dieser Prüfliste auf­
geführten Ziele nicht erfüllt, wird der validierten Stelle eine Kopie der ausgefüllten Prüfliste mit Angabe der Mängel 
ausgehändigt.
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Ausfüllhinweise: 

1. Alle Teile der Prüfliste sind auszufüllen. Sind keine Informationen verfügbar, ist dies zu erläutern. 

2. Nach jedem Teil hat der EU-Validierungsprüfer für die Luftsicherheit den Schluss zu ziehen, ob und inwieweit die 
Ziele dieses Teils erfüllt sind. 

TEIL 1 

Angabe der validierten Stelle und des Validierungsprüfers 

1.1. Datum/Daten der Validierung 

vollständiges Datumsformat, z. B. 01.10.2012 bis 02.10.2012 

TT/MM/JJJJ 

1.2. Ggf. Datum der vorhergehenden Validierung 

TT/MM/JJJJ 

Frühere RA3-Registriernummer, falls vorhanden 

AEO-Zertifikat/C-TPAT-Status/andere Bescheinigun­
gen, falls vorhanden 

1.3. Angaben zum Validierungsprüfer für die Luftsicherheit 

Name 

Unternehmen/Einrichtung/Behörde 

Eindeutige alphanumerische Kennung (UAI) 

E-Mail-Adresse 

Telefonnummer (mit internationaler Vorwahl) 

1.4. Name der zu validierenden Stelle 

Name 

Unternehmensnummer (z. B. Handelsregisternummer, 
falls zutreffend) 

Nummer/Einheit/Gebäude 

Straße 

Stadt 

Postleitzahl 

Bundesstaat/Bundesland (falls relevant) 

Land 

Postfachanschrift, falls vorhanden 

1.5. Hauptadresse der Stelle (falls abweichend von der zu validierenden Betriebsstätte) 

Nummer/Einheit/Gebäude 

Straße 

Stadt 

Postleitzahl
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Bundesstaat/Bundesland (falls relevant) 

Land 

Postfachanschrift, falls vorhanden 

1.6. Art der Geschäftstätigkeit — ggf. sind Geschäftstätigkeiten verschiedener Art zu berücksichtigen 

a) nur Luftfracht 

b) Luftverkehr und andere Transportarten 
c) Spediteur mit Frachtlager 

d) Spediteur ohne Frachtlager 

e) Abfertiger 
f) Sonstiges 

1.7. Der Antragsteller … 

a) empfängt Fracht von einem anderen reglementier­
ten Beauftragten in einem Drittland 

b) empfängt Fracht von bekannten Versendern in ei­
nem Drittland 

c) empfängt Fracht von geschäftlichen Versendern in 
einem Drittland 

d) empfängt freigestellte Fracht 

e) kontrolliert Fracht 

f) lagert Fracht 

g) Sonstiges — bitte angeben 

1.8. Ungefähre Zahl der Beschäftigten in der Betriebsstätte 

Zahl 

1.9. Name und Funktion der für die Sicherheit von Drittland-Luftfracht/-Luftpost verantwortlichen Person 

Name 

Funktion 

E-Mail-Adresse 

Telefonnummer (mit internationaler Vorwahl) 

TEIL 2 

Organisation und Zuständigkeiten des reglementierten Beauftragten mit EU-Validierung der Luftsicherheit in 
einem Drittland 

Ziel: Es darf keine Luftfracht oder Luftpost in die EU/den EWR befördert werden, ohne Sicherheitskontrollen unter­
zogen worden zu sein. Fracht und Post, die von einem RA3 einem ACC3 oder einem anderen RA3 übergeben wird, 
darf nur dann als sichere Fracht oder Post akzeptiert werden, wenn solche Sicherheitskontrollen vom RA3 durch­
geführt werden. Einzelheiten dieser Kontrollen sind in den folgenden Teilen dieser Prüfliste angegeben. 

Der RA3 muss über Verfahren verfügen, um sicherzustellen, dass geeignete Kontrollen für alle Luftfracht und Luftpost 
in die EU/den EWR durchgeführt werden, und dass sichere Fracht oder Post geschützt wird, bis sie einem ACC3 oder 
einem anderen RA3 übergeben wird. Die Sicherheitskontrollen bestehen aus einem der folgenden Verfahren: 

a) physische Kontrolle entsprechend einem Standard, der hinreichend gewährleistet, dass keine verbotenen Gegen­
stände in der Sendung verborgen sind;
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b) andere Sicherheitskontrollen, die Teil eines Prozesses der sicheren Lieferkette sind, mit denen hinreichend sicher­
gestellt wird, dass keine verbotenen Gegenstände in der Sendung verborgen sind, und die von einem anderen RA3, 
KC3 oder AC3, die vom RA3 benannt sind, durchgeführt wurden. 

Bezug: Nummer 6.8.3 

2.1. Verfügt die Stelle über ein Sicherheitsprogramm? 

JA oder NEIN 

Falls NEIN, weiter mit Nummer 2.5. 

2.2. Sicherheitsprogramm der Stelle 

Datum (vollständiges Format TT/MM/JJJJ) 

Version 

Wurde das Sicherheitsprogramm der zuständigen Be­
hörde des Staates der Stelle vorgelegt und/oder von 
dieser genehmigt? Falls JA, Beschreibung des Verfah­
rens 

2.3. Deckt das Sicherheitsprogramm die in der Prüfliste (Teile 3 bis 9) aufgeführten Elemente in ausreichendem Maße 
ab? 

JA oder NEIN 

Falls NEIN, Angabe der Gründe 

2.4. Ist das Sicherheitsprogramm schlüssig, robust und vollständig? 

JA oder NEIN 

Falls NEIN, Begründung 

2.5. Verfügt die Stelle über einen Prozess, um zu gewährleisten, dass die Luftfracht oder Luftpost angemessenen 
Sicherheitskontrollen unterzogen wird, bevor sie einem ACC3 oder einem anderen RA3 übergeben wird? 

JA oder NEIN 

Falls JA, Beschreibung des Verfahrens 

2.6. Verfügt die Stelle über ein Managementsystem (z. B. Instrumente, Anweisungen), um zu gewährleisten, dass die 
erforderlichen Sicherheitskontrollen durchgeführt werden? 

JA oder NEIN 

Falls JA, Beschreibung des Managementsystems und 
Erläuterung, ob es von der zuständigen Behörde 
oder einer anderen Stelle genehmigt, geprüft oder be­
reitgestellt wird. 

Falls NEIN, Erläuterung, wie die Stelle gewährleistet, 
dass Sicherheitskontrollen in der erforderlichen Weise 
durchgeführt werden. 

2.7. Schlussfolgerungen und allgemeine Bemerkungen zur Zuverlässigkeit, Schlüssigkeit und Robustheit des Prozesses 

Bemerkungen der Stelle 

Bemerkungen des EU-Validierungsprüfers für die Luft­
sicherheit 

TEIL 3 

Einstellung und Schulung von Personal 

Ziel: Um zu gewährleisten, dass die erforderlichen Sicherheitskontrollen durchgeführt werden, setzt der RA3 ver­
antwortungsvolle und kompetente Mitarbeiter für die Tätigkeiten auf dem Gebiet der Sicherung von Luftfracht oder 
Luftpost ein. Mitarbeiter mit Zugang zu gesicherter Luftfracht müssen über alle Kompetenzen verfügen, die zur 
Wahrnehmung ihrer Aufgaben erforderlich sind, und angemessen ausgebildet sein.
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Zu diesem Zweck muss der RA3 über Verfahren verfügen, die gewährleisten, dass alle Mitarbeiter (unbefristet und 
befristet Beschäftigte, Leiharbeitnehmer, Fahrer usw.), die direkten und unbegleiteten Zugang zu Luftfracht/Luftpost 
haben, den Sicherheitskontrollen unterzogen werden oder wurden, 

a) erstmaligen und wiederkehrenden beschäftigungsbezogenen Überprüfungen und/oder Zuverlässigkeitsüberprüfun­
gen unterzogen wurden, die mindestens die Anforderungen der örtlichen Behörden des validierten RA3-Betriebs 
erfüllen, und 

b) eine erstmalige Sicherheitsschulung und wiederkehrende Fortbildungen gemäß den Anforderungen der örtlichen 
Behörden des validierten RA3-Betriebs absolviert haben, so dass sie sich ihrer Sicherheitsverantwortung bewusst 
sind. 

Anmerkung: 

— Eine Zuverlässigkeitsüberprüfung ist eine Überprüfung der Identität einer Person und der bisherigen Erfahrungen — 
einschließlich der Überprüfung auf etwaige Vorstrafen, soweit rechtlich zulässig — als Teil der Beurteilung der 
persönlichen Eignung für die Durchführung von Sicherheitskontrollen und/oder für den unbegleiteten Zugang zu 
Sicherheitsbereichen (Begriffsbestimmung in ICAO-Anhang 17). 

— Eine beschäftigungsbezogene Überprüfung umfasst zumindest die Feststellung der Identität der betreffenden Person 
anhand der zum Nachweis vorgelegten Papiere, die Erfassung aller Beschäftigungsverhältnisse, Aus- und Weiter­
bildungszeiten und jeglicher Lücken mindestens während der letzten fünf Jahre, und die Aufforderung der be­
treffenden Person zur Unterzeichnung einer Erklärung, in der sämtliche Straffälligkeiten in allen Staaten des 
Wohnsitzes mindestens während der letzten fünf Jahre aufgeführt sind (Begriffsbestimmung der Europäischen 
Union). 

Bezug: Nummer 6.8.3.1 

3.1. Besteht ein Verfahren, mit dem sichergestellt wird, dass alle Mitarbeiter mit direktem und unbegleitetem Zugang 
zu gesicherter Luftfracht/Luftpost einer beschäftigungsbezogenen Überprüfung unterzogen werden, bei der Hin­
tergrund und Kompetenz beurteilt werden? 

JA oder NEIN 

Falls JA: Wie viele zurückliegende Jahre werden bei der 
beschäftigungsbezogenen Überprüfung berücksichtigt 
und welche Stelle führt die Überprüfung durch? 

3.2. Umfasst das Verfahren Folgendes? 

 Zuverlässigkeitsüberprüfung 
 Beschäftigungsbezogene Überprüfung 
 Kontrolle der Strafregister 
 Befragungen 
 Sonstiges (mit näheren Angaben) 

Erläuterung der Elemente, Angabe der durchführenden 
Stelle und, sofern zutreffend, des berücksichtigten zu­
rückliegenden Zeitrahmens 

3.3. Besteht ein Verfahren, mit dem sichergestellt wird, dass die Person, die für die Durchführung und Beaufsich­
tigung von Sicherheitskontrollen in der Betriebsstätte verantwortlich ist, einer beschäftigungsbezogenen Über­
prüfung unterliegt, bei der Hintergrund und Kompetenz beurteilt werden? 

JA oder NEIN 

Falls JA: Wie viele zurückliegende Jahre werden bei 
der beschäftigungsbezogenen Überprüfung berück­
sichtigt und welche Stelle führt die Überprüfung 
durch? 

3.4. Umfasst das Verfahren Folgendes? 

 Zuverlässigkeitsüberprüfung 
 Beschäftigungsbezogene Überprüfung 
 Kontrolle der Strafregister 
 Befragungen 
 Sonstiges (mit näheren Angaben)
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Erläuterung der Elemente, Angabe der durchführenden 
Stelle und, sofern zutreffend, des berücksichtigten zu­
rückliegenden Zeitrahmens 

3.5. Erhält das Personal mit direktem und unbegleitetem Zugang zu gesicherter Luftfracht/Luftpost eine Sicherheits­
schulung, bevor es Zugang zu gesicherter Luftfracht/Luftpost erhält? 

JA oder NEIN 

Falls JA, Angabe der Elemente und der Dauer der 
Schulung 

3.6. Erhält das Personal, das Luftfracht/Luftpost annimmt, kontrolliert und/oder schützt, eine aufgabenspezifische 
Schulung? 

JA oder NEIN 

Falls JA, Angabe der Elemente und der Dauer der 
Schulung 

3.7. Erhält das in Nummer 3.5 und 3.6 genannte Personal wiederkehrende Schulungen? 

JA oder NEIN 

Falls JA, Angabe der Elemente und der Häufigkeit der 
wiederkehrenden Schulungen 

3.8. Schlussfolgerung: Gewährleisten die Maßnahmen im Zusammenhang mit der Einstellung und Schulung von 
Personal, dass alle Mitarbeiter mit Zugang zu gesicherter Luftfracht/Luftpost entsprechend rekrutiert und soweit 
geschult wurden, dass sie sich ihrer Sicherheitsverantwortung bewusst sind? 

JA oder NEIN 

Falls NEIN, Begründung 

Bemerkungen der Stelle 

Bemerkungen des EU-Validierungsprüfers für die Luft­
sicherheit 

TEIL 4 

Annahmeverfahren 

Ziel: Der RA3 übernimmt gegebenenfalls Fracht oder Post von einem anderen RA3, einem KC3 oder einem AC3 oder 
von einem unbekannten Versender. Der RA3 muss über geeignete Annahmeverfahren für Fracht und Post verfügen, 
um feststellen zu können, ob eine Sendung aus einer sicheren Lieferkette kommt oder nicht, und welche Sicherheits­
maßnahmen auf die Sendung anzuwenden sind. 

Der RA3 kann eine Datenbank unterhalten, in der mindestens die folgenden Angaben für jeden reglementierten 
Beauftragten oder bekannten Versender enthalten sind, der gemäß Nummer 6.8.4.1 der EU-Validierung der Luft­
sicherheit unterzogen wurde und von dem er direkt Fracht oder Post zur Übergabe an ein ACC3 für die Beförderung 
in die Union annimmt: 

a) Angaben zum Unternehmen, einschließlich einer Geschäftsadresse; 

b) Art der Geschäftstätigkeit, ausgenommen sensible Geschäftsinformationen; 

c) Kontaktangaben, auch in Bezug auf die für die Sicherheit verantwortliche(n) Person(en); 

d) Nummer der Eintragung in das gesetzlich vorgesehene Register, falls zutreffend; 

e) ggf. Validierungsbericht. 

Bezug: Nummern 6.8.3.1 und 6.8.4.3 

Anmerkung: Ein RA3 darf Fracht von einem AC3 nur dann als sichere Fracht annehmen, wenn er diesen Versender 
selbst als AC3 benannt hat und für die von diesem Versender übergebene Fracht verantwortlich ist.
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4.1. Ermittelt die Stelle bei der Annahme einer Sendung, ob diese von einem anderen RA3, einem KC3, einem AC3 
oder einem unbekannten Versender stammt? 

JA oder NEIN 

Falls JA, wie? 

4.2. Verfügt die Stelle über eine Datenbank mit Informationen für jeden RA3, KC3 und AC3, von dem sie Luft­
fracht oder Luftpost direkt annimmt, die einem ACC3 zur Beförderung in die Union zu übergeben ist? 

JA oder NEIN 

Falls JA, Angabe der in die Datenbank aufgenom­
menen Informationen 

Falls NEIN: Wie weiß die Stelle, dass Fracht von 
einem anderen RA3, KC3 oder AC3 stammt? 

4.3. Benennt die Stelle Versender als AC3? 

JA oder NEIN 

Falls JA, Beschreibung des Verfahrens und der Sicher­
heitsmaßnahmen, die die Stelle von dem Versender 
verlangt 

4.4. Prüft die Stelle bei Annahme einer Sendung, ob deren Bestimmungsort ein Flughafen in der EU/im EWR ist? 

JA oder NEIN, Erläuterung 

4.5. Falls JA: Unterzieht die Stelle sämtliche Luftfracht oder Luftpost denselben Sicherheitskontrollen, wenn der 
Bestimmungsort ein Flughafen in der EU/im EWR ist? 

JA oder NEIN 

Falls JA, Beschreibung des Verfahrens 

4.6. Ermittelt die Stelle bei der Annahme einer Sendung, ob sie als Fracht und Post mit hohem Risiko (HRCM) 
(siehe Definition in Abschnitt 6) einzustufen ist, auch bei Sendungen, die anders als auf dem Luftweg ange­
liefert werden? 

JA oder NEIN 

Falls JA, wie?Beschreibung des Verfahrens 

4.7. Prüft die validierte Stelle bei Annahme einer gesicherten Sendung, ob sie vor unbefugtem Zugriff und/oder 
Manipulation geschützt war? 

JA oder NEIN 

Falls JA, Beschreibung (Siegel, Schlösser, Inspektion 
usw.) 

4.8. Hat sich die Person, die die Lieferung vornimmt, durch ein amtliches Ausweisdokument mit Foto auszuweisen? 

JA oder NEIN 

4.9. Gibt es ein Verfahren zur Identifizierung von Sendungen, die zu kontrollieren sind? 

JA oder NEIN 

Falls JA, welches? 

4.10. Schlussfolgerung: Reichen die Annahmeverfahren aus, um festzustellen, ob die Luftfracht/Luftpost zu einem 
Bestimmungsflughafen in der EU oder im EWR aus einer sicheren Lieferkette stammt oder kontrolliert werden 
muss?
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JA oder NEIN 

Falls NEIN, Begründung 

Bemerkungen der Stelle 

Bemerkungen des EU-Validierungsprüfers für die 
Luftsicherheit 

TEIL 5 

Kontrolle 

Ziel: Wenn der RA3 Fracht- und Postsendungen annimmt, die nicht aus einer sicheren Lieferkette stammen, muss er 
diese Sendungen einer geeigneten Kontrolle unterziehen, bevor sie einem ACC3 als sichere Fracht übergeben werden 
dürfen. Der RA3 muss über Verfahren verfügen, mit denen sichergestellt wird, dass Luftfracht und Luftpost, die zwecks 
Transfer, Transit oder Entladen an einem Flughafen der Europäischen Union in die EU/den EWR befördert werden 
sollen, mit den in EU-Rechtsvorschriften festgelegten Mitteln oder Methoden so kontrolliert werden, dass hinreichend 
gewährleistet ist, dass sie keine verbotenen Gegenstände enthalten. 

Wird die Kontrolle von Luftfracht oder Luftpost von oder im Namen der zuständigen Behörde im Drittland durch­
geführt, muss der RA3 eine dementsprechende Erklärung abgeben und angeben, auf welche Weise eine angemessene 
Kontrolle gewährleistet wird. 

Anmerkung: Gemäß Nummer 6.8.3.2 dürfen zur Umsetzung der Bestimmungen von Nummer 6.8.3.1 bis zum 30. Juni 
2014 ICAO-Standards als Minimum angewendet werden, jedoch sind für EU-Validierungen der Luftsicherheit stets die 
Kontrollanforderungen der EU maßgebend, auch wenn die Validierung vor dem 1. Juli 2014 stattfindet. 

Bezug: Nummer 6.8.3 

5.1. Wird die Kontrolle im Namen der Stelle von einer anderen Stelle vorgenommen? 

JA oder NEIN 

Falls JA: 

Um welche Art von Stelle handelt es sich? Angabe: 
— privates Kontrollunternehmen; 

— behördlich reguliertes Unternehmen; 

— behördliche Kontrollstelle; 
— Sonstige. 
Angabe der Art der Vereinbarung/des Vertrags zwi­
schen der validierten Stelle und der Stelle, die die 
Kontrolle in deren Namen vornimmt. 

5.2. Welche Kontrollmethoden werden für Luftfracht und Luftpost angewendet? 

Spezifizierung, einschließlich Einzelheiten zur Aus­
rüstung für die Kontrolle von Luftfracht und Luftpost 
(z. B. Hersteller, Typ, Softwareversion, Standard, Se­
riennummer usw.) für alle angewandten Methoden 

5.3. Sind die verwendete Ausrüstung oder die verwendeten Methoden (z. B. Sprengstoffspürhunde) in der neuesten 
Liste mit Vorgaben der EU, ECAC oder TSA enthalten? 

JA oder NEIN 

Falls JA, Angabe von Einzelheiten 

Falls NEIN: Einzelheiten zur Zulassung von Ausrüs­
tung und Zulassungsdatum sowie Angaben bezüglich 
der Einhaltung der EU-Ausrüstungsstandards
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5.4. Wird die Ausrüstung gemäß den Hersteller-CONOPS (Betriebsanleitung) verwendet und wird sie regelmäßig 
getestet und gewartet? 

JA oder NEIN 

Falls JA, Beschreibung des Verfahrens 

5.5. Wird die Art der Sendung bei der Kontrolle berücksichtigt? 

JA oder NEIN 

Falls JA: Beschreibung, wie sichergestellt wird, dass 
die gewählte Kontrollmethode hinreichend gewähr­
leistet, dass keine verbotenen Gegenstände in der 
Sendung verborgen sind 

5.6. Gibt es ein Verfahren für die Klärung von Alarmen, die von der Kontrollausrüstung ausgelöst werden? (Bei 
einigen Geräten (z. B. Röntgengeräte) wird der Alarm vom Bediener selbst ausgelöst.) 

JA oder NEIN 

Falls JA: Beschreibung des Verfahrens zur Klärung 
von Alarmen, mit dem nach vernünftigem Ermessen 
sichergestellt wird, dass keine verbotenen Gegen­
stände vorhanden sind 

Falls NEIN: Was geschieht mit der Sendung? 

5.7. Sind Sendungen von Kontrollen befreit? 

JA oder NEIN 

5.8. Gibt es Ausnahmen, die nicht der EU-Liste entsprechen? 

JA oder NEIN 

Falls JA, detaillierte Darlegung 

5.9. Wird der Zugang zum Kontrollbereich überwacht, um sicherzustellen, dass nur befugtes und ausgebildetes 
Personal Zugang hat? 

JA oder NEIN 

Falls JA, Beschreibung 

5.10. Ist ein Qualitätskontroll- und/oder Testverfahren etabliert? 

JA oder NEIN 

Falls JA, Beschreibung 

5.11. Schlussfolgerung: Wird Luftfracht/Luftpost mit einem der Mittel oder einer der Methoden nach Nummer 6.2.1 
des Beschlusses 2010/774/EU nach einem Standard kontrolliert, durch den hinreichend sichergestellt ist, dass 
sie keine verbotenen Gegenstände enthält? 

JA oder NEIN 

Falls NEIN, Begründung 

Bemerkungen der Stelle 

Bemerkungen des EU-Validierungsprüfers für die 
Luftsicherheit 

TEIL 6 

Fracht und Post mit hohem Risiko (HRCM) 

Ziel: Sendungen, deren Ursprung die Union als Ursprung mit hohem Risiko eingestuft hat oder die an einem so 
eingestuften Ort umgeladen wurden oder die Anzeichen einer erheblichen Manipulation aufweisen, sind als Fracht und 
Post mit hohem Risiko (HRCM) zu behandeln. Diese Sendungen müssen im Einklang mit besonderen Anweisungen
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kontrolliert werden. Der RA3 muss ein Verfahren etabliert haben, mit dem sichergestellt wird, dass HRCM-Sendungen, 
die in die EU/den EWR befördert werden sollen, identifiziert und geeigneten Kontrollen gemäß den EU-Rechtsvor­
schriften unterzogen werden. 

Das ACC3, dem der RA3 Luftfracht oder Luftpost zur Beförderung übergibt, ist befugt, den RA3 über den neuesten 
Stand bezüglich Ursprungsorten mit hohem Risiko zu informieren. 

Der RA3 hat bei Fracht und Post mit hohem Risiko, unabhängig davon, ob diese ihm von einem Luftfahrtunterneh­
men oder auf anderem Beförderungsweg als auf dem Luftweg übergeben werden, dieselben Maßnahmen anzuwenden. 

Bezug: Nummer 6.7 

Anmerkung: HRCM-Sendungen, die für die Beförderung in die EU/den EWR freigegeben wurden, erhalten den Sicher­
heitsstatus „SHR“ (Secure for high risk requirements), was bedeutet, dass sie für die Beförderung in Passagierflugzeugen, 
Nurfrachtflugzeugen und Nurpostflugzeugen gemäß den Anforderungen bezüglicher hoher Risiken sicher sind. 

6.1. Ist dem für die Sicherheitskontrollen verantwortlichen Personal bekannt, welche Luftfracht und Luftpost als 
Fracht und Post mit hohem Risiko (HRCM) zu behandeln ist? 

JA oder NEIN 

Falls JA, Beschreibung 

6.2. Hat die Stelle Verfahren für die Identifizierung von Fracht und Post mit hohem Risiko (HRCM) etabliert? 

JA oder NEIN 

Falls JA, Beschreibung 

6.3. Wird Fracht und Post mit hohem Risiko HRCM-Kontrollverfahren gemäß den EU-Rechtsvorschriften unterzo­
gen? 

JA oder NEIN 

Falls NEIN, Angabe der angewendeten Verfahren 

6.4. Deklariert die Stelle nach Vornahme der Kontrolle den Sicherheitsstatus für SHR in den Begleitpapieren der 
Sendung? 

JA oder NEIN 

Falls JA: Beschreibung, wie der Sicherheitsstatus erteilt 
wird und in welchem Dokument 

6.5. Schlussfolgerung: Ist das von der Stelle eingerichtete Verfahren relevant und ausreichend, um zu gewährleisten, 
dass sämtliche Fracht und Post mit hohem Risiko (HRCM) vor dem Verladen sachgemäß behandelt wurden? 

JA oder NEIN 

Falls NEIN, Begründung 

Bemerkungen der Stelle 

Bemerkungen des EU-Validierungsprüfers für die Luft­
sicherheit 

TEIL 7 

Schutz der gesicherten Luftfracht und Luftpost 

Ziel: Der RA3 muss Verfahren etabliert haben, die gewährleisten, dass in die EU/den EWR zu befördernde Luftfracht/ 
Luftpost vor einem unbefugten Eingriff und/oder Manipulation geschützt ist von dem Zeitpunkt an, zu dem eine 
Kontrolle oder Sicherheitskontrollen durchgeführt wurden oder dem Zeitpunkt der Annahme nach Durchführung einer 
Kontrolle oder Sicherheitskontrollen bis zur Verladung oder Übergabe an einen ACC3 oder einen anderen RA3. Wenn 
zuvor gesicherte Luftfracht und Luftpost anschließend nicht geschützt wird, darf sie nicht verladen oder einem ACC3 
oder anderen RA3 als sichere Fracht oder Post übergeben werden. 

Der Schutz kann auf unterschiedliche Weise gewährleistet werden, z. B. mit physischen Mitteln (Barrieren, abge­
schlossene Räume usw.), personellen Mitteln (Streifengänge, geschultes Personal usw.) und technischen Mitteln (Video­
überwachung, Einbruch- bzw. Alarmanlagen usw.).
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In die EU/den EWR zu befördernde gesicherte Luftfracht oder Luftpost sollte von nicht gesicherter Luftfracht oder 
Luftpost getrennt werden. 

Bezug: Nummer 6.8.3.1 

7.1. Wird der Schutz gesicherter Luftfracht und Luftpost im Namen der validierten Stelle von einer anderen Stelle 
gewährleistet? 

JA oder NEIN 

Falls JA: 

Um welche Art von Stellen handelt es sich? Angabe 
der Einzelheiten: 

— privates Kontrollunternehmen; 
— behördlich reguliertes Unternehmen; 

— behördliche Kontrollstelle; 

— Sonstige. 

7.2. Sind Sicherheitskontrollen und Schutzmaßnahmen eingerichtet, mit denen Manipulationen während der Kon­
trolle verhindert werden? 

JA oder NEIN 

Falls JA, Beschreibung: 

Angabe der Art getroffener Schutzmaßnahmen: 
— physische Mittel (Zaun, Barriere, solides Gebäude 

usw.); 
— personelle Mittel (Streifengänge usw.); 
— technische Mittel (Videoüberwachung, Alarmanla­

gen usw.) 

Erläuterung, wie diese organisiert sind 

7.3. Ist die sichere Luftfracht/Luftpost nur befugten Personen zugänglich? 

JA oder NEIN 

Falls JA, Beschreibung: 

Angabe, wie alle Zugangspunkte (einschließlich Türen 
und Fenster) zu identifizierbarer und gesicherter Luft­
fracht/Luftpost kontrolliert werden 

7.4. Sind Verfahren etabliert, mit denen gewährleistet wird, dass in die EU/den EWR zu befördernde Luftfracht/Luft­
post, die den Sicherheitskontrollen unterzogen wurde, von dem Zeitpunkt an, zu dem sie gesichert wurde, bis 
zum Zeitpunkt der Verladung oder Übergabe an ein ACC3 oder einen anderen RA3, vor unbefugten Eingriffen 
geschützt ist? 

JA oder NEIN 

Falls JA: Beschreibung, wie der Schutz erfolgt (physi­
sche, personelle, technische Mittel usw.) 

Ebenfalls Angabe, ob das Gebäude solide ist und wel­
che Baumaterialien verwendet wurden, falls bekannt 

Falls NEIN, Begründung 

7.5. Schlussfolgerung: Ist der Schutz von Sendungen ausreichend robust, um unrechtmäßige Eingriffe zu verhindern? 

JA oder NEIN
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Falls NEIN, Begründung 

Bemerkungen der Stelle 

Bemerkungen des EU-Validierungsprüfers für die Luft­
sicherheit 

TEIL 8 

Dokumentation 

Ziel: Der Sicherheitsstatus einer Sendung ist in den Begleitunterlagen der Sendung entweder in Form eines Luftfracht­
briefs, gleichwertiger postalischer Unterlagen oder in einer gesonderten Erklärung — entweder elektronisch oder 
schriftlich — anzugeben. Den Sicherheitsstatus erteilt der RA3. 

Bezug: Nummern 6.3.2.6 d) und 6.8.3.4. 

Anmerkung: Folgende Sicherheitsstatusangaben können gemacht werden: 

— ‚SPX‘, d. h. sicher für Passagierflugzeuge, Nurfrachtflugzeuge, Nurpostflugzeuge oder 

— ‚SCO‘, d. h. sicher ausschließlich für Nurfrachtflugzeuge und Nurpostflugzeuge oder 

— ‚SHR‘, d. h. sicher für Passagierflugzeuge, Nurfrachtflugzeuge und Nurpostflugzeuge gemäß den Anforderungen für 
hohe Risiken. 

8.1. Gibt die Stelle in den Begleitunterlagen (z. B. Luftfrachtbrief) den Status der Fracht an und wie dieser erteilt 
wurde? 

JA oder NEIN 

Falls NEIN, Erläuterung 

8.2. Schlussfolgerung: Ist das Dokumentationsverfahren ausreichend, um zu gewährleisten, dass Fracht oder Post mit 
ordnungsgemäßen Begleitunterlagen versehen ist, in denen der Sicherheitsstatus korrekt angegeben ist? 

JA oder NEIN 

Falls NEIN, Begründung 

Bemerkungen der Stelle 

Bemerkungen des EU-Validierungsprüfers für die Luft­
sicherheit 

TEIL 9 

Transport 

Ziel: Luftfracht und Luftpost müssen ab dem Zeitpunkt, zu dem die Sicherung erfolgte, bis zur Verladung oder 
Übergabe an ein ACC3 oder einen anderen RA3 vor unbefugtem Eingriff oder Manipulation geschützt werden. 
Dies umfasst auch den Schutz während des Transports zum Luftfahrzeug bzw. zum ACC3 oder zu einem anderen 
RA3. Wenn zuvor gesicherte Luftfracht und Luftpost während des Transports nicht geschützt wird, darf sie nicht 
verladen oder einem ACC3 oder anderen RA3 als sichere Fracht übergeben werden. 

Während des Transports zu einem Luftfahrzeug, ACC3 oder anderen RA3 ist der RA3 für den Schutz der sicheren 
Sendungen verantwortlich. Dies gilt auch für den Fall, dass der Transport von einer anderen Stelle, beispielsweise 
einem Spediteur, im Namen des RA3 durchgeführt wird. Es gilt nicht für den Fall, dass die Sendungen unter der 
Verantwortung eines ACC3 oder anderen RA3 transportiert werden. 

Bezug: Nummer 6.8.3 

9.1. Wie wird die Luftfracht/Luftpost zu dem ACC3/einem anderen RA3 transportiert? 

a) Eigener Transport der validierten Stelle? 

JA oder NEIN
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b) Transport durch andere RA3/ACC3? 

JA oder NEIN 

c) Durch einen von der validierten Stelle beauftragten Auftragnehmer? 

JA oder NEIN 

9.2. Wird die Luftfracht/Luftpost manipulationssicher verpackt? 

JA oder NEIN 

Falls JA, wie? 

9.3. Wird das Fahrzeug vor dem Transport versiegelt oder abgeschlossen? 

JA oder NEIN 

Falls JA, wie? 

9.4. Falls nummerierte Siegel verwendet werden: Wird der Zugang zu den Siegeln kontrolliert und werden die 
Nummern aufgezeichnet? 

JA oder NEIN 

Falls JA, wie? 

9.5. Unterzeichnet der jeweilige Spediteur ggf. die Spediteurserklärung? 

JA oder NEIN 

9.6. Hat die Person, die die Fracht transportiert, besondere Sicherheitskontrollen und eine Schulung des Sicherheits­
bewusstseins absolviert, bevor sie zum Transport gesicherter Luftfracht und/oder Luftpost befugt wird? 

JA oder NEIN 

Falls JA: Beschreibung der Art der Sicherheitskontrol­
len (beschäftigungsbezogene Überprüfung, Zuverläs­
sigkeitsüberprüfung usw.) und der Art der Schulung 
(Schulung des Sicherheitsbewusstseins usw.) 

9.7. Schlussfolgerung: Reichen die Maßnahmen aus, um Luftfracht/Luftpost vor unbefugtem Eingriff während des 
Transports zu schützen? 

JA oder NEIN 

Falls NEIN, Begründung 

Bemerkungen der Stelle 

Bemerkungen des EU-Validierungsprüfers für die Luft­
sicherheit 

TEIL 10 

Einhaltung der Bestimmungen 

Ziel: Nach Prüfung der neun vorangehenden Teile dieser Prüfliste hat der EU-Validierungsprüfer für die Luftsicherheit 
die Schlussfolgerung zu ziehen, ob seine Prüfung vor Ort ergeben hat, dass die Sicherheitskontrollen in Überein­
stimmung mit den Zielen dieser Prüfliste für in die EU/den EWR zu befördernde Luftfracht/Luftpost durchgeführt 
werden. 

Zwei unterschiedliche Szenarios sind möglich. Der EU-Validierungsprüfer für die Luftsicherheit gelangt zu dem Schluss, 
dass die Stelle 

a) die in dieser Prüfliste aufgeführten Ziele einhält. Der EU-Validierungsprüfer händigt der validierten Stelle das 
Original des Validierungsberichts aus und trifft die Feststellung, dass die Stelle als reglementierter Beauftragter 
mit EU-Validierung der Luftsicherheit in einem Drittland benannt wird; 

b) die in dieser Prüfliste aufgeführten Ziele nicht einhält. In diesem Fall ist die Stelle nicht befugt, gesicherte Luftfracht 
oder Luftpost zur Beförderung in die EU/den EWR an ein ACC3 oder einen anderen RA3 zu übergeben. Sie erhält 
eine Kopie der ausgefüllten Prüfliste mit Angabe der Mängel.
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Im Allgemeinen hat der EU-Validierungsprüfer für die Luftsicherheit zu entscheiden, ob Fracht und Post von der 
validierten Stelle so behandelt werden, dass sie im Einklang mit den geltenden EU-Vorschriften zu dem Zeitpunkt, zu 
dem sie einem ACC3 oder einem anderen RA3 übergeben werden, als sicher für die Beförderung in die EU/den EWR 
angesehen werden können. 

Der EU-Validierungsprüfer für die Luftsicherheit hat zu beachten, dass die Bewertung anhand einer Methodik erfolgt, 
die auf eine globale, an den Zielen ausgerichtete Einhaltung der Vorschriften abstellt. 

10.1. Allgemeine Schlussfolgerung: 

Bewertung (und Mitteilung) 
(Zutreffendes hervorheben) 
Bei ‚Bestanden‘ gilt die Stelle als reglementierter Be­
auftragter mit EU-Validierung der Luftsicherheit in 
einem Drittland (RA3). 

Bestanden/nicht bestanden 

Lautet die Gesamtbewertung ‚nicht bestanden‘, sind nachfolgend die Bereiche aufzuführen, in denen die Stelle 
den erforderlichen Sicherheitsstandard nicht erreicht hat oder eine spezifische Schwachstelle aufweist. Ebenso 
anzugeben sind Empfehlungen für Anpassungen, die notwendig sind, um den erforderlichen Standard zu 
erreichen und somit die Bewertung zu bestehen. 

Bemerkungen des EU-Validierungsprüfers für die 
Luftsicherheit 

Bemerkungen der Stelle 

Name des Validierungsprüfers: 

Datum: 

Unterschrift: 

ANHANG 

Liste der besuchten und befragten Personen und Stellen 

Angabe des Namens der Stelle, des Namens der Kontaktperson und des Datums des Besuchs oder der Befragung 

Name der Stelle Name der Kontaktperson Datum des Besuchs/der Befragung“ 

(*) Mitgliedstaaten der Europäischen Union: Österreich, Belgien, Bulgarien, Kroatien, Zypern, die Tschechische Repu­
blik, Dänemark, Estland, Finnland, Frankreich, Deutschland, Griechenland, Ungarn, Irland, Italien, Lettland, Litau­
en, Luxemburg, Malta, die Niederlande, Polen, Portugal, Rumänien, Slowakei, Slowenien, Spanien, Schweden, das 
Vereinigte Königreich. 

(**) Luftfracht/Luftpost/Luftfahrzeuge in die EU/den EWR in dieser Prüfliste entspricht Luftfracht/Luftpost/Luftfahr­
zeugen mit Ziel in der EU, Island, Norwegen und der Schweiz.“ 

2. Folgende Anlage wird nach Anlage 6-C3 eingefügt: 

„ANLAGE 6-C4 

VALIDIERUNGSPRÜFLISTE FÜR BEKANNTE VERSENDER MIT EU-VALIDIERUNG DER LUFTSICHERHEIT IN EINEM 
DRITTLAND 

Stellen in Drittländern haben die Möglichkeit, Teil der sicheren Lieferkette eines ACC3 (Luftfahrtunternehmen, das 
Luftfracht oder Luftpost von einem Drittlandsflughafen in die Union befördert) zu werden, indem sie die Benennung
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als bekannter Versender mit EU-Validierung der Luftsicherheit in einem Drittland (KC3) beantragen. Ein KC3 ist eine 
Fracht abfertigende Stelle in einem Drittland, die auf der Grundlage einer EU-Validierung der Luftsicherheit validiert 
und als solche zugelassen wurde. 

Ein KC3 stellt sicher, dass die Sicherheitskontrollen für Sendungen in die Europäische Union durchgeführt wurden und 
die Sendungen ab dem Zeitpunkt der Durchführung der Sicherheitskontrollen bis zur Übergabe an ein ACC3 oder 
einen reglementierten Beauftragten mit EU-Validierung der Luftsicherheit in einem Drittland (RA3) vor unbefugtem 
Eingriff geschützt wurden. 

Die Voraussetzungen für die Beförderung von Luftfracht oder Luftpost in die Union (EU) oder nach Island, Norwegen 
und in die Schweiz sind durch die Verordnung (EU) Nr. 185/2010, geändert durch die Durchführungsverordnung (EU) 
Nr. 859/2011 und die Durchführungsverordnung (EU) Nr. 1082/2012 der Kommission (*), vorgeschrieben. 

Die Prüfliste ist das vom EU-Validierungsprüfer für die Luftsicherheit zu verwendende Instrument für die Bewertung 
des Niveaus der Sicherheitsmaßnahmen, die auf Luftfracht oder Luftpost in die EU/den EWR unter der Verantwortung 
der Stelle, die die Benennung als KC3 beantragt, angewendet werden. Die Prüfliste ist nur in den unter Nummer 
6.8.4.1 b) des Anhangs der Verordnung (EU) Nr. 185/2010 aufgeführten Fällen zu verwenden. In den unter Nummer 
6.8.4.1 a) des genannten Anhangs aufgeführten Fällen hat der EU-Validierungsprüfer für die Luftsicherheit die ACC3- 
Prüfliste zu verwenden. 

Wenn der EU-Validierungsprüfer für die Luftsicherheit zu dem Schluss kommt, dass die Stelle die in dieser Prüfliste 
aufgeführten Ziele erfüllt, wird der validierten Stelle ein Validierungsbericht ausgehändigt. Im Validierungsbericht wird 
bestätigt, dass die Stelle als bekannter Versender mit EU-Validierung für die Luftsicherheit in einem Drittland (KC3) 
benannt wird. Der KC3 darf den Bericht in seinen geschäftlichen Beziehungen zu jedem ACC3 und RA3 verwenden. 
Bestandteil des Validierungsberichts sind mindestens alle folgenden Elemente: 

a) die ausgefüllte Prüfliste (Anlage 6-C4 des Anhangs der Verordnung (EU) Nr. 185/2010), unterzeichnet vom EU- 
Validierungsprüfer für die Luftsicherheit und ggf. mit Bemerkungen der validierten Stelle; 

b) die Verpflichtungserklärung (Anlage 6-H3 im Anhang der Verordnung (EU) Nr. 185/2010), unterzeichnet von der 
validierten Stelle; und 

c) eine Erklärung der Unabhängigkeit (Anlage 11-A im Anhang der Verordnung (EU) Nr. 185/2010) bezüglich der 
validierten Stelle, unterzeichnet vom EU-Validierungsprüfer für die Luftsicherheit. 

Die Paginierung, das Datum der EU-Validierung der Luftsicherheit und die Paraphierung auf jeder Seite durch den 
Validierungsprüfer und die validierte Stelle weisen die Integrität des Validierungsberichts nach. Der Validierungsbericht 
ist standardmäßig in englischer Sprache zu verfassen. 

Für die Teile, die nicht anhand der Bestimmungen der Verordnung (EU) Nr. 185/2010 bewertet werden können, 
werden als grundlegende Normen die ICAO-Richtlinien und -Empfehlungen (SARP) von Anhang 17 des Abkommens 
über die internationale Zivilluftfahrt und das Anleitungsmaterial aus dem ICAO-Handbuch für die Luftsicherheit (Doc 
8973-Restricted) verwendet. 

Führt die EU-Validierung der Luftsicherheit zu dem Ergebnis, dass die Stelle die in dieser Prüfliste aufgeführten Ziele 
nicht erfüllt, wird dieser Stelle eine Kopie der ausgefüllten Prüfliste mit Angabe der Mängel ausgehändigt. 

Ausfüllhinweise: 

1. Alle Teile der Prüfliste sind auszufüllen. Sind keine Informationen verfügbar, ist dies zu erläutern. 

2. Nach jedem Teil hat der EU-Validierungsprüfer für die Luftsicherheit den Schluss zu ziehen, ob und inwieweit die 
Ziele dieses Teils erfüllt sind. 

TEIL 1 

Organisation und Zuständigkeiten 

1.1. Datum/Daten der Validierung 

vollständiges Datumsformat, z. B. 01.10.2012 bis 02.10.2012 

TT/MM/JJJJ 

1.2. Ggf. Datum der vorhergehenden Validierung 

TT/MM/JJJJ 

Frühere KC3-Registriernummer, falls vorhanden
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AEO-Zertifikat/C-TPAT-Status/andere Bescheinigun­
gen, falls vorhanden 

1.3. Angaben zum Validierungsprüfer für die Luftsicherheit 

Name 

Unternehmen/Einrichtung/Behörde 

Eindeutige alphanumerische Kennung (UAI) 

E-Mail-Adresse 

Telefonnummer (mit internationaler Vorwahl) 

1.4. Name der zu validierenden Stelle 

Name 

Unternehmensnummer (z. B. Handelsregisternummer, 
falls zutreffend) 

Nummer/Einheit/Gebäude 

Straße 

Stadt 

Postleitzahl 

Bundesstaat/Bundesland (falls relevant) 

Land 

Postfachanschrift, falls vorhanden 

1.5. Hauptadresse der Stelle (falls abweichend von der zu validierenden Betriebsstätte) 

Nummer/Einheit/Gebäude 

Straße 

Stadt 

Postleitzahl 

Bundesstaat/Bundesland (falls relevant) 

Land 

Postfachanschrift, falls vorhanden 

1.6. Art der Geschäftstätigkeit — Art der abgefertigten Fracht 

Welche Geschäftstätigkeiten werden ausgeübt und wel­
che Art von Fracht wird in den Räumlichkeiten des 
Antragstellers bearbeitet? 

1.7. Ist der Antragsteller verantwortlich für …? 

a) Produktion, 

b) Verpackung, 

c) Lagerung, 

d) Versand, 

e) Sonstiges. (Einzelheiten angeben) 

1.8. Ungefähre Zahl der Beschäftigten in der Betriebsstätte 

Zahl
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1.9. Name und Funktion der für die Sicherheit von Drittland-Luftfracht/-Luftpost verantwortlichen Person 

Name 

Funktion 

E-Mail-Adresse 

Telefonnummer (mit internationaler Vorwahl) 

TEIL 2 

Organisation und Zuständigkeiten des bekannten Versenders mit EU-Validierung der Luftsicherheit in einem 
Drittland 

Ziel: Es darf keine Luftfracht oder Luftpost in die EU/den EWR befördert werden, ohne Sicherheitskontrollen unter­
zogen worden zu sein. Fracht und Post, die von einem KC3 einem ACC3 oder RA3 übergeben werden, dürfen nur 
dann als sichere Fracht oder Post akzeptiert werden, wenn solche Sicherheitskontrollen vom KC3 durchgeführt werden. 
Einzelheiten dieser Kontrollen sind in den folgenden Teilen dieser Prüfliste angegeben. 

Der KC3 muss über Verfahren verfügen, um sicherzustellen, dass geeignete Kontrollen für alle Luftfracht und Luftpost 
in die EU/den EWR durchgeführt werden, und dass sichere Fracht oder Post geschützt wird, bis sie einem ACC3 oder 
RA3 übergeben wird. Sicherheitskontrollen umfassen Maßnahmen, mit denen hinreichend sichergestellt wird, dass in 
der Sendung keine verbotenen Gegenstände verborgen sind. 

Bezug: Nummer 6.8.3 

2.1. Verfügt die Stelle über ein Sicherheitsprogramm? 

JA oder NEIN 

Falls NEIN, weiter mit Nummer 2.5 

2.2. Informationen zum Sicherheitsprogramm der Stelle 

Datum (vollständiges Format TT/MM/JJJJ) 

Version 

Wurde das Sicherheitsprogramm der zuständigen Be­
hörde des Staats, in dem sich die Stelle befindet, vor­
gelegt und/oder von dieser genehmigt? Falls JA, Be­
schreibung des Verfahrens 

2.3. Deckt das Sicherheitsprogramm die in der Prüfliste (Teile 4 bis 11) aufgeführten Elemente in ausreichendem 
Maße ab? 

JA oder NEIN 

Falls NEIN, Angabe der Gründe 

2.4. Ist das Sicherheitsprogramm schlüssig, robust und vollständig? 

JA oder NEIN 

Falls NEIN, Begründung 

2.5. Verfügt die Stelle über einen Prozess, um sicherzustellen, dass die in die EU/den EWR zu befördernde Luftfracht 
oder Luftpost angemessenen Sicherheitskontrollen unterzogen wird, bevor sie einem ACC3 oder einem RA3 
übergeben wird? 

JA oder NEIN 

Falls JA, Beschreibung des Verfahrens
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2.6. Verfügt die Stelle über ein Managementsystem (z. B. Instrumente, Anweisungen usw.), um zu gewährleisten, dass 
die erforderlichen Sicherheitskontrollen durchgeführt werden? 

JA oder NEIN 

Falls JA, Beschreibung des Managementsystems und 
Erläuterung, ob es von der zuständigen Behörde 
oder einer anderen Stelle genehmigt, geprüft oder be­
reitgestellt wird. 

Falls NEIN, Erläuterung, wie die Stelle gewährleistet, 
dass Sicherheitskontrollen in der erforderlichen Weise 
durchgeführt werden. 

2.7. Schlussfolgerungen und allgemeine Bemerkungen zu der Zuverlässigkeit, Schlüssigkeit und Robustheit des Pro­
zesses 

Bemerkungen der Stelle 

Bemerkungen des EU-Validierungsprüfers für die Luft­
sicherheit 

TEIL 3 

Identifizierbare Luftfracht/Luftpost (‚Anvisierbarkeit‘) 

Ziel: Ermittlung des Zeitpunkts (oder des Orts), ab dem Fracht/Post als Luftfracht/Luftpost identifizierbar ist. Anvisier­
barkeit bedeutet die Möglichkeit festzustellen, ab wann/wo Fracht/Post als Luftfracht/Luftpost identifizierbar ist. 

3.1. Durch eine Inspektion von Produktion, Verpackung, Lagerung, Auswahl, Versand und allen anderen relevanten 
Bereichen ist zu ermitteln, wo und wie eine in die EU/den EWR zu befördernde Luftfracht-/Luftpost-Sendung als 
solche identifizierbar wird. 

Beschreibung 

Bemerkungen der Stelle 

Bemerkungen des EU-Validierungsprüfers für die Luft­
sicherheit 

Anmerkung: Detaillierte Angaben über den Schutz identifizierbarer Luftfracht/Luftpost vor unbefugtem Eingriff oder 
Manipulation sollten in Teil 6 bis 9 gemacht werden. 

TEIL 4 

Einstellung und Schulung von Personal 

Ziel: Um zu gewährleisten, dass die erforderlichen Sicherheitskontrollen durchgeführt werden, setzt der KC3 verant­
wortungsvolle und kompetente Mitarbeiter für die Tätigkeiten auf dem Gebiet der Sicherung von Luftfracht oder 
Luftpost ein. Mitarbeiter mit Zugang zu identifizierbarer Luftfracht müssen über alle Kompetenzen verfügen, die zur 
Wahrnehmung ihrer Aufgaben erforderlich sind, und angemessen ausgebildet sein. 

Zu diesem Zweck muss der KC3 über Verfahren verfügen, die gewährleisten, dass alle Mitarbeiter (unbefristet und 
befristet Beschäftigte, Leiharbeitnehmer, Fahrer usw.), die direkten und unbegleiteten Zugang zu Luftfracht/Luftpost 
haben, die Sicherheitskontrollen unterzogen wird oder wurde, 

a) erstmaligen und wiederkehrenden beschäftigungsbezogenen Überprüfungen und/oder Zuverlässigkeitsüberprüfun­
gen unterzogen wurden, die mindestens die Anforderungen der örtlichen Behörden des validierten KC3-Betriebs 
erfüllen, und 

b) eine erstmalige Sicherheitsschulung und wiederkehrende Fortbildungen gemäß den Anforderungen der örtlichen 
Behörden des validierten KC3-Betriebs absolviert haben, so dass sie sich ihrer Sicherheitsverantwortung bewusst 
sind. 

Anmerkung: 

— Eine Zuverlässigkeitsüberprüfung ist eine Überprüfung der Identität einer Person und der bisherigen Erfahrungen — 
einschließlich der Überprüfung auf etwaige Vorstrafen, soweit rechtlich zulässig — als Teil der Beurteilung der 
persönlichen Eignung für die Durchführung von Sicherheitskontrollen und/oder für den unbegleiteten Zugang zu 
Sicherheitsbereichen (Begriffsbestimmung in ICAO-Anhang 17).
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— Eine beschäftigungsbezogene Überprüfung umfasst zumindest die Feststellung der Identität der betreffenden Person 
anhand der zum Nachweis vorgelegten Papiere, die Erfassung aller Beschäftigungsverhältnisse, Aus- und Weiter­
bildungszeiten und jeglicher Lücken mindestens während der letzten fünf Jahre und die Aufforderung der betref­
fenden Person zur Unterzeichnung einer Erklärung, in der sämtliche Straffälligkeiten in allen Staaten des Wohn­
sitzes mindestens während der letzten fünf Jahre aufgeführt sind (Begriffsbestimmung der Europäischen Union). 

Bezug: Nummer 6.8.3.1 

4.1. Besteht ein Verfahren, mit dem sichergestellt wird, dass alle Mitarbeiter mit direktem und unbegleitetem Zugang 
zu identifizierbarer Luftfracht/Luftpost einer beschäftigungsbezogenen Überprüfung unterliegen, bei der Hinter­
grund und Kompetenz beurteilt werden? 

JA oder NEIN 

Falls JA: Wie viele zurückliegende Jahre werden bei der 
beschäftigungsbezogenen Überprüfung berücksichtigt 
und welche Stelle führt die Überprüfung durch? 

4.2. Umfasst das Verfahren Folgendes?: 

 Zuverlässigkeitsüberprüfung 
 Beschäftigungsbezogene Überprüfung 
 Kontrolle der Strafregister 
 Befragungen 
 Sonstiges (mit näheren Angaben) 

Erläuterung der Elemente, Angabe der durchführenden 
Stelle und, sofern zutreffend, des berücksichtigten zu­
rückliegenden Zeitrahmens 

4.3. Besteht ein Verfahren, mit dem sichergestellt wird, dass die Person, die für die Durchführung und Beaufsich­
tigung von Sicherheitskontrollen in der Betriebsstätte verantwortlich ist, einer beschäftigungsbezogenen Über­
prüfung unterliegt, bei der Hintergrund und Kompetenz beurteilt werden? 

JA oder NEIN 

Falls JA: Wie viele zurückliegende Jahre werden bei 
der beschäftigungsbezogenen Überprüfung berück­
sichtigt und welche Stelle führt die Überprüfung 
durch? 

4.4. Umfasst das Verfahren Folgendes? 

 Zuverlässigkeitsüberprüfung 
 Beschäftigungsbezogene Überprüfung 
 Kontrolle der Strafregister 
 Befragungen 
 Sonstiges (mit näheren Angaben) 

Erläuterung der Elemente, Angabe der durchführenden 
Stelle und, sofern zutreffend, des berücksichtigten zu­
rückliegenden Zeitrahmens 

4.5. Wird Personal mit Zugang zu identifizierbarer Luftfracht/Luftpost geschult, bevor es Zugang zu identifizierbarer 
Luftfracht/Luftpost erhält? 

JA oder NEIN 

Falls JA, Angabe der Elemente und der Dauer der 
Schulung 

4.6. Erhält das in Punkt 4.5 genannte Personal wiederkehrende Schulungen? 

JA oder NEIN
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Falls JA, Angabe der Elemente und der Häufigkeit der 
wiederkehrenden Schulungen 

4.7. Schlussfolgerung: Gewährleisten die Maßnahmen im Zusammenhang mit der Einstellung und Schulung von 
Personal, dass alle Mitarbeiter mit Zugang zu in die EU/den EWR zu befördernder Luftfracht/Luftpost ent­
sprechend rekrutiert und soweit geschult wurden, dass sie sich ihrer Sicherheitsverantwortung bewusst sind? 

JA oder NEIN 

Falls NEIN, Begründung 

Bemerkungen der Stelle 

Bemerkungen des EU-Validierungsprüfers für die Luft­
sicherheit 

TEIL 5 

Physische Sicherheit 

Ziel: Der KC3 muss über Verfahren verfügen, mit denen sichergestellt wird, dass identifizierbare in die EU/den EWR zu 
befördernde Luftfracht und/oder Luftpost vor unbefugtem Eingriff und/oder Manipulation geschützt ist. Wenn solche 
Fracht oder Post nicht geschützt wird, kann sie einem ACC3 oder RA3 nicht als sichere Fracht oder Post übergeben 
werden. 

Die Stelle hat zu belegen, wie ihre Betriebsstätte oder Räumlichkeiten geschützt werden und dass einschlägige Ver­
fahren für die Zugangskontrolle eingerichtet sind. Wesentlich ist, dass der Zugang zu dem Bereich, in dem identifizier­
bare Luftfracht/Luftpost bearbeitet oder gelagert wird, kontrolliert wird. Alle Türen, Fenster und sonstigen Zugänge zu 
in die EU/den EWR zu befördernder sicherer Luftfracht/Luftpost müssen gesichert sein oder einer Zugangskontrolle 
unterliegen. 

Physische Sicherheit kann unter anderem mit folgenden Mitteln gewährleistet werden: 

— physische Hindernisse wie Zäune oder Barrieren; 

— technische Mittel unter Verwendung von Alarmanlagen und/oder Videoüberwachung; 

— personelle Mittel, z. B. mit Überwachungstätigkeiten betrautes Personal. 

Bezug: Nummer 6.8.3.1 

5.1. Unterliegen alle Zugänge zu identifizierbarer Luftfracht/Luftpost einer Zugangskontrolle und ist der Zugang auf 
befugte Personen beschränkt? 

JA oder NEIN 

Falls JA: Wie wird der Zugang kontrolliert? Erläute­
rung und Beschreibung. Mehrere Antworten sind 
möglich. 
 durch Sicherheitspersonal 
 durch anderes Personal 
 manuelle Überprüfung, falls Personen der Zugang zu 

dem Bereich gestattet wird 
 elektronische Zugangskontrollsysteme 
 Sonstiges (Einzelangaben) 

Falls JA: Wie wird gewährleistet, dass eine Person zu­
gangsberechtigt ist? Erläuterung und Beschreibung. 
Mehrere Antworten sind möglich. 

— Verwendung eines Firmenausweises; 
— Verwendung eines Ausweises anderer Art, z. B. 

Personalausweis oder Führerschein; 
— vom (Sicherheits-)Personal verwendete Liste befug­

ter Personen; 
— elektronische Zugangsbefugnis, z. B. durch Ver­

wendung eines Mikrochips;
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— Aushändigung von Schlüsseln oder Zugangscodes 
ausschließlich an befugtes Personal; 

— Sonstiges (Einzelangaben). 

5.2. Sind alle Zugangspunkte zu identifizierbarer Luftfracht/Luftpost gesichert? Dazu gehören auch Zugangspunkte, 
die nicht ständig in Gebrauch sind, sowie Zugangspunkte, die in der Regel nicht als solche genutzt werden, z. B. 
Fenster. 

JA oder NEIN 

Falls JA: Wie werden diese Zugangspunkte gesichert? 
Erläuterung und Beschreibung. Mehrere Antworten 
sind möglich. 

— Anwesenheit von Sicherheitspersonal; 

— elektronische Zugangskontrollsysteme, die nur je­
weils einer Person Zugang gewähren; 

— Barrieren, z. B. Fensterläden oder Schlösser; 

— Videoüberwachung; 

— Einbruchalarmanlage. 

5.3. Werden zusätzliche Maßnahmen zur Erhöhung der Sicherheit der Räumlichkeiten im Allgemeinen ergriffen? 

JA oder NEIN 

Falls JA: Erläuterung und Beschreibung der Maßnah­
men 
 Zäune oder Barrieren 
 Videoüberwachung 
 Einbruchalarmanlage 
 Überwachung und Streifengänge 
 Sonstiges (Einzelangaben) 

5.4. Ist das Gebäude solide gebaut? 

JA oder NEIN 

5.5. Schlussfolgerung: Reichen die von der Stelle getroffenen Maßnahmen aus, um den unbefugten Zugang zu 
denjenigen Teilen der Betriebsstätte und Räumlichkeiten zu verhindern, in denen in die EU/den EWR zu 
befördernde identifizierbare Luftfracht/Luftpost bearbeitet oder gelagert wird? 

JA oder NEIN 

Falls NEIN, Begründung 

Bemerkungen der Stelle 

Bemerkungen des EU-Validierungsprüfers für die Luft­
sicherheit 

TEIL 6 

Produktion 

Ziel: Der KC3 muss über Verfahren verfügen, mit denen sichergestellt wird, dass identifizierbare in die EU/den EWR zu 
befördernde Luftfracht und/oder Luftpost während des Produktionsprozesses vor unbefugtem Eingriff und/oder Ma­
nipulation geschützt ist. Wenn solche Fracht oder Post nicht geschützt wird, kann sie einem ACC3 oder RA3 nicht als 
sichere Fracht oder Post übergeben werden. 

Die Stelle muss nachweisen, dass der Zugang zum Produktionsbereich kontrolliert und der Produktionsprozess be­
aufsichtigt wird. Wenn das Produkt im Laufe des Produktionsprozesses als in die EU/den EWR zu befördernde 
Luftfracht/Luftpost identifizierbar wird, hat die Stelle nachzuweisen, dass Maßnahmen getroffen werden, um die Luft­
fracht/Luftpost vor unbefugtem Eingriff oder Manipulation ab dieser Phase zu schützen.
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Folgende Fragen sind zu beantworten, falls das Produkt im Laufe des Produktionsprozesses als in die EU/den EWR zu befördernde 
Luftfracht/Luftpost identifiziert werden kann. 

6.1. Wird der Zugang zum Produktionsbereich kontrolliert und ist er auf befugte Personen beschränkt? 

JA oder NEIN 

Falls JA: Erläuterung, wie die Zugangskontrolle und 
Beschränkung auf befugte Personen erfolgt 

6.2. Wird der Produktionsprozess beaufsichtigt? 

JA oder NEIN 

Falls JA: Erläuterung, wie die Beaufsichtigung erfolgt 

6.3. Sind Kontrollen eingerichtet, mit denen eine Manipulation während der Produktionsphase verhindert werden 
kann? 

JA oder NEIN 

Falls JA, Beschreibung 

6.4. Schlussfolgerung: Reichen die von der Stelle getroffenen Maßnahmen aus, um identifizierbare in die EU/den 
EWR zu befördernde Luftfracht/Luftpost während der Produktion vor unbefugtem Eingriff oder Manipulation zu 
schützen? 

JA oder NEIN 

Falls NEIN, Begründung 

Bemerkungen der Stelle 

Bemerkungen des EU-Validierungsprüfers für die Luft­
sicherheit 

TEIL 7 

Verpackung 

Ziel: Der KC3 muss über Verfahren verfügen, mit denen sichergestellt wird, dass identifizierbare in die EU/den EWR zu 
befördernde Luftfracht und/oder Luftpost während des Verpackungsprozesses vor unbefugtem Eingriff und/oder Ma­
nipulation geschützt ist. Wenn solche Fracht oder Post nicht geschützt wird, kann sie einem ACC3 oder RA3 nicht als 
sichere Fracht oder Post übergeben werden. 

Die Stelle muss nachweisen, dass der Zugang zum Verpackungsbereich kontrolliert und der Verpackungsprozess 
beaufsichtigt wird. Wenn das Produkt während des Verpackens als in die EU/den EWR zu befördernde Luftfracht/Luft­
post identifizierbar wird, hat die Stelle nachzuweisen, dass Maßnahmen getroffen werden, um die Luftfracht/Luftpost 
vor unbefugtem Eingriff oder Manipulation ab dieser Phase zu schützen. Alle fertigen Güter sind vor dem Verpacken 
zu kontrollieren. 

Folgende Fragen sind zu beantworten, falls das Produkt im Laufe des Verpackungsprozesses als in die EU/den EWR zu befördernde 
Luftfracht/Luftpost identifiziert werden kann. 

7.1. Wird der Zugang zum Verpackungsbereich kontrolliert und ist er auf befugte Personen beschränkt? 

JA oder NEIN 

Falls JA: Erläuterung, wie die Zugangskontrolle und 
Beschränkung auf befugte Personen erfolgt 

7.2. Wird der Verpackungsprozess beaufsichtigt? 

JA oder NEIN 

Falls JA: Erklärung, wie die Beaufsichtigung erfolgt 

7.3. Sind Kontrollen eingerichtet, mit denen eine Manipulation während der Verpackungsphase verhindert werden 
kann? 

JA oder NEIN 

Falls JA, Beschreibung
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7.4. Beschreibung der fertigen Außenverpackung: 

a) Ist die fertige Außenverpackung robust? 

JA oder NEIN 

Beschreibung 

b) Ist die fertige Außenverpackung manipulationssicher? 

JA oder NEIN 

Falls JA: Beschreibung, mit welchem Verfahren die 
Verpackung manipulationssicher gemacht wird, z. B. 
durch Verwendung nummerierter Siegel, besonderer 
Stempel oder Sicherheitsbänder usw. 

Falls NEIN: Beschreibung der zur Gewährleistung der 
Integrität der Sendungen getroffenen Schutzmaßnah­
men 

7.5. Schlussfolgerung: Reichen die von der Stelle getroffenen Maßnahmen aus, um identifizierbare in die EU/den 
EWR zu befördernde Luftfracht/Luftpost während des Verpackens vor unbefugtem Eingriff oder Manipulation zu 
schützen? 

JA oder NEIN 

Falls NEIN, Begründung 

Bemerkungen der Stelle 

Bemerkungen des EU-Validierungsprüfers für die Luft­
sicherheit 

TEIL 8 

Lagerung 

Ziel: Der KC3 muss über Verfahren verfügen, mit denen sichergestellt wird, dass identifizierbare in die EU/den EWR zu 
befördernde Luftfracht und/oder Luftpost während der Lagerung vor unbefugtem Eingriff und/oder Manipulation 
geschützt ist. Wenn solche Fracht oder Post nicht geschützt wird, kann sie einem ACC3 oder RA3 nicht als sichere 
Fracht oder Post übergeben werden. 

Die Stelle muss nachweisen, dass der Zugang zum Lagerbereich kontrolliert wird. Wenn das Produkt während der 
Lagerung als in die EU/den EWR zu befördernde Luftfracht/Luftpost identifizierbar wird, hat die Stelle nachzuweisen, 
dass Maßnahmen getroffen werden, um die Luftfracht/Luftpost vor unbefugtem Eingriff oder Manipulation ab dieser 
Phase zu schützen. 

Folgende Fragen sind zu beantworten, falls das Produkt im Laufe der Lagerung als in die EU/den EWR zu befördernde Luft­
fracht/Luftpost identifiziert werden kann. 

8.1. Wird der Zugang zum Lagerbereich kontrolliert und ist er auf befugte Personen beschränkt? 

JA oder NEIN 

Falls JA: Erläuterung, wie die Zugangskontrolle und 
Beschränkung auf befugte Personen erfolgt 

8.2. Wird die fertige und verpackte Luftfracht/Luftpost sicher gelagert und auf Manipulation kontrolliert? 

JA oder NEIN 

Falls JA, Beschreibung 

Falls NEIN: Erläuterung, wie die Stelle gewährleistet, 
dass die fertige und verpackte in die EU/den EWR 
zu befördernde Luftfracht und Luftpost vor unbefug­
tem Eingriff und Manipulation geschützt wird
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8.3. Schlussfolgerung: Reichen die von der Stelle getroffenen Maßnahmen aus, um identifizierbare in die EU/den 
EWR zu befördernde Luftfracht/Luftpost während der Lagerung vor unbefugtem Eingriff oder Manipulation zu 
schützen? 

JA oder NEIN 

Falls NEIN, Begründung 

Bemerkungen der Stelle 

Bemerkungen des EU-Validierungsprüfers für die Luft­
sicherheit 

TEIL 9 

Versand 

Ziel: Der KC3 muss über Verfahren verfügen, mit denen sichergestellt wird, dass identifizierbare in die EU/den EWR zu 
befördernde Luftfracht und/oder Luftpost während des Versandprozesses vor unbefugtem Eingriff und/oder Manipu­
lation geschützt ist. Wenn solche Fracht oder Post nicht geschützt wird, kann sie einem ACC3 oder RA3 nicht als 
sichere Fracht oder Post übergeben werden. 

Die Stelle muss nachweisen, dass der Zugang zum Versandbereich kontrolliert wird. Wenn das Produkt während des 
Versands als in die EU/den EWR zu befördernde Luftfracht/Luftpost identifizierbar wird, hat die Stelle nachzuweisen, 
dass Maßnahmen getroffen werden, um die Luftfracht/Luftpost vor unbefugtem Eingriff oder Manipulation ab dieser 
Phase zu schützen. 

Folgende Fragen sind zu beantworten, falls das Produkt im Laufe des Versandprozesses als in die EU/den EWR zu befördernde 
Luftfracht/Luftpost identifiziert werden kann. 

9.1. Wird der Zugang zum Versandbereich kontrolliert und ist er auf befugte Personen beschränkt? 

JA oder NEIN 

Falls JA: Erläuterung, wie die Zugangskontrolle und 
Beschränkung auf befugte Personen erfolgt 

9.2. Wer hat Zugang zum Versandbereich? Mehrere Antworten sind möglich. 
 Mitarbeiter der Stelle 
 Fahrer 
 Besucher 
 Auftragnehmer 
 Sonstige (Einzelangaben) 

9.3. Wird der Versandprozess beaufsichtigt? 

JA oder NEIN 

Falls JA: Erklärung, wie die Beaufsichtigung erfolgt 

9.4. Sind Kontrollen eingerichtet, um Manipulationen im Versandbereich zu verhindern? 

JA oder NEIN 

Falls JA, Beschreibung 

9.5. Schlussfolgerung: Reichen die von der Stelle getroffenen Maßnahmen aus, um identifizierbare in die EU/den 
EWR zu befördernde Luftfracht/Luftpost während des Versandprozesses vor unbefugtem Eingriff oder Manipu­
lation zu schützen? 

JA oder NEIN 

Falls NEIN, Begründung 

Bemerkungen der Stelle 

Bemerkungen des EU-Validierungsprüfers für die Luft­
sicherheit
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TEIL 10 

Sendungen anderen Ursprungs 

Ziel: Der KC3 verfügt über Verfahren, mit denen sichergestellt wird, dass Fracht oder Post, deren Ursprung er nicht 
selbst ist, einem ACC3 oder RA3 nicht als sichere Fracht oder Post übergeben werden. 

Ein KC3 kann Sendungen, deren Ursprung er nicht selbst ist, einem RA3 oder ACC3 übergeben, sofern 

a) diese Sendungen von Sendungen getrennt werden, deren Ursprung er selbst ist, und 

b) der Ursprung eindeutig auf der Sendung oder in Begleitdokumenten angegeben ist. 

Alle derartigen Sendungen müssen von einem RA3 oder ACC3 kontrolliert werden, bevor sie in ein Luftfahrzeug 
verladen werden. 

10.1. Nimmt die Stelle Fracht- oder Postsendungen, die auf dem Luftweg befördert werden sollen, von einer anderen 
Stelle entgegen? 

JA oder NEIN 

Falls JA: Wie werden diese Sendungen von der eige­
nen Fracht oder Post des Unternehmens getrennt 
gehalten und wie werden sie für den reglementierten 
Beauftragten/Spediteur gekennzeichnet? 

Bemerkungen der Stelle 

Bemerkungen des EU-Validierungsprüfers für die 
Luftsicherheit 

TEIL 11 

Transport 

Ziel: Der KC3 muss über Verfahren verfügen, mit denen sichergestellt wird, dass identifizierbare in die EU/den EWR zu 
befördernde Luftfracht und/oder Luftpost während des Transports vor unbefugtem Eingriff und/oder Manipulation 
geschützt ist. Wenn solche Fracht oder Post nicht geschützt wird, kann sie von einem ACC3 oder RA3 nicht als 
sichere Fracht oder Post übernommen werden. 

Während des Transports ist der KC3 für den Schutz der sicheren Sendungen verantwortlich. Dies gilt auch für den Fall, 
dass der Transport von einer anderen Stelle, beispielsweise einem Spediteur, im Namen des KC3 durchgeführt wird. Es 
gilt nicht für den Fall, dass die Sendungen unter der Verantwortung eines ACC3 oder RA3 transportiert werden. 

Folgende Fragen sind zu beantworten, falls das Produkt während des Transports als in die EU/den EWR zu befördernde Luft­
fracht/Luftpost identifiziert werden kann. 

11.1. Wie wird die Luftfracht/Luftpost zum ACC3/RA3 transportiert? 

a) Eigener Transport der validierten Stelle? 

JA oder NEIN 

b) Transport durch ACC3/RA3? 

JA oder NEIN 

c) Durch einen von der validierten Stelle beauftragten Auftragnehmer? 

JA oder NEIN 

11.2. Ist die Luftfracht/Luftpost manipulationssicher verpackt? 

JA oder NEIN 

Falls JA, wie?
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11.3. Wird das Fahrzeug vor dem Transport versiegelt oder abgeschlossen? 

JA oder NEIN 

Falls JA, wie? 

11.4. Falls nummerierte Siegel verwendet werden: Wird der Zugang zu den Siegeln kontrolliert und werden die 
Nummern aufgezeichnet? 

JA oder NEIN 

Falls JA, wie? 

11.5. Unterzeichnet der jeweilige Spediteur ggf. die Spediteurserklärung? 

JA oder NEIN 

11.6. Hat die Person, die die Fracht transportiert, besondere Sicherheitskontrollen und eine Schulung des Sicher­
heitsbewusstseins absolviert, bevor sie zum Transport gesicherter Luftfracht und/oder Luftpost befugt wird? 

JA oder NEIN 

Falls JA: Beschreibung der Art der Sicherheitskontrol­
len (beschäftigungsbezogene Überprüfung, Zuverläs­
sigkeitsüberprüfung usw.) und der Art der Schulung 
(Schulung des Sicherheitsbewusstseins usw.) 

11.7. Schlussfolgerung: Reichen die Maßnahmen aus, um Luftfracht/Luftpost vor unbefugtem Zugriff während des 
Transports zu schützen? 

JA oder NEIN 

Falls NEIN, Begründung 

Bemerkungen der Stelle 

Bemerkungen des EU-Validierungsprüfers für die 
Luftsicherheit 

TEIL 12 

Einhaltung der Bestimmungen 

Ziel: Nach Prüfung der elf vorangehenden Teile dieser Prüfliste hat der EU-Validierungsprüfer für die Luftsicherheit die 
Schlussfolgerung zu ziehen, ob seine Prüfung vor Ort ergeben hat, dass die Sicherheitskontrollen in Übereinstimmung 
mit den Zielen dieser Prüfliste für in die EU/den EWR zu befördernde Luftfracht/Luftpost durchgeführt werden. 

Zwei unterschiedliche Szenarios sind möglich. Der EU-Validierungsprüfer für die Luftsicherheit gelangt zu dem Schluss, 
dass die Stelle 

a) die in dieser Prüfliste aufgeführten Ziele einhält. Der Validierungsprüfer händigt der validierten Stelle das Original 
des Validierungsberichts aus und trifft die Feststellung, dass die Stelle als bekannter Versender mit EU-Validierung 
der Luftsicherheit in einem Drittland (KC3) benannt wird; 

b) die in dieser Prüfliste aufgeführten Ziele nicht einhält. In diesem Fall ist die Stelle nicht befugt, Luftfracht oder 
Luftpost zur Beförderung in die EU/den EWR einem ACC3 oder RA3 zu übergeben, ohne dass diese von einem 
befugten Beteiligten kontrolliert wird. Sie erhält eine Kopie der ausgefüllten Prüfliste mit Angabe der Mängel. 

Im Allgemeinen hat der EU-Validierungsprüfer für die Luftsicherheit zu entscheiden, ob Fracht und Post von der 
validierten Stelle so behandelt werden, dass sie im Einklang mit den geltenden EU-Vorschriften zu dem Zeitpunkt, zu 
dem sie einem ACC3 oder RA3 übergeben werden, als sicher für die Beförderung in die EU/den EWR angesehen 
werden können. 

Der EU-Validierungsprüfer für die Luftsicherheit hat zu beachten, dass die Bewertung anhand einer Methodik erfolgt, 
die auf eine globale, an den Zielen ausgerichtete Einhaltung der Vorschriften abstellt.
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12.1. Allgemeine Schlussfolgerung: 

Bewertung (und Mitteilung) 
(Zutreffendes hervorheben) 
Bei ‚Bestanden‘ gilt die Stelle als bekannter Versender 
mit EU-Validierung der Luftsicherheit in einem Dritt­
land (KC3). 

Bestanden/nicht bestanden 

Lautet die Gesamtbewertung ‚nicht bestanden‘, sind nachfolgend die Bereiche aufzuführen, in denen die Stelle 
den erforderlichen Sicherheitsstandard nicht erreicht hat oder eine spezifische Schwachstelle aufweist. Ebenso 
anzugeben sind Empfehlungen für Anpassungen, die notwendig sind, um den erforderlichen Standard zu 
erreichen und somit die Bewertung zu bestehen. 

Bemerkungen des EU-Validierungsprüfers für die 
Luftsicherheit 

Bemerkungen der Stelle 

Name des Validierungsprüfers: 

Datum: 

Unterschrift: 

ANHANG 

Liste der besuchten und befragten Personen und Stellen 

Angabe des Namens der Stelle, des Namens der Kontaktperson und des Datums des Besuchs oder der Befragung 

Name der Stelle Name der Kontaktperson Datum des Besuchs/der Befragung 

(*) ABl. L 324 vom 22.11.2012, S. 25.“ 

3. Folgende Anlagen werden nach Anlage 6-H1 eingefügt: 

„ANLAGE 6-H2 

VERPFLICHTUNGSERKLÄRUNG — REGLEMENTIERTER BEAUFTRAGTER MIT EU-VALIDIERUNG DER 
LUFTSICHERHEIT IN EINEM DRITTLAND (RA3) 

Im Namen von [Name des RA3] nehme ich Folgendes zur Kenntnis: 

In diesem Bericht wird das auf den Luftfrachtverkehr in die EU/den EWR angewendete Sicherheitsniveau hinsichtlich 
der in der Prüfliste aufgeführten oder dort in Bezug genommenen Sicherheitsstandards festgestellt. 

[Name des RA3] kann erst nach einer als ‚bestanden‘ bewerteten EU-Validierung der Luftsicherheit durch einen EU- 
Validierungsprüfer für die Luftsicherheit, der in der Unionsdatenbank für reglementierte Beauftragte und bekannte 
Versender eingetragen ist, als ‚reglementierter Beauftragter mit EU-Validierung der Luftsicherheit in einem Drittland 
(RA3)‘ benannt werden.
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Ergibt der Bericht, dass bei den darin überprüften Sicherheitsmaßnahmen die Vorschriften nicht eingehalten wurden, 
kann dies zum Entzug einer für diese Betriebsstätte bereits erteilten Benennung von [Name des RA3] als RA3 führen, 
so dass [Name des RA3] einem ACC3 oder anderen RA3 keine gesicherte in die EU/den EWR zu befördernde 
Luftfracht oder Luftpost übergeben darf. 

Der Bericht ist für fünf Jahre gültig und läuft spätestens am ............................................................................................... ab. 

Im Namen von [Name des RA3] erkläre ich hiermit: 

a) [Name des RA3] wird geeignete Folgemaßnahmen zur Überwachung der im Bericht bestätigten Standards akzep­
tieren. 

b) Alle Änderungen des Betriebs von [Name des RA3], die keine vollständige Neuvalidierung erfordern, werden im 
Originalbericht durch Hinzufügung entsprechender Informationen vermerkt, wobei die bisherigen Informationen 
sichtbar bleiben. Dabei kann es sich um folgende Änderungen handeln: 

1. Die Gesamtverantwortung für die Sicherheit wird einer anderen als der in Nummer 1.8 der Anlage 6-C2 der 
Verordnung (EU) Nr. 185/2010 genannten Person übertragen; 

2. sonstige Änderungen in der Betriebsstätte oder bei den Verfahren, die voraussichtlich erhebliche Auswirkungen 
auf die Sicherheit haben. 

c) [Name des RA3] unterrichtet die ACC3 und RA3, denen er gesicherte Luftfracht und/oder Luftpost übergibt, wenn 
[Name des RA3] seine Tätigkeit einstellt, keine Luftfracht/Luftpost mehr bearbeitet oder die in diesem Bericht 
validierten Anforderungen nicht mehr erfüllen kann. 

d) [Name des RA3] wird das Sicherheitsniveau, das in diesem Bericht als konform mit den in der Prüfliste dargelegten 
Zielen bestätigt wurde, bis zur nachfolgenden Validierung der Tätigkeiten von [Name des RA3] aufrechterhalten 
und gegebenenfalls zusätzliche Sicherheitsmaßnahmen einführen und anwenden, die für die Benennung als RA3 
erforderlich sind, falls Sicherheitsstandards als unzureichend erkannt wurden. 

Im Namen von [Name des RA3] übernehme ich die volle Verantwortung für diese Erklärung. 

Name: 

Funktion im Unternehmen: 

Datum: 

Unterschrift: 

ANLAGE 6-H3 

VERPFLICHTUNGSERKLÄRUNG — BEKANNTER VERSENDER MIT EU-VALIDIERUNG DER LUFTSICHERHEIT IN 
EINEM DRITTLAND (KC3) 

Im Namen von [Name des KC3] nehme ich Folgendes zur Kenntnis: 

In diesem Bericht wird das auf den Luftfrachtverkehr in die EU/den EWR (*) angewendete Sicherheitsniveau hinsichtlich 
der in der Prüfliste aufgeführten oder dort in Bezug genommenen Sicherheitsstandards (**) festgestellt. 

[Name des KC3] kann erst nach einer als ‚bestanden‘ bewerteten EU-Validierung der Luftsicherheit durch einen EU- 
Validierungsprüfer für die Luftsicherheit, der in der Unionsdatenbank für reglementierte Beauftragte und bekannte 
Versender eingetragen ist, als ‚bekannter Versender mit EU-Validierung der Luftsicherheit in einem Drittland (KC3)‘ 
benannt werden. 

Ergibt der Bericht, dass bei den darin überprüften Sicherheitsmaßnahmen die Vorschriften nicht eingehalten wurden, 
kann dies zum Entzug einer für diese Betriebsstätte bereits erteilten Benennung von [Name des KC3] als KC3 führen, 
so dass [Name des KC3] einem ACC3 oder einem reglementierten Beauftragten mit EU-Validierung der Luftsicherheit 
in einem Drittland (RA3) keine gesicherte in die EU/den EWR zu befördernde Luftfracht oder Luftpost übergeben darf. 

Der Bericht ist für fünf Jahre gültig und läuft spätestens am ............................................................................................... ab. 

Im Namen von [Name des KC3] erkläre ich hiermit: 

a) [Name des KC3] wird geeignete Folgemaßnahmen zur Überwachung der im Bericht bestätigten Standards akzep­
tieren. 

b) Alle Änderungen des Betriebs von [Name des KC3], die keine vollständige Neuvalidierung erfordern, werden im 
Originalbericht durch Hinzufügung entsprechender Informationen vermerkt, wobei die bisherigen Informationen 
sichtbar bleiben. Dabei kann es sich um folgende Änderungen handeln: 

1. Die Gesamtverantwortung für die Sicherheit wird einer anderen als der in Nummer 1.9 der Anlage 6-C4 der 
Verordnung (EU) Nr. 185/2010 genannten Person übertragen; 

2. sonstige Änderungen in der Betriebsstätte oder bei den Verfahren, die voraussichtlich erhebliche Auswirkungen 
auf die Sicherheit haben.
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c) [Name des KC3] unterrichtet die ACC3 und RA3, denen er gesicherte Luftfracht und/oder Luftpost übergibt, wenn 
[Name des KC3] seine Tätigkeit einstellt, keine Luftfracht/Luftpost mehr bearbeitet oder die in diesem Bericht 
validierten Anforderungen nicht mehr erfüllen kann. 

d) [Name des KC3] wird das Sicherheitsniveau, das in diesem Bericht als konform mit den in der Prüfliste dargelegten 
Zielen bestätigt wurde, bis zur nachfolgenden Validierung der Tätigkeiten von [Name des KC3] aufrechterhalten 
und gegebenenfalls zusätzliche Sicherheitsmaßnahmen einführen und anwenden, die für die Benennung als KC3 
erforderlich sind, falls Sicherheitsstandards als unzureichend erkannt wurden. 

Im Namen von [Name des KC3] übernehme ich die volle Verantwortung für diese Erklärung. 

Name: 

Funktion im Unternehmen: 

Datum: 

Unterschrift: 

___________ 
(*) Flughäfen in Österreich, Belgien, Bulgarien, Kroatien, Zypern, der Tschechischen Republik, Dänemark, Estland, 

Finnland, Frankreich, Deutschland, Griechenland, Ungarn, Irland, Italien, Lettland, Litauen, Luxemburg, Malta, den 
Niederlanden, Polen, Portugal, Rumänien, der Slowakei, Slowenien, Spanien, Schweden, dem Vereinigten König­
reich sowie Island, Norwegen und der Schweiz. 

(**) Verordnung (EU) Nr. 185/2010, geändert durch die Durchführungsverordnungen (EU) Nr. 859/2011 und (EU) 
Nr. 1082/2012.“
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VERORDNUNG (EU) Nr. 655/2013 DER KOMMISSION 

vom 10. Juli 2013 

zur Festlegung gemeinsamer Kriterien zur Begründung von Werbeaussagen im Zusammenhang mit 
kosmetischen Mitteln 

(Text von Bedeutung für den EWR) 

DIE EUROPÄISCHE KOMMISSION — 

gestützt auf den Vertrag über die Arbeitsweise der Europäischen 
Union, 

gestützt auf die Verordnung (EG) Nr. 1223/2009 des Europäi­
schen Parlaments und des Rates vom 30. November 2009 über 
kosmetische Mittel ( 1 ), insbesondere auf Artikel 20 Absatz 2 
Unterabsatz 2, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

(1) Endverbraucher im Sinne der Begriffsbestimmung in Ar­
tikel 2 Absatz 1 Buchstabe f der Verordnung (EG) Nr. 
1223/2009 sind mit einer Vielzahl von Werbeaussagen 
hinsichtlich der Funktion, des Inhalts und der Wirkungen 
kosmetischer Mittel konfrontiert. Angesichts der erhebli­
chen Bedeutung kosmetischer Mittel im Leben der End­
verbraucher muss dafür gesorgt werden, dass die durch 
solche Werbeaussagen vermittelten Informationen nütz­
lich, verständlich und zuverlässig sind und es den End­
verbrauchern ermöglichen, fundierte Entscheidungen zu 
treffen und die Mittel auszuwählen, die am besten ihren 
Bedürfnissen und Erwartungen entsprechen. 

(2) Werbeaussagen zu kosmetischen Mitteln dienen haupt­
sächlich zur Information der Endverbraucher über die 
Eigenschaften und qualitativen Merkmale der Produkte. 
Sie sind wesentliche Instrumente zur Unterscheidung 
zwischen den Produkten. Zudem regen sie Innovationen 
an und fördern den Wettbewerb. 

(3) Auf Unionsebene sollten gemeinsame Kriterien festgelegt 
werden, um die Verwendung von Werbeaussagen in Be­
zug auf kosmetische Mittel zu begründen. Das wichtigste 
Ziel der Festlegung gemeinsamer Kriterien ist die Ge­
währleistung eines hohen Niveaus an Schutz für die End­
verbraucher, insbesondere vor irreführenden Aussagen in 
Bezug auf kosmetische Mittel. Ein gemeinsamer Ansatz 
auf Unionsebene sollte auch die Konvergenz der von den 
zuständigen Behörden der Mitgliedstaaten ergriffenen 
Maßnahmen verbessern und Verzerrungen im Binnen­
markt verhindern. Ein solcher Ansatz sollte zudem die 
Zusammenarbeit der für die Durchsetzung des Verbrau­
cherschutzes zuständigen Behörden verbessern, wie in 
der Verordnung (EG) Nr. 2006/2004 des Europäischen 
Parlaments und des Rates vom 27. Oktober 2004 über 
die Zusammenarbeit zwischen den für die Durchsetzung 
der Verbraucherschutzgesetze zuständigen nationalen Be­
hörden („Verordnung über die Zusammenarbeit im Ver­
braucherschutz“) ( 2 ) vorgesehen. 

(4) Artikel 20 der Verordnung (EG) Nr. 1223/2009 gilt für 
Produkte, die unter die Definition des Begriffs „kosmeti­
sches Mittel“ in Artikel 2 jener Verordnung fallen. Die 
gemeinsamen Kriterien gelten somit nur dann, wenn fest­
gestellt wurde, dass das betreffende Produkt tatsächlich 
ein kosmetisches Mittel ist. Die Entscheidung darüber, 
welcher Regelungsrahmen zur Anwendung kommt, tref­
fen die zuständigen nationalen Behörden bzw. die natio­
nalen Gerichte auf Einzelfallbasis. 

(5) Die gemeinsamen Kriterien sollten unbeschadet der 
Richtlinie 2005/29/EG des Europäischen Parlaments 
und des Rates vom 11. Mai 2005 über unlautere Ge­
schäftspraktiken im binnenmarktinternen Geschäftsver­
kehr zwischen Unternehmen und Verbrauchern und zur 
Änderung der Richtlinie 84/450/EWG des Rates, der 
Richtlinien 97/7/EG, 98/27/EG und 2002/65/EG des Eu­
ropäischen Parlaments und des Rates sowie der Verord­
nung (EG) Nr. 2006/2004 des Europäischen Parlaments 
und des Rates („Richtlinie über unlautere Geschäftsprak­
tiken“) ( 3 ), der Richtlinie 2006/114/EG des Europäischen 
Parlaments und des Rates vom 12. Dezember 2006 über 
irreführende und vergleichende Werbung ( 4 ) und anderer 
einschlägiger Rechtsvorschriften der Union gelten. 

(6) Für an Endverbraucher gerichtete Werbeaussagen sollte 
ein flexibler Ansatz gewählt werden, um die gesellschaft­
liche, sprachliche und kulturelle Vielfalt der EU zu be­
rücksichtigen und um die Innovationskraft und die Wett­
bewerbsfähigkeit der europäischen Industrie zu erhalten. 
Ein solcher Ansatz steht im Einklang mit den vom Ge­
richtshof vertretenen Grundsätzen; dieser hat mehrfach 
unterstrichen, dass zur Feststellung, ob eine Werbeaus­
sage möglicherweise für Verbraucher irreführend ist, die 
mutmaßlichen Erwartungen der Verbraucher zu analysie­
ren sind, und zwar unter Berücksichtigung des spezi­
fischen Kontexts und der Umstände, unter denen die 
Aussage gemacht wird, einschließlich sozialer, kultureller 
und sprachlicher Faktoren ( 5 ). 

(7) Die gemeinsamen Kriterien sollten zwar gewährleisten, 
dass EU-weit die gleichen Grundsätze eingehalten wer­
den, sie sollten jedoch nicht auf die Bestimmung und 
Festlegung des Wortlauts von Werbeaussagen für kosme­
tische Mittel abzielen. 

(8) Um sicherzustellen, dass die gemeinsamen Kriterien zur 
Begründung von Werbeaussagen im Zusammenhang mit 
kosmetischen Mitteln ab demselben Zeitpunkt gelten wie 
die Verordnung (EG) Nr. 1223/2009, sollte die vorlie­
gende Verordnung ab dem 11. Juli 2013 gelten.
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(9) Die in dieser Verordnung vorgesehenen Maßnahmen ent­
sprechen der Stellungnahme des Ständigen Ausschusses 
für kosmetische Mittel — 

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 

Artikel 1 

Diese Verordnung gilt für Werbeaussagen in Form von Texten, 
Bezeichnungen, Marken, Abbildungen und anderen bildhaften 
oder nicht bildhaften Zeichen, die sich explizit oder implizit 
auf Merkmale oder Funktionen eines Produkts beziehen und 
die bei der Kennzeichnung, bei der Bereitstellung auf dem Markt 
und in der Werbung für kosmetische Mittel eingesetzt werden. 
Sie gilt für alle Werbeaussagen, unabhängig davon, welches 
Medium oder Marketinginstrument genutzt wird, welche Funk­
tionen des Produkts Gegenstand der Aussagen sind und welche 
Zielgruppe angesprochen wird. 

Artikel 2 

Die verantwortliche Person im Sinne des Artikels 4 der Verord­
nung (EG) Nr. 1223/2009 sorgt dafür, dass Formulierungen von 
Werbeaussagen in Bezug auf kosmetische Mittel die gemein­
samen Kriterien in Anhang I erfüllen und mit der Dokumenta­
tion zum Nachweis der für das kosmetische Mittel angepriese­
nen Wirkung in Einklang stehen, die Teil der Produktinforma­
tionsdatei gemäß Artikel 11 der Verordnung (EG) Nr. 
1223/2009 ist. 

Artikel 3 

Diese Verordnung tritt am Tag nach ihrer Veröffentlichung im 
Amtsblatt der Europäischen Union in Kraft. 

Sie gilt ab dem 11. Juli 2013. 

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt unmittelbar in jedem Mitglied­
staat. 

Brüssel, den 10. Juli 2013 

Für die Kommission 
Der Präsident 

José Manuel BARROSO
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ANHANG 

GEMEINSAME KRITERIEN 

1. Einhaltung von Rechtsvorschriften 

1. Werbeaussagen, denen zufolge ein Produkt von einer zuständigen Behörde innerhalb der EU zugelassen oder 
genehmigt wurde, sind unzulässig. 

2. Die Zulässigkeit einer Werbeaussage richtet sich danach, wie der durchschnittliche Endverbraucher eines kosme­
tischen Mittels, der angemessen gut unterrichtet und angemessen aufmerksam und kritisch ist, diese Aussage unter 
Berücksichtigung der sozialen, kulturellen und sprachlichen Faktoren innerhalb des betreffenden Marktes wahr­
nimmt. 

3. Werbeaussagen, die die Vorstellung vermitteln, dass ein Produkt einen bestimmten Nutzen hat, der jedoch nur in 
der Erfüllung der rechtlichen Mindestanforderungen besteht, sind unzulässig. 

2. Wahrheitstreue 

1. Wird in einer Werbeaussage für ein Produkt behauptet, dass es einen bestimmten Bestandteil enthält, muss dieser 
gezielt vorhanden sein. 

2. Werbeaussagen, die sich auf die Eigenschaften eines bestimmten Bestandteils beziehen, dürfen nicht den Eindruck 
erwecken, dass das Endprodukt dieselben Eigenschaften hat, wenn dies nicht der Fall ist. 

3. Marketing-Mitteilungen dürfen nicht den Eindruck erwecken, Meinungsäußerungen seien nachgeprüfte Aussagen, 
es sei denn, eine Meinungsäußerung spiegelt eine nachprüfbare Tatsache wider. 

3. Belegbarkeit 

1. Werbeaussagen über kosmetische Mittel — ob explizit oder implizit — müssen durch hinreichende und über­
prüfbare Nachweise belegt werden, unabhängig von der Art der für die Bestätigung der Aussagen herangezogenen 
Nachweise (gegebenenfalls einschließlich Sachverständigengutachten). 

2. Die Nachweise zur Bestätigung von Werbeaussagen müssen den Stand der Technik berücksichtigen. 

3. Werden Studien als Nachweis herangezogen, so müssen diese relevant für das Produkt und den behaupteten 
Nutzen sein, auf einwandfrei entwickelten und angewandten Methoden (gültig, zuverlässig und reproduzierbar) 
basieren und ethischen Erwägungen Rechnung tragen. 

4. Die Beweiskraft der Nachweise bzw. Belege muss mit der Art der getätigten Werbeaussage in Einklang stehen; dies 
gilt insbesondere für Aussagen, bei denen eine fehlende Wirksamkeit ein Sicherheitsproblem verursachen könnte. 

5. Eindeutig übertriebene Behauptungen, die vom durchschnittlichen Endverbraucher nicht wörtlich genommen 
werden (Hyperbel), und Behauptungen abstrakter Natur müssen nicht belegt werden. 

6. Eine Aussage, die Eigenschaften eines Bestandteils (explizit oder implizit) auf das Endprodukt extrapoliert, muss 
durch hinreichende und überprüfbare Nachweise belegt werden, etwa durch den Nachweis einer wirksamen 
Konzentration des Bestandteils im Produkt. 

7. Die Bewertung der Annehmbarkeit einer Werbeaussage stützt sich auf das Gewicht der Nachweise in Form 
sämtlicher verfügbarer Studien, Daten und Informationen und richtet sich nach der Art der Werbeaussage sowie 
nach dem allgemeinen Wissensstand der Endverbraucher. 

4. Redlichkeit 

1. Darstellungen zur Wirkung eines Produkts dürfen nicht über das hinausgehen, was die vorhandenen Nachweise 
belegen. 

2. Werbeaussagen dürfen dem betreffenden Produkt keine besonderen (d. h. einzigartigen) Eigenschaften zusprechen, 
wenn ähnliche Produkte dieselben Eigenschaften aufweisen. 

3. Ist die Wirkung eines Produkts an bestimmte Bedingungen gekoppelt (z. B. die Verwendung zusammen mit 
anderen Produkten), so muss dies klar angegeben werden. 

5. Lauterkeit 

1. Werbeaussagen über kosmetische Mittel müssen objektiv sein und dürfen weder Wettbewerber noch Bestandteile, 
die rechtmäßig in kosmetischen Mitteln verwendet werden, herabsetzen. 

2. Aussagen über kosmetische Mittel dürfen nicht zu Verwechslungen mit Produkten von Wettbewerbern führen.

DE 11.7.2013 Amtsblatt der Europäischen Union L 190/33



6. Fundierte Entscheidungsfindung 

1. Werbeaussagen müssen für den durchschnittlichen Endverbraucher klar und verständlich sein. 

2. Werbeaussagen sind ein unmittelbarer Bestandteil der Produkte und müssen Informationen enthalten, die es dem 
durchschnittlichen Endverbraucher ermöglichen, eine fundierte Kaufentscheidung zu treffen. 

3. In Marketing-Mitteilungen ist zu berücksichtigen, inwieweit die Zielgruppe (Bevölkerung der betreffenden Mitglied­
staaten bzw. einzelne Bevölkerungssegmente, z. B. Endverbraucher verschiedenen Alters und Geschlechts) in der 
Lage ist, die Aussage zu erfassen. Marketing-Mitteilungen müssen klar, präzise, relevant und für die Zielgruppe 
verständlich sein.
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VERORDNUNG (EU) Nr. 656/2013 DER KOMMISSION 

vom 10. Juli 2013 

mit Übergangsmaßnahmen hinsichtlich des in Kroatien ausgestellten Musterausweises für Hunde, 
Katzen und Frettchen 

(Text von Bedeutung für den EWR) 

DIE EUROPÄISCHE KOMMISSION — 

gestützt auf den Vertrag über den Beitritt Kroatiens, insbeson­
dere auf Artikel 3 Absatz 4, 

gestützt auf die Akte über den Beitritt Kroatiens, insbesondere 
auf Artikel 42, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

(1) Verordnung (EG) Nr. 998/2003 des Europäischen Par­
laments und des Rates vom 26. Mai 2003 über die Ve­
terinärbedingungen für die Verbringung von Heimtieren 
zu anderen als Handelszwecken und zur Änderung der 
Richtlinie 92/65/EWG des Rates ( 1 ) gilt unter anderem 
für die Verbringung von Heimtieren der in Anhang I 
der genannten Verordnung aufgeführten Arten aus Dritt­
ländern in die Mitgliedstaaten. Hunde und Katzen sind in 
Teil A, Frettchen in Teil B des genannten Anhangs auf­
geführt. 

(2) In Anhang II Teil B Abschnitt 2 der Verordnung (EG) Nr. 
998/2003 sind die Länder und Gebiete, darunter Kroa­
tien, aufgeführt, in denen für die Verbringung der ge­
nannten Heimtiere zu anderen als zu Handelszwecken 
Vorschriften gelten, die denen in der genannten Verord­
nung mindestens gleichwertig sind. 

(3) Somit dürfen Hunde, Katzen und Frettchen aus diesen 
Ländern und Gebieten in die Mitgliedstaaten verbracht 
werden, wenn ein Ausweis mitgeführt wird, der dem 
Muster in Anhang I der Entscheidung 2003/803/EG der 
Kommission vom 26. November 2003 zur Festlegung 
eines Musterausweises für die Verbringung von Hunden, 
Katzen und Frettchen zwischen Mitgliedstaaten ( 2 ) und 
den zusätzlichen Anforderungen gemäß Anhang II der 
genannten Entscheidung entspricht und dessen Einband 
bestimmte notwendige Anpassungen aufweist. 

(4) Ab dem Tag des Beitritts Kroatiens dürfen Hunde, Katzen 
und Frettchen nicht aus Kroatien in einen anderen Mit­
gliedstaat verbracht werden, sofern nicht ein Ausweis für 
sie mitgeführt wird, der dem Muster in Anhang I der 
Entscheidung 2003/803/EG und den zusätzlichen Anfor­
derungen gemäß Anhang II derselben Entscheidung ent­
spricht. 

(5) Möglicherweise befinden sich jedoch auch nach dem Bei­
tritt Kroatiens noch Blankoausweise auf Lager, die vor 

dem Beitrittsdatum von den zuständigen kroatischen Be­
hörden gedruckt oder an die entsprechend ermächtigten 
Tierärzte in Kroatien verteilt, aber noch nicht ausgestellt 
wurden. 

(6) Zudem sollten Ausweise, die vor dem Tag des Beitritts 
ausgestellt wurden, während einer Übergangszeit von drei 
Jahren unter bestimmten Bedingungen weiterhin akzep­
tiert werden, damit sich die verwaltungstechnischen und 
finanziellen Belastungen der Heimtiereigentümer in Gren­
zen halten. 

(7) Zur Erleichterung des Übergangs von der geltenden Re­
gelung auf die ab dem Tag des Beitritts Kroatiens gelten­
den Vorschriften sollten daher Übergangsmaßnahmen für 
die Verbringung von Heimtieren aus Kroatien in die an­
deren Mitgliedstaaten vorgesehen werden. 

(8) Die in dieser Verordnung vorgesehenen Maßnahmen ent­
sprechen der Stellungnahme des Ständigen Ausschusses 
für die Lebensmittelkette und Tiergesundheit, und weder 
das Europäische Parlament noch der Rat haben ihnen 
widersprochen — 

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 

Artikel 1 

Die Mitgliedstaaten gestatten die Verbringung von Heimtieren 
der in Anhang I Teile A und B der Verordnung (EG) Nr. 
998/2003 genannten Arten in ihr Hoheitsgebiet, sofern für 
die Tiere ein Ausweis mitgeführt wird, der von einem entspre­
chend ermächtigten Tierarzt in Kroatien spätestens am 30. Juni 
2014 ausgestellt wurde und folgenden Anforderungen genügt: 

a) Er entspricht dem Muster in Anhang I der Entscheidung 
2003/803/EG und den zusätzlichen Anforderungen gemäß 
Anhang II Buchstabe A, Buchstabe B Nummer 2 Buchstabe 
a, Buchstabe B Nummer 2 Buchstabe c und Buchstabe C der 
genannten Entscheidung; 

b) er trägt, abweichend von Anhang II Buchstabe B Nummer 1 
und Buchstabe B Nummer 2 Buchstabe b der Entscheidung 
2003/803/EG, im oberen Viertel des Deckblatts das kroati­
sche Hoheitszeichen und darunter die Worte „Republika 
Hrvatska“ auf blauem Hintergrund (PANTONE REFLEX 
BLUE). 

Artikel 2 

Diese Verordnung tritt vorbehaltlich des Inkrafttretens des Ver­
trags über den Beitritt Kroatiens und zum Zeitpunkt seines 
Inkrafttretens in Kraft. 

Sie gilt bis zum 30. Juni 2016.
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Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt unmittelbar in jedem Mitglied­
staat. 

Brüssel, den 10. Juli 2013 

Für die Kommission 
Der Präsident 

José Manuel BARROSO
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DURCHFÜHRUNGSVERORDNUNG (EU) Nr. 657/2013 DER KOMMISSION 

vom 10. Juli 2013 

zur Änderung der Durchführungsverordnung (EU) Nr. 1079/2012 zur Festlegung der 
Anforderungen bezüglich des Sprachkanalabstands für den einheitlichen europäischen Luftraum 

(Text von Bedeutung für den EWR) 

DIE EUROPÄISCHE KOMMISSION — 

gestützt auf den Vertrag über die Arbeitsweise der Europäischen 
Union, 

gestützt auf die Verordnung (EG) Nr. 552/2004 des Europäi­
schen Parlaments und des Rates vom 10. März 2004 über die 
Interoperabilität des europäischen Flugverkehrsmanagementnet­
zes („Interoperabilitäts-Verordnung“) ( 1 ), insbesondere auf Arti­
kel 3 Absatz 5, 

gestützt auf die Verordnung (EG) Nr. 549/2004 des Europäi­
schen Parlaments und des Rates vom 10. März 2004 zur Fest­
legung des Rahmens für die Schaffung eines einheitlichen euro­
päischen Luftraums („Rahmenverordnung“) ( 2 ), insbesondere auf 
Artikel 8 Absatz 1, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

(1) Die Durchführungsverordnung (EU) Nr. 1079/2012 der 
Kommission ( 3 ) enthält die Verpflichtung zur koordinier­
ten Einführung des Luft-Boden-Sprechfunks bei einem 
reduzierten Kanalabstand von 8,33 kHz, um die Zahl 
der verfügbaren Frequenzen für den Luft-Boden-Sprech­
funk zu erhöhen und eine Erhöhung der Zahl der Luft­
raumsektoren und der damit verbundenen Flugsiche­
rungskapazitäten zu ermöglichen. 

(2) Mit Artikel 6 Absatz 3 der Durchführungsverordnung 
(EU) Nr. 1079/2012 sollten die in Anhang I aufgeführten 
Mitgliedstaaten verpflichtet werden, eine Zahl neuer Um­
stellungen auf einen Kanalabstand von 8,33 kHz vor­
zunehmen, die mindestens 25 % der Gesamtzahl der Fre­
quenzzuteilungen mit einem Kanalabstand von 25 kHz 
beträgt, die allen Bezirkskontrollstellen im jeweiligen Mit­
gliedstaat zugewiesen sind. Eine mögliche Auslegung des 
derzeit veröffentlichten Texts des Artikels 6 Absatz 3 
besteht jedoch darin, dass er eine weniger ehrgeizige Ver­
pflichtung vorsieht, so dass Mitgliedstaaten, die mehr als 

eine Bezirkskontrollstelle haben, faktisch wesentlich we­
niger zusätzliche Frequenzen bereitstellen müssten. 

(3) Ziel dieser Änderung ist eine Klärung des Artikels 6 Ab­
satz 3 der Durchführungsverordnung (EU) Nr. 
1079/2012, weshalb der ursprüngliche Geltungsbeginn 
beibehalten werden sollte. 

(4) Die Durchführungsverordnung (EU) Nr. 1079/2012 sollte 
daher entsprechend geändert werden. 

(5) Die in dieser Verordnung vorgesehenen Maßnahmen ent­
sprechen der Stellungnahme des Ausschusses für den 
einheitlichen Luftraum — 

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 

Artikel 1 

Artikel 6 Absatz 3 der Durchführungsverordnung (EU) Nr. 
1079/2012 wird wie folgt ersetzt: 

„(3) Die in Anhang I genannten Mitgliedstaaten führen bis 
zum 31. Dezember 2014 eine Zahl neuer Umstellungen auf 
einen Kanalabstand von 8,33 kHz durch, die mindestens 
25 % der Gesamtzahl der Frequenzzuteilungen mit einem 
Kanalabstand von 25 kHz beträgt, die im Zentralregister an­
gegeben und Bezirkskontrollstellen (Area Control Centres, im 
Folgenden ‚ACC‘) im jeweiligen Mitgliedstaat zugewiesen sind. 
Diese Umstellungen sind nicht auf ACC-Frequenzzuteilungen 
begrenzt und umfassen keine Frequenzzuteilungen für die 
Kommunikation zur Betriebssteuerung.“ 

Artikel 2 

Diese Verordnung tritt am zwanzigsten Tag nach ihrer Ver­
öffentlichung im Amtsblatt der Europäischen Union in Kraft. 

Sie gilt mit Wirkung vom 7. Dezember 2012. 

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt unmittelbar in jedem Mitglied­
staat. 

Brüssel, den 10. Juli 2013 

Für die Kommission 
Der Präsident 

José Manuel BARROSO
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VERORDNUNG (EU) Nr. 658/2013 DER KOMMISSION 

vom 10. Juli 2013 

zur Änderung der Anhänge II und III der Verordnung (EG) Nr. 1223/2009 des Europäischen 
Parlaments und des Rates über kosmetische Mittel 

(Text von Bedeutung für den EWR) 

DIE EUROPÄISCHE KOMMISSION — 

gestützt auf den Vertrag über die Arbeitsweise der Europäischen 
Union, 

gestützt auf die Verordnung (EG) Nr. 1223/2009 des Europäi­
schen Parlaments und des Rates vom 30. November 2009 über 
kosmetische Mittel ( 1 ), insbesondere auf Artikel 31 Absatz 1, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

(1) Die Verordnung (EG) Nr. 1223/2009, welche die Richt­
linie 76/768/EWG des Rates vom 27. Juli 1976 zur 
Angleichung der Rechtsvorschriften der Mitgliedstaaten 
über kosmetische Mittel ( 2 ) ersetzt, gilt ab dem 11. Juli 
2013. 

(2) Die Anhänge II und III der Richtlinie 76/768/EWG wur­
den nach dem Erlass der Verordnung durch die Durch­
führungsrichtlinie 2012/21/EU der Kommission ( 3 ) wie 
folgt geändert: Aufnahme eines Haarfärbestoffs in An­
hang II, Aufnahme von 26 Haarfärbestoffen in Anhang 
III Teil 1 und Änderung der zulässigen Höchstkonzen­
tration im kosmetisches Fertigerzeugnis für zwei Haarfär­
bestoffe in Anhang III Teil 1. Diese Änderungen sollten 
nunmehr auch in die Verordnung (EG) Nr. 1223/2009 
aufgenommen werden. 

(3) Gemäß der Durchführungsrichtlinie 2012/21/EU müssen 
die Mitgliedstaaten die Rechts- und Verwaltungsvorschrif­
ten, die sie erlassen haben, um dieser Richtlinie nach­
zukommen, ab dem 1. September 2013 anwenden. Die 
vorliegende Verordnung sollte deshalb ab diesem Datum 
gelten. 

(4) Die Verordnung (EG) Nr. 1223/2009 sollte daher ent­
sprechend geändert werden. 

(5) Die in dieser Verordnung vorgesehenen Maßnahmen ent­
sprechen der Stellungnahme des Ständigen Ausschusses 
für kosmetische Mittel — 

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 

Artikel 1 

Die Anhänge II und III der Verordnung (EG) Nr. 1223/2009 
werden gemäß dem Anhang der vorliegenden Verordnung ge­
ändert. 

Artikel 2 

Diese Verordnung tritt am zwanzigsten Tag nach ihrer Ver­
öffentlichung im Amtsblatt der Europäischen Union in Kraft. 

Sie gilt ab dem 1. September 2013. 

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt unmittelbar in jedem Mitglied­
staat. 

Brüssel, den 10. Juli 2013 

Für die Kommission 
Der Präsident 

José Manuel BARROSO
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ANHANG 

Die Anhänge II und III der Verordnung (EG) Nr. 1223/2009 werden wie folgt geändert: 

1. In Anhang II wird folgender Eintrag angefügt: 

Laufende Num­
mer 

Bezeichnung der Stoffe 

Chemische Bezeichnung/INN CAS-Nummer EG-Nummer 

„1373 N-(2-Nitro-4-aminophenyl)-allylamin (HC Red No. 16) und seine 
Salze 

160219-76-1“ 

2. Anhang III wird wie folgt geändert: 

a) Folgende Einträge mit den laufenden Nummern 198 bis 200 werden angefügt: 

Lau­
fende 
Num­
mer 

Bezeichnung der Stoffe Einschränkungen 

Wortlaut der Anwendungsbedingungen und Warn­
hinweise Chemische Bezeichnung/ 

INN 

Gemeinsame Be­
zeichnung im Glos­
sar der Bestandteile 

CAS-Nummer EG-Nummer Art des Mittels, 
Körperteile 

Höchstkonzentra­
tion in der ge­
brauchsfertigen 

Zubereitung 

Sonstige 

„198 2,2'-[(4-Aminophe­
nyl)imino]bis(etha­
nol)sulfat 

N,N-bis(2-Hy­
droxyethyl)-p- 
Phenylenedia­
mine Sulfate 

54381-16-7 259-134-5 Haarfärbestoff 
in oxidativen 
Haarfärbemit­
teln 

Nach dem Mischen unter oxidativen 
Bedingungen darf die Höchstkon­
zentration bei der Anwendung am 
Haar 2,5 % (berechnet als Sulfat) 
nicht überschreiten. 

— Nicht zusammen mit nitrosie­
renden Agenzien verwenden 

— Höchstgehalt an Nitrosamin: 
50 μg/kg 

— In nitritfreien Behältern auf­
bewahren 

Auf dem Etikett anzugeben: 

Mischverhältnis. 

‚ Haarfärbemittel können schwere allergi­
sche Reaktionen hervorrufen. 

Bitte folgende Hinweise lesen und beachten: 
Dieses Produkt ist nicht für Personen unter 
16 Jahren bestimmt. 
Temporäre Tätowierungen mit ‚schwarzem 
Henna‘ können das Allergierisiko erhöhen. 
Färben Sie Ihr Haar nicht, 

— wenn Sie einen Ausschlag im Gesicht ha­
ben oder wenn Ihre Kopfhaut empfind­
lich, gereizt oder verletzt ist; 

— wenn Sie schon einmal nach dem Färben 
Ihrer Haare eine Reaktion festgestellt ha­
ben; 

— wenn eine temporäre Tätowierung mit 
‚schwarzem Henna‘ bei Ihnen schon ein­
mal eine Reaktion verursacht hat.‘
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Lau­
fende 
Num­
mer 

Bezeichnung der Stoffe Einschränkungen 

Wortlaut der Anwendungsbedingungen und Warn­
hinweise Chemische Bezeichnung/ 

INN 

Gemeinsame Be­
zeichnung im Glos­
sar der Bestandteile 

CAS-Nummer EG-Nummer Art des Mittels, 
Körperteile 

Höchstkonzentra­
tion in der ge­
brauchsfertigen 

Zubereitung 

Sonstige 

199 1,3-Benzoldiol, 4- 
chlor- 

4-Chlororesorci­
nol 

95-88-5 202-462-0 Haarfärbestoff 
in oxidativen 
Haarfärbemit­
teln 

Nach dem Mischen unter oxidativen 
Bedingungen darf die Höchstkon­
zentration bei der Anwendung am 
Haar 2,5 % nicht überschreiten. 

Auf dem Etikett anzugeben: 

Mischverhältnis. 

‚ Haarfärbemittel können schwere allergi­
sche Reaktionen hervorrufen. 

Bitte folgende Hinweise lesen und beachten: 

Dieses Produkt ist nicht für Personen unter 
16 Jahren bestimmt. 

Temporäre Tätowierungen mit ‚schwarzem 
Henna‘ können das Allergierisiko erhöhen. 

Färben Sie Ihr Haar nicht, 

— wenn Sie einen Ausschlag im Gesicht ha­
ben oder wenn Ihre Kopfhaut empfind­
lich, gereizt oder verletzt ist; 

— wenn Sie schon einmal nach dem Färben 
Ihrer Haare eine Reaktion festgestellt ha­
ben; 

— wenn eine temporäre Tätowierung mit 
‚schwarzem Henna‘ bei Ihnen schon ein­
mal eine Reaktion verursacht hat.‘ 

200 2,4,5,6-Tetraamino­
pyrimidinsulfat 

Tetraaminopyri­
midine Sulfate 

5392-28-9 226-393-0 a) Haarfär­
bestoff in 
oxidativen 
Haarfärbe­
mitteln 

a) Nach dem Mischen unter oxida­
tiven Bedingungen darf die 
Höchstkonzentration bei der 
Anwendung am Haar 3,4 % 
(berechnet als Sulfat) nicht 
überschreiten. 

a) Auf dem Etikett anzugeben: 

Mischverhältnis. 

‚ Haarfärbemittel können schwere al­
lergische Reaktionen hervorrufen. 

Bitte folgende Hinweise lesen und beach­
ten: 

Dieses Produkt ist nicht für Personen 
unter 16 Jahren bestimmt. 

Temporäre Tätowierungen mit ‚schwar­
zem Henna‘ können das Allergierisiko 
erhöhen. 

Färben Sie Ihr Haar nicht, 

— wenn Sie einen Ausschlag im Gesicht 
haben oder wenn Ihre Kopfhaut 
empfindlich, gereizt oder verletzt ist; 

b) Haarfär­
bestoff in 
nichtoxi­
dativen 
Haarfärbe­
mitteln 

b) 3,4 % (be­
rechnet als 
Sulfat)
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Lau­
fende 
Num­
mer 

Bezeichnung der Stoffe Einschränkungen 

Wortlaut der Anwendungsbedingungen und Warn­
hinweise Chemische Bezeichnung/ 

INN 

Gemeinsame Be­
zeichnung im Glos­
sar der Bestandteile 

CAS-Nummer EG-Nummer Art des Mittels, 
Körperteile 

Höchstkonzentra­
tion in der ge­
brauchsfertigen 

Zubereitung 

Sonstige 

— wenn Sie schon einmal nach dem Fär­
ben Ihrer Haare eine Reaktion fest­
gestellt haben; 

— wenn eine temporäre Tätowierung 
mit ‚schwarzem Henna‘ bei Ihnen 
schon einmal eine Reaktion ver­
ursacht hat.‘ “ 

b) Folgende Einträge mit den laufenden Nummern 206 bis 214 werden angefügt: 

„206 3-(2-Hydroxyethyl)-p- 
phenylendiammoni­
umsulfat 

Hydroxyethyl-p- 
Phenylenedia­
mine Sulfate 

93841-25-9 298-995-1 Haarfärbestoff 
in oxidativen 
Haarfärbemit­
teln 

Nach dem Mischen unter oxidativen 
Bedingungen darf die Höchstkon­
zentration bei der Anwendung am 
Haar 2,0 % (berechnet als Sulfat) 
nicht überschreiten. 

Auf dem Etikett anzugeben: 

Mischverhältnis. 

‚ Haarfärbemittel können schwere allergi­
sche Reaktionen hervorrufen. 
Bitte folgende Hinweise lesen und beachten: 

Dieses Produkt ist nicht für Personen unter 
16 Jahren bestimmt. 

Temporäre Tätowierungen mit ‚schwarzem 
Henna‘ können das Allergierisiko erhöhen. 

Färben Sie Ihr Haar nicht, 

— wenn Sie einen Ausschlag im Gesicht ha­
ben oder wenn Ihre Kopfhaut empfind­
lich, gereizt oder verletzt ist; 

— wenn Sie schon einmal nach dem Färben 
Ihrer Haare eine Reaktion festgestellt ha­
ben; 

— wenn eine temporäre Tätowierung mit 
‚schwarzem Henna‘ bei Ihnen schon ein­
mal eine Reaktion verursacht hat.“ 

207 1H-Indol-5,6-diol Dihydroxyindo­
le 

3131-52-0 412-130-9 a) Haarfär­
bestoff in 
oxidativen 
Haarfärbe­
mitteln 

a) Nach dem Mischen unter oxida­
tiven Bedingungen darf die 
Höchstkonzentration bei der 
Anwendung am Haar 0,5 % 
nicht überschreiten. 

a) Auf dem Etikett anzugeben: 

Mischverhältnis. 

Für a und b gilt: 
‚ Haarfärbemittel können schwere al­
lergische Reaktionen hervorrufen. 
Bitte folgende Hinweise lesen und beach­
ten: 
Dieses Produkt ist nicht für Personen 
unter 16 Jahren bestimmt.
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Temporäre Tätowierungen mit ‚schwar­
zem Henna‘ können das Allergierisiko 
erhöhen. 

Färben Sie Ihr Haar nicht, 

— wenn Sie einen Ausschlag im Gesicht 
haben oder wenn Ihre Kopfhaut 
empfindlich, gereizt oder verletzt ist; 

— wenn Sie schon einmal nach dem 
Färben Ihrer Haare eine Reaktion 
festgestellt haben; 

— wenn eine temporäre Tätowierung 
mit ‚schwarzem Henna‘ bei Ihnen 
schon einmal eine Reaktion ver­
ursacht hat.‘ 

b) Haarfär­
bestoff in 
nichtoxida­
tiven 
Haarfärbe­
mitteln 

b) 0,5 % 

208 5-Amino-4-chlor-2- 
methylphenolhydro­
chlorid 

5-Amino-4- 
Chloro-o-Cresol 
HCl 

110102-85-7 Haarfärbestoff 
in oxidativen 
Haarfärbemit­
teln 

Nach dem Mischen unter oxidativen 
Bedingungen darf die Höchstkon­
zentration bei der Anwendung am 
Haar 1,5 % (berechnet als Hydro­
chlorid) nicht überschreiten. 

Auf dem Etikett anzugeben: 

Mischverhältnis. 

‚ Haarfärbemittel können schwere allergi­
sche Reaktionen hervorrufen. 

Bitte folgende Hinweise lesen und beachten: 

Dieses Produkt ist nicht für Personen unter 
16 Jahren bestimmt. 

Temporäre Tätowierungen mit ‚schwarzem 
Henna‘ können das Allergierisiko erhöhen. 

Färben Sie Ihr Haar nicht, 

— wenn Sie einen Ausschlag im Gesicht ha­
ben oder wenn Ihre Kopfhaut empfind­
lich, gereizt oder verletzt ist; 

— wenn Sie schon einmal nach dem Färben 
Ihrer Haare eine Reaktion festgestellt ha­
ben; 

— wenn eine temporäre Tätowierung mit 
‚schwarzem Henna‘ bei Ihnen schon ein­
mal eine Reaktion verursacht hat.‘ 

209 1H-Indol-6-ol 6-Hydroxyindo­
le 

2380-86-1 417-020-4 Haarfärbestoff 
in oxidativen 
Haarfärbemit­
teln 

Nach dem Mischen unter oxidativen 
Bedingungen darf die Höchstkon­
zentration bei der Anwendung am 
Haar 0,5 % nicht überschreiten. 

Auf dem Etikett anzugeben: 

Mischverhältnis. 

‚ Haarfärbemittel können schwere allergi­
sche Reaktionen hervorrufen. 

Bitte folgende Hinweise lesen und beachten:
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Dieses Produkt ist nicht für Personen unter 
16 Jahren bestimmt. 

Temporäre Tätowierungen mit ‚schwarzem 
Henna‘ können das Allergierisiko erhöhen. 

Färben Sie Ihr Haar nicht, 

— wenn Sie einen Ausschlag im Gesicht ha­
ben oder wenn Ihre Kopfhaut empfind­
lich, gereizt oder verletzt ist; 

— wenn Sie schon einmal nach dem Färben 
Ihrer Haare eine Reaktion festgestellt ha­
ben; 

— wenn eine temporäre Tätowierung mit 
‚schwarzem Henna‘ bei Ihnen schon ein­
mal eine Reaktion verursacht hat.‘ 

210 1H-Indol-2,3-dion Isatin 91-56-5 202-077-8 Haarfärbestoff 
in nichtoxida­
tiven Haarfär­
bemitteln 

1,6 % ‚ Haarfärbemittel können schwere allergi­
sche Reaktionen hervorrufen. 

Bitte folgende Hinweise lesen und beachten: 

Dieses Produkt ist nicht für Personen unter 
16 Jahren bestimmt. 

Temporäre Tätowierungen mit ‚schwarzem 
Henna‘ können das Allergierisiko erhöhen. 

Färben Sie Ihr Haar nicht, 

— wenn Sie einen Ausschlag im Gesicht ha­
ben oder wenn Ihre Kopfhaut empfind­
lich, gereizt oder verletzt ist; 

— wenn Sie schon einmal nach dem Färben 
Ihrer Haare eine Reaktion festgestellt ha­
ben; 

— wenn eine temporäre Tätowierung mit 
‚schwarzem Henna‘ bei Ihnen schon ein­
mal eine Reaktion verursacht hat.‘ 

211 2-Aminopyridin-3-ol 2-Amino-3-Hy­
droxypyridine 

16867-03-1 240-886-8 Haarfärbestoff 
in oxidativen 
Haarfärbemit­
teln 

Nach dem Mischen unter oxidativen 
Bedingungen darf die Höchstkon­
zentration bei der Anwendung am 
Haar 1,0 % nicht überschreiten. 

Auf dem Etikett anzugeben: 

Mischverhältnis. 

‚ Haarfärbemittel können schwere allergi­
sche Reaktionen hervorrufen. 

Bitte folgende Hinweise lesen und beachten: 

Dieses Produkt ist nicht für Personen unter 
16 Jahren bestimmt.
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Temporäre Tätowierungen mit ‚schwarzem 
Henna‘ können das Allergierisiko erhöhen. 

Färben Sie Ihr Haar nicht, 

— wenn Sie einen Ausschlag im Gesicht ha­
ben oder wenn Ihre Kopfhaut empfind­
lich, gereizt oder verletzt ist; 

— wenn Sie schon einmal nach dem Färben 
Ihrer Haare eine Reaktion festgestellt ha­
ben; 

— wenn eine temporäre Tätowierung mit 
‚schwarzem Henna‘ bei Ihnen schon ein­
mal eine Reaktion verursacht hat.‘ 

212 2-Methyl-1-naphthyl­
acetat 

1-Acetoxy-2- 
Methylnaphtha­
lene 

5697-02-9 454-690-7 Haarfärbestoff 
in oxidativen 
Haarfärbemit­
teln 

Nach dem Mischen unter oxidativen 
Bedingungen darf die Höchstkon­
zentration bei der Anwendung am 
Haar 2,0 % nicht überschreiten. 
(Enthält die Rezeptur eines Haarfär­
bemittels sowohl 2-Methyl-1-Napht­
hol als auch 1-Acetoxy-2-Methyl­
naphthalene, sollte die Höchstkon­
zentration an 2-Methyl-1-Naphthol 
am Kopf 2,0 % nicht überschreiten.) 

Auf dem Etikett anzugeben: 

Mischverhältnis. 

‚ Haarfärbemittel können schwere allergi­
sche Reaktionen hervorrufen. 

Bitte folgende Hinweise lesen und beachten: 

Dieses Produkt ist nicht für Personen unter 
16 Jahren bestimmt. 

Temporäre Tätowierungen mit ‚schwarzem 
Henna‘ können das Allergierisiko erhöhen. 

Färben Sie Ihr Haar nicht, 

— wenn Sie einen Ausschlag im Gesicht ha­
ben oder wenn Ihre Kopfhaut empfind­
lich, gereizt oder verletzt ist; 

— wenn Sie schon einmal nach dem Färben 
Ihrer Haare eine Reaktion festgestellt ha­
ben; 

— wenn eine temporäre Tätowierung mit 
‚schwarzem Henna‘ bei Ihnen schon ein­
mal eine Reaktion verursacht hat.‘ 

213 1-Hydroxy-2-methyl­
naphthalen 

2-Methyl-1- 
Naphthol 

7469-77-4 231-265-2 Haarfärbestoff 
in oxidativen 
Haarfärbemit­
teln 

Nach dem Mischen unter oxidativen 
Bedingungen darf die Höchstkon­
zentration bei der Anwendung am 
Haar 2,0 % nicht überschreiten. 
(Enthält die Rezeptur eines Haarfär­
bemittels sowohl 2-Methyl-1-Napht­
hol als auch 1-Acetoxy-2-Methyl­
naphthalene, sollte die Höchstkon­
zentration an 2-Methyl-1-Naphthol 
am Kopf 2,0 % nicht überschreiten.) 

Auf dem Etikett anzugeben: 

Mischverhältnis. 

‚ Haarfärbemittel können schwere allergi­
sche Reaktionen hervorrufen. 

Bitte folgende Hinweise lesen und beachten: 

Dieses Produkt ist nicht für Personen unter 
16 Jahren bestimmt.
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Temporäre Tätowierungen mit ‚schwarzem 
Henna‘ können das Allergierisiko erhöhen. 

Färben Sie Ihr Haar nicht, 

— wenn Sie einen Ausschlag im Gesicht ha­
ben oder wenn Ihre Kopfhaut empfind­
lich, gereizt oder verletzt ist; 

— wenn Sie schon einmal nach dem Färben 
Ihrer Haare eine Reaktion festgestellt ha­
ben; 

— wenn eine temporäre Tätowierung mit 
‚schwarzem Henna‘ bei Ihnen schon ein­
mal eine Reaktion verursacht hat.‘ 

214 Dinatrium-5,7-dini­
tro-8-oxid-2-naphtha­
lensulfonat CI 10316 

Acid Yellow 1 846-70-8 212-690-2 a) Haarfär­
bestoff in 
oxidativen 
Haarfärbe­
mitteln 

a) Nach dem Mischen unter oxida­
tiven Bedingungen darf die 
Höchstkonzentration bei der 
Anwendung am Haar 1,0 % 
nicht überschreiten. 

a) Auf dem Etikett anzugeben: 

Mischverhältnis. 

Für a und b gilt: 

‚ Haarfärbemittel können schwere al­
lergische Reaktionen hervorrufen. 

Bitte folgende Hinweise lesen und beach­
ten: 

Dieses Produkt ist nicht für Personen 
unter 16 Jahren bestimmt. 

Temporäre Tätowierungen mit ‚schwar­
zem Henna‘ können das Allergierisiko 
erhöhen. 

Färben Sie Ihr Haar nicht, 

— wenn Sie einen Ausschlag im Gesicht 
haben oder wenn Ihre Kopfhaut 
empfindlich, gereizt oder verletzt ist; 

— wenn Sie schon einmal nach dem Fär­
ben Ihrer Haare eine Reaktion fest­
gestellt haben; 

— wenn eine temporäre Tätowierung mit 
‚schwarzem Henna‘ bei Ihnen schon 
einmal eine Reaktion verursacht hat.‘ “ 

b) Haarfär­
bestoff in 
nichtoxida­
tiven 
Haarfärbe­
mitteln 

b) 0,2 %
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c) Der Eintrag mit der laufenden Nummer 240 erhält folgende Fassung: 

„240 4-Nitro-1,2-pheny­
lendiamin 

4-Nitro-o-Phe­
nylenediamine 

99-56-9 202-766-3 Haarfärbestoff 
in oxidativen 
Haarfärbemit­
teln 

Nach dem Mischen unter 
oxidativen Bedingungen darf 
die Höchstkonzentration bei 
der Anwendung am Haar 
0,5 % nicht überschreiten. 

Auf dem Etikett anzugeben: 

Mischverhältnis. 

‚ Haarfärbemittel können schwere allergische Re­
aktionen hervorrufen. 

Bitte folgende Hinweise lesen und beachten: 

Dieses Produkt ist nicht für Personen unter 16 Jahren 
bestimmt. 

Temporäre Tätowierungen mit ‚schwarzem Henna‘ 
können das Allergierisiko erhöhen. 

Färben Sie Ihr Haar nicht, 

— wenn Sie einen Ausschlag im Gesicht haben oder 
wenn Ihre Kopfhaut empfindlich, gereizt oder 
verletzt ist; 

— wenn Sie schon einmal nach dem Färben Ihrer 
Haare eine Reaktion festgestellt haben; 

— wenn eine temporäre Tätowierung mit ‚schwar­
zem Henna‘ bei Ihnen schon einmal eine Re­
aktion verursacht hat.‘ “ 

d) Der Eintrag mit der laufenden Nummer 251 erhält folgende Fassung: 

„251 2-(4-Amino-3-nitroa­
nilin)ethanol 

HC Red No. 7 24905-87-1 246-521-9 Haarfärbestoff 
in nichtoxida­
tiven Haarfär­
bemitteln 

1,0 % — Nicht zusammen mit ni­
trosierenden Agenzien 
verwenden 

— Höchstgehalt an Nitrosa­
min: 50 μg/kg 

— In nitritfreien Behältern 
aufbewahren 

‚ Haarfärbemittel können schwere allergische Re­
aktionen hervorrufen. 

Bitte folgende Hinweise lesen und beachten: 

Dieses Produkt ist nicht für Personen unter 16 Jahren 
bestimmt. 

Temporäre Tätowierungen mit ‚schwarzem Henna‘ 
können das Allergierisiko erhöhen. 

Färben Sie Ihr Haar nicht, 

— wenn Sie einen Ausschlag im Gesicht haben oder 
wenn Ihre Kopfhaut empfindlich, gereizt oder 
verletzt ist; 

— wenn Sie schon einmal nach dem Färben Ihrer 
Haare eine Reaktion festgestellt haben; 

— wenn eine temporäre Tätowierung mit ‚schwar­
zem Henna‘ bei Ihnen schon einmal eine Re­
aktion verursacht hat.‘ “
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e) Der Eintrag mit der laufenden Nummer 253 erhält folgende Fassung: 

„253 2-[bis(2-Hydroxy­
ethyl)amino]-5-nitro­
phenol 

HC Yellow No. 
4 

59820-43-8 428-840-7 Haarfärbestoff 
in nichtoxida­
tiven Haarfär­
bemitteln 

1,5 % — Nicht zusammen mit ni­
trosierenden Agenzien 
verwenden 

— Höchstgehalt an Nitrosa­
min: 50 μg/kg 

— In nitritfreien Behältern 
aufbewahren“ 

f) Die Einträge mit den laufenden Nummern 255 und 256 erhalten folgende Fassung: 

„255 2-[(2-Nitrophe­
nyl)amino]ethanol 

HC Yellow No. 
2 

4926-55-0 225-555-8 a) Haarfär­
bestoff in 
oxidativen 
Haarfärbe­
mitteln 

a) Nach dem Mischen un­
ter oxidativen Bedin­
gungen darf die 
Höchstkonzentration bei 
der Anwendung am 
Haar 0,75 % nicht 
überschreiten. 

Für a und b gilt: 

— Nicht zusammen mit ni­
trosierenden Agenzien 
verwenden 

— Höchstgehalt an Nitrosa­
min: 50 μg/kg 

— In nitritfreien Behältern 
aufbewahren 

a) Auf dem Etikett anzugeben: 

Mischverhältnis. 

‚ Haarfärbemittel können schwere allergische 
Reaktionen hervorrufen. 

Bitte folgende Hinweise lesen und beachten: 

Dieses Produkt ist nicht für Personen unter 16 
Jahren bestimmt. 

Temporäre Tätowierungen mit ‚schwarzem Hen­
na‘ können das Allergierisiko erhöhen. 

Färben Sie Ihr Haar nicht, 

— wenn Sie einen Ausschlag im Gesicht haben 
oder wenn Ihre Kopfhaut empfindlich, gereizt 
oder verletzt ist; 

— wenn Sie schon einmal nach dem Färben 
Ihrer Haare eine Reaktion festgestellt haben; 

— wenn eine temporäre Tätowierung mit 
‚schwarzem Henna‘ bei Ihnen schon einmal 
eine Reaktion verursacht hat.‘ 

b) Haarfär­
bestoff in 
nichtoxida­
tiven 
Haarfärbe­
mitteln 

b) 1,0 % 

256 4-[(2-Nitrophe­
nyl)amino]phenol 

HC Orange No. 
1 

54381-08-7 259-132-4 Haarfärbestoff 
in nichtoxida­
tiven Haarfär­
bemitteln 

1,0 %“
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g) Folgende Einträge mit den laufenden Nummern 258 bis 264 werden angefügt: 

„258 2-Nitro-N1-phenyl- 
benzol-1,4-diamin 

HC Red No. 1 2784-89-6 220-494-3 Haarfärbestoff 
in nichtoxida­
tiven Haarfär­
bemitteln 

1,0 % „ Haarfärbemittel können schwere allergische Re­
aktionen hervorrufen. 

Bitte folgende Hinweise lesen und beachten: 

Dieses Produkt ist nicht für Personen unter 16 Jahren 
bestimmt. 

Temporäre Tätowierungen mit ‚schwarzem Henna‘ 
können das Allergierisiko erhöhen. 

Färben Sie Ihr Haar nicht, 

— wenn Sie einen Ausschlag im Gesicht haben oder 
wenn Ihre Kopfhaut empfindlich, gereizt oder 
verletzt ist; 

— wenn Sie schon einmal nach dem Färben Ihrer 
Haare eine Reaktion festgestellt haben; 

— wenn eine temporäre Tätowierung mit ‚schwar­
zem Henna‘ bei Ihnen schon einmal eine Re­
aktion verursacht hat.“ 

259 1-Methoxy-3-(β-ami­
noethyl)amino-4-ni­
trobenzol, Hydro­
chlorid 

HC Yellow No. 
9 

86419-69-4 415-480-1 Haarfärbestoff 
in nichtoxida­
tiven Haarfär­
bemitteln 

0,5 % (berech­
net als Hydro­
chlorid) 

— Nicht zusammen mit ni­
trosierenden Agenzien 
verwenden 

— Höchstgehalt an Nitrosa­
min: 50 μg/kg 

— In nitritfreien Behältern 
aufbewahren 

260 1-(4’-Aminophenyla­
zo)-2-methyl-4-(bis- 
2-hydroxyethyl)amin­
obenzol 

HC Yellow No. 
7 

104226-21-3 146-420-6 Haarfärbestoff 
in nichtoxida­
tiven Haarfär­
bemitteln 

0,25 % 

261 N-(2-Hydroxyethyl)- 
2-nitro-4-trifluor­
methylanilin 

HC Yellow No. 
13 

10442-83-8 443-760-2 a) Haarfär­
bestoff in 
oxidativen 
Haarfärbe­
mitteln 

a) Nach dem Mischen unter 
oxidativen Bedingungen 
darf die Höchstkonzen­
tration bei der Anwen­
dung am Haar 2,5 % 
nicht überschreiten. 

Für a und b gilt: 

— Nicht zusammen mit ni­
trosierenden Agenzien 
verwenden 

— Höchstgehalt an Nitrosa­
min: 50 μg/kg 

— In nitritfreien Behältern 
aufbewahren 

a) Auf dem Etikett anzugeben: 

Mischverhältnis. 

‚ Haarfärbemittel können schwere allergische 
Reaktionen hervorrufen. 

Bitte folgende Hinweise lesen und beachten: 

Dieses Produkt ist nicht für Personen unter 16 
Jahren bestimmt. 

Temporäre Tätowierungen mit ‚schwarzem Hen­
na‘ können das Allergierisiko erhöhen. 

b) Haarfär­
bestoff in 
nichtoxida­
tiven 
Haarfärbe­
mitteln 

b) 2,5 %
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Färben Sie Ihr Haar nicht, 

— wenn Sie einen Ausschlag im Gesicht haben 
oder wenn Ihre Kopfhaut empfindlich, ge­
reizt oder verletzt ist; 

— wenn Sie schon einmal nach dem Färben 
Ihrer Haare eine Reaktion festgestellt haben; 

— wenn eine temporäre Tätowierung mit 
‚schwarzem Henna‘ bei Ihnen schon einmal 
eine Reaktion verursacht hat.‘ 

262 Benzolaminium, 3- 
[(4,5-Dihydro-3-me­
thyl-5-oxo-1-phenyl- 
1H-pyrazol-4-yl)azo]- 
N,N,Ntrimethyl, 
Chlorid 

Basic Yellow 57 68391-31-1 269-943-5 Haarfärbestoff 
in nichtoxida­
tiven Haarfär­
bemitteln 

2,0 % 

263 Ethanol, 2,2’-[[4-[(4- 
Aminophenyl) 
azo]phenyl] 
imino]bis- 

Disperse Black 
9 

20721-50-0 243-987-5 Haarfärbestoff 
in nichtoxida­
tiven Haarfär­
bemitteln 

0,3 % (des 
Gemisches im 
Verhältnis 1:1 
aus 2,2’-[4-(4- 
Aminopheny­
lazo)phenyli­
mino]dietha­
nol und Li­
gnosulfat) 

264 9,10-Anthracendion, 
1,4-bis[(2,3-Dihy­
droxypropyl) 
amino]- 

HC Blue No. 14 99788-75-7 421-470-7 Haarfärbestoff 
in nichtoxida­
tiven Haarfär­
bemitteln 

0,3 % — Nicht zusammen mit ni­
trosierenden Agenzien 
verwenden 

— Höchstgehalt an Nitrosa­
min: 50 μg/kg 

— In nitritfreien Behältern 
aufbewahren“ 

h) Die Einträge mit den laufenden Nummern 16, 22, 221 und 250 erhalten folgende Fassung: 

Lau­
fende 
Num­
mer 

Bezeichnung der Stoffe Einschränkungen 

Wortlaut der Anwendungsbedingungen und Warnhinweise 
Chemische Bezeichnung/ 

INN 

Gemeinsame Be­
zeichnung im Glos­
sar der Bestandteile 

CAS-Nummer EG-Nummer Art des Mittels, 
Körperteile 

Höchstkonzentra­
tion in der ge­
brauchsfertigen 

Zubereitung 

Sonstige 

„16 1-Naphthalenol 1-Naphthol 90-15-3 201-969-4 Haarfärbestoff 
in oxidativen 
Haarfärbemit­
teln 

Nach dem Mischen unter 
oxidativen Bedingungen darf 
die Höchstkonzentration bei 
der Anwendung am Haar 
2,0 % nicht überschreiten. 

Auf dem Etikett anzugeben: 

Mischverhältnis.
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Lau­
fende 
Num­
mer 

Bezeichnung der Stoffe Einschränkungen 

Wortlaut der Anwendungsbedingungen und Warnhinweise 
Chemische Bezeichnung/ 

INN 

Gemeinsame Be­
zeichnung im Glos­
sar der Bestandteile 

CAS-Nummer EG-Nummer Art des Mittels, 
Körperteile 

Höchstkonzentra­
tion in der ge­
brauchsfertigen 

Zubereitung 

Sonstige 

‚ Haarfärbemittel können schwere allergische Re­
aktionen hervorrufen. 

Bitte folgende Hinweise lesen und beachten: 

Dieses Produkt ist nicht für Personen unter 16 Jahren 
bestimmt. 

Temporäre Tätowierungen mit ‚schwarzem Henna‘ 
können das Allergierisiko erhöhen. 

Färben Sie Ihr Haar nicht, 

— wenn Sie einen Ausschlag im Gesicht haben oder 
wenn Ihre Kopfhaut empfindlich, gereizt oder 
verletzt ist; 

— wenn Sie schon einmal nach dem Färben Ihrer 
Haare eine Reaktion festgestellt haben; 

— wenn eine temporäre Tätowierung mit ‚schwar­
zem Henna‘ bei Ihnen schon einmal eine Re­
aktion verursacht hat.‘ 

22 1,3-Benzoldiol Resorcinol 108-46-3 203-585-2 a) Haarfär­
bestoff in 
oxidativen 
Haarfärbe­
mitteln 

a) 1. allgemeine Verwen­
dung 

2. gewerbliche Verwen­
dung 

Für 1 und 2 gilt: 

Nach dem Mischen unter 
oxidativen Bedingungen darf 
die Höchstkonzentration bei 
der Anwendung am Haar 
1,25 % nicht überschreiten. 

a) 1. Auf dem Etikett anzugeben: 

Mischverhältnis. 

‚ Haarfärbemittel können schwere allergische 
Reaktionen hervorrufen. 

Bitte folgende Hinweise lesen und beachten: 

Dieses Produkt ist nicht für Personen unter 16 
Jahren bestimmt. 

Temporäre Tätowierungen mit ‚schwarzem 
Henna‘ können das Allergierisiko erhöhen. 

Färben Sie Ihr Haar nicht, 

— wenn Sie einen Ausschlag im Gesicht ha­
ben oder wenn Ihre Kopfhaut empfindlich, 
gereizt oder verletzt ist; 

b) Haarlotion 
und Sham­
poo 

b) 0,5 %
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Lau­
fende 
Num­
mer 

Bezeichnung der Stoffe Einschränkungen 

Wortlaut der Anwendungsbedingungen und Warnhinweise 
Chemische Bezeichnung/ 

INN 

Gemeinsame Be­
zeichnung im Glos­
sar der Bestandteile 

CAS-Nummer EG-Nummer Art des Mittels, 
Körperteile 

Höchstkonzentra­
tion in der ge­
brauchsfertigen 

Zubereitung 

Sonstige 

— wenn Sie schon einmal nach dem Färben 
Ihrer Haare eine Reaktion festgestellt haben; 

— wenn eine temporäre Tätowierung mit 
‚schwarzem Henna‘ bei Ihnen schon ein­
mal eine Reaktion verursacht hat. 

Enthält Resorcin. 

Nach Anwendung die Haare gut spülen. 

Sofort Augen spülen, falls das Erzeugnis mit 
den Augen in Berührung gekommen ist. 

Nicht zur Färbung von Wimpern und Augen­
brauen verwenden.“ 

2. Auf dem Etikett anzugeben: 

Mischverhältnis. 

‚Nur für gewerbliche Verwendung. 

Enthält Resorcin. 

Sofort Augen spülen, falls das Erzeugnis mit 
den Augen in Berührung gekommen ist. 

Haarfärbemittel können schwere allergische 
Reaktionen hervorrufen. 

Bitte folgende Hinweise lesen und beachten: 

Dieses Produkt ist nicht für Personen unter 16 
Jahren bestimmt. 

Temporäre Tätowierungen mit ‚schwarzem 
Henna‘ können das Allergierisiko erhöhen.
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Lau­
fende 
Num­
mer 

Bezeichnung der Stoffe Einschränkungen 

Wortlaut der Anwendungsbedingungen und Warnhinweise 
Chemische Bezeichnung/ 

INN 

Gemeinsame Be­
zeichnung im Glos­
sar der Bestandteile 

CAS-Nummer EG-Nummer Art des Mittels, 
Körperteile 

Höchstkonzentra­
tion in der ge­
brauchsfertigen 

Zubereitung 

Sonstige 

Färben Sie Ihr Haar nicht, 

— wenn Sie einen Ausschlag im Gesicht haben 
oder wenn Ihre Kopfhaut empfindlich, ge­
reizt oder verletzt ist; 

— wenn Sie schon einmal nach dem Färben 
Ihrer Haare eine Reaktion festgestellt haben; 

— wenn eine temporäre Tätowierung mit 
‚schwarzem Henna‘ bei Ihnen schon ein­
mal eine Reaktion verursacht hat.‘ 

b) Enthält Resorcin. 

221 2-(4-Methyl-2-nitroa­
nilin)ethanol 

Hydroxyethyl-2- 
Nitro-p-Toluidi­
ne 

100418-33-5 408-090-7 a) Haarfär­
bestoff in 
oxidativen 
Haarfärbe­
mitteln 

a) Nach dem Mischen unter 
oxidativen Bedingungen 
darf die Höchstkonzen­
tration bei der Anwen­
dung am Haar 1,0 % 
nicht überschreiten. 

Für a und b gilt: 

— Nicht zusammen mit ni­
trosierenden Agenzien 
verwenden 

— Höchstgehalt an Nitrosa­
min: 50 μg/kg 

— In nitritfreien Behältern 
aufbewahren 

a) Auf dem Etikett anzugeben: 

Mischverhältnis. 

‚ Haarfärbemittel können schwere allergische 
Reaktionen hervorrufen. 

Bitte folgende Hinweise lesen und beachten: 

Dieses Produkt ist nicht für Personen unter 16 
Jahren bestimmt. 

Temporäre Tätowierungen mit ‚schwarzem Hen­
na‘ können das Allergierisiko erhöhen. 

Färben Sie Ihr Haar nicht, 

— wenn Sie einen Ausschlag im Gesicht haben 
oder wenn Ihre Kopfhaut empfindlich, gereizt 
oder verletzt ist; 

— wenn Sie schon einmal nach dem Färben 
Ihrer Haare eine Reaktion festgestellt haben; 

— wenn eine temporäre Tätowierung mit 
‚schwarzem Henna‘ bei Ihnen schon einmal 
eine Reaktion verursacht hat.‘ 

b) Haarfär­
bestoff in 
nichtoxida­
tiven 
Haarfärbe­
mitteln 

b) 1,0 %
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Lau­
fende 
Num­
mer 

Bezeichnung der Stoffe Einschränkungen 

Wortlaut der Anwendungsbedingungen und Warnhinweise 
Chemische Bezeichnung/ 

INN 

Gemeinsame Be­
zeichnung im Glos­
sar der Bestandteile 

CAS-Nummer EG-Nummer Art des Mittels, 
Körperteile 

Höchstkonzentra­
tion in der ge­
brauchsfertigen 

Zubereitung 

Sonstige 

250 1-Amino-2-nitro-4- 
(2’,3’-dihydroxypro­
pyl)amino-5-chlor­
benzol + 1,4-bis- 
(2’,3’-Dihydroxypro­
pyl)amino-2-nitro-5- 
chlorbenzol 

HC Red No. 10 
+ HC Red No. 
11 

95576-89-9 + 
95576-92-4 

a) Haarfär­
bestoff in 
oxidativen 
Haarfärbe­
mitteln 

a) Nach dem Mischen unter 
oxidativen Bedingungen 
darf die Höchstkonzen­
tration bei der Anwen­
dung am Haar 1,0 % 
nicht überschreiten. 

Für a und b gilt: 

— Nicht zusammen mit ni­
trosierenden Agenzien 
verwenden 

— Höchstgehalt an Nitrosa­
min: 50 μg/kg 

— In nitritfreien Behältern 
aufbewahren 

a) Auf dem Etikett anzugeben: 

Mischverhältnis. 

‚ Haarfärbemittel können schwere allergische 
Reaktionen hervorrufen. 

Bitte folgende Hinweise lesen und beachten: 

Dieses Produkt ist nicht für Personen unter 16 
Jahren bestimmt. 

Temporäre Tätowierungen mit ‚schwarzem Hen­
na‘ können das Allergierisiko erhöhen. 

Färben Sie Ihr Haar nicht, 

— wenn Sie einen Ausschlag im Gesicht haben 
oder wenn Ihre Kopfhaut empfindlich, gereizt 
oder verletzt ist; 

— wenn Sie schon einmal nach dem Färben 
Ihrer Haare eine Reaktion festgestellt haben; 

— wenn eine temporäre Tätowierung mit 
‚schwarzem Henna‘ bei Ihnen schon einmal 
eine Reaktion verursacht hat.‘ “ 

b) Haarfär­
bestoff in 
nichtoxida­
tiven 
Haarfärbe­
mitteln 

b) 2,0 %
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DURCHFÜHRUNGSVERORDNUNG (EU) Nr. 659/2013 DER KOMMISSION 

vom 10. Juli 2013 

zur Änderung der Verordnung (EG) Nr. 474/2006 zur Erstellung der gemeinschaftlichen Liste der 
Luftfahrtunternehmen, gegen die in der Gemeinschaft eine Betriebsuntersagung ergangen ist 

(Text von Bedeutung für den EWR) 

DIE EUROPÄISCHE KOMMISSION — 

gestützt auf den Vertrag über die Arbeitsweise der Europäischen 
Union, 

gestützt auf die Verordnung (EG) Nr. 2111/2005 des Europäi­
schen Parlaments und des Rates vom 14. Dezember 2005 über 
die Erstellung einer gemeinschaftlichen Liste der Luftfahrtunter­
nehmen, gegen die in der Gemeinschaft eine Betriebsuntersa­
gung ergangen ist, sowie über die Unterrichtung von Fluggästen 
über die Identität des ausführenden Luftfahrtunternehmens und 
zur Aufhebung des Artikels 9 der Richtlinie 2004/36/EG ( 1 ), 
insbesondere auf Artikel 4 ( 2 ), 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

(1) Mit der Verordnung (EG) Nr. 474/2006 der Kommission 
vom 22. März 2006 ( 3 ) wurde die in Kapitel II der Ver­
ordnung (EG) Nr. 2111/2005 genannte gemeinschaftliche 
Liste der Luftfahrtunternehmen, gegen die in der Union 
eine Betriebsuntersagung ergangen ist, erstellt. 

(2) Gemäß Artikel 4 Absatz 3 der Verordnung (EG) Nr. 
2111/2005 haben einige Mitgliedstaaten und die Euro­
päische Agentur für Flugsicherheit (EASA) der Kommis­
sion Angaben übermittelt, die im Zusammenhang mit 
der Aktualisierung der gemeinschaftlichen Liste von Be­
lang sind. Einschlägige Informationen wurden auch von 
Drittstaaten mitgeteilt. Auf der Grundlage dieser Informa­
tionen sollte die gemeinschaftliche Liste aktualisiert wer­
den. 

(3) Die Kommission hat alle betroffenen Luftfahrtunterneh­
men entweder unmittelbar oder über die für die Regulie­
rungsaufsicht über diese Luftfahrtunternehmen zuständi­
gen Behörden informiert und die wesentlichen Tatsachen 
und Überlegungen angegeben, die die Grundlage einer 
Entscheidung bilden würden, diesen Unternehmen den 
Flugbetrieb in der Union zu untersagen oder die Bedin­
gungen einer Betriebsuntersagung eines Luftfahrtunter­
nehmens zu ändern, das in der gemeinschaftlichen Liste 
erfasst ist. 

(4) Die Kommission hat den betreffenden Luftfahrtunterneh­
men Gelegenheit gegeben, die von den Mitgliedstaaten 
vorgelegten Unterlagen einzusehen, sich schriftlich dazu 
zu äußern und ihren Standpunkt der Kommission sowie 
dem Flugsicherheitsausschuss, der durch die Verordnung 
(EWG) Nr. 3922/1991 des Rates vom 16. Dezember 
1991 zur Harmonisierung der technischen Vorschriften 
und der Verwaltungsverfahren in der Zivilluftfahrt ( 4 ) ein­
gesetzt wurde, mündlich vorzutragen. 

(5) Der Flugsicherheitsausschuss hat von der Kommission 
aktuelle Informationen über die laufenden gemeinsamen 
Konsultationen im Rahmen der Verordnung (EG) Nr. 
2111/2005 und ihrer Durchführungsverordnung (EG) 
Nr. 473/2006 mit den zuständigen Behörden und den 

Luftfahrtunternehmen der Staaten Curaçao & Sint Maar­
ten, Republik Guinea, Indien, Iran, Kasachstan, Kirgisis­
tan, Mosambik und Nepal erhalten. Der Flugsicherheits­
ausschuss erhielt ferner von der Kommission Aktualisie­
rungen zu technischen Konsultationen mit der Russi­
schen Föderation sowie zur Überwachung von Bolivien, 
Tadschikistan und Turkmenistan. 

(6) Der Flugsicherheitsausschuss hat die EASA zu den Ergeb­
nissen gehört, die auf der Analyse der Berichte der Inter­
nationalen Zivilluftfahrt-Organisation (ICAO) über die 
Audits im Rahmen ihres Programms zur universellen Be­
wertung der Sicherheitsaufsicht (USOAP) basieren. Die 
Mitgliedstaaten wurden aufgefordert, Luftfahrtunterneh­
men aus den Staaten, bezüglich deren die ICAO schwere 
Sicherheitsbedenken (SSC) geltend gemacht oder die 
EASA erhebliche Mängel hinsichtlich der Sicherheitsauf­
sicht festgestellt hat, vorrangigen Vorfeldinspektionen zu 
unterziehen. Zusätzlich zu den von der Kommission ge­
mäß der Verordnung (EG) Nr. 2111/2005 durchgeführ­
ten Konsultationen werden die vorrangigen Vorfeld­
inspektionen es ermöglichen, weitere Informationen 
über das Sicherheitsniveau der in diesen Staaten zugelas­
senen Luftfahrtunternehmen zu erlangen. 

(7) Der Flugsicherheitsausschuss hat die EASA zu den Ergeb­
nissen der Analysen von Vorfeldinspektionen gehört, die 
im Rahmen des Programms zur Sicherheitsüberprüfung 
von Luftfahrzeugen aus Drittländern (SAFA) in Einklang 
mit der Verordnung (EU) Nr. 965/2012 der Kommission 
vom 5. Oktober 2012 zur Festlegung technischer Vor­
schriften und von Verwaltungsverfahren in Bezug auf den 
Flugbetrieb gemäß der Verordnung (EG) Nr. 216/2008 
des Europäischen Parlaments und des Rates ( 5 ) durch­
geführt wurden. 

(8) Der Flugsicherheitsausschuss hat die EASA ferner zu den 
Vorhaben für technische Unterstützung gehört, die in den 
von Maßnahmen oder der Überwachung im Rahmen der 
Verordnung (EG) Nr. 2111/2005 betroffenen Staaten 
durchgeführt wurden. Er wurde unterrichtet über Pläne 
und Ersuchen um weitere technische Unterstützung und 
Zusammenarbeit im Hinblick auf eine Verbesserung der 
administrativen und technischen Kapazitäten der Zivil­
luftfahrtbehörden mit dem Ziel, bei mangelhafter Einhal­
tung der geltenden internationalen Normen Abhilfe zu 
schaffen. Die Mitgliedstaaten wurden aufgefordert, diesen 
Ersuchen ebenfalls auf bilateraler Ebene in Abstimmung 
mit der Kommission und der EASA zu entsprechen. Bei 
dieser Gelegenheit betonte die Kommission, wie wichtig 
die Bereitstellung von Informationen für die internatio­
nale Luftfahrtgemeinschaft, vor allem über die SCAN-Da­
tenbank der ICAO, sowie die Gewährung technischer 
Unterstützung durch die Union und ihre Mitgliedstaaten 
im Hinblick auf die Verbesserung der Flugsicherheit welt­
weit sind.
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Luftfahrtunternehmen aus der Europäischen Union 

(9) Aufgrund der von der EASA geprüften Ergebnisse von 
Vorfeldinspektionen, die an Luftfahrzeugen bestimmter 
Luftfahrtunternehmen der Union im Rahmen des SA­
FA-Programms durchgeführt wurden, oder von Nor­
mungsinspektionen der EASA sowie von bereichsspezi­
fischen Inspektionen und Audits der jeweiligen nationa­
len Luftfahrtbehörden haben einige Mitgliedstaaten be­
stimmte Durchsetzungsmaßnahmen unternommen und 
die Kommission und den Flugsicherheitsausschuss über 
diese Maßnahmen unterrichtet. Griechenland hat Sky 
Wings am 1.12.2012 das Luftverkehrsbetreiberzeugnis 
(AOC) entzogen und Spanien entzog Mint Lineas Aereas 
am 10. April 2013 das Luftverkehrsbetreiberzeugnis. 

(10) Außerdem brachte Schweden gegenüber dem Ausschuss 
seine Bedenken hinsichtlich des in Estland zugelassenen 
Luftfahrtunternehmens AS Avies zum Ausdruck, bei dem 
es 2013 in Schweden zu zwei schweren Störungen kam: 
ein Abkommen von der Start-/Landebahn im Februar 
und ein vorübergehender Leistungsverlust an beiden 
Triebwerken beim Steigflug im Mai. Wie die zuständigen 
Behörden Estlands dem Ausschuss mitteilten, haben sie 
eine Reihe von Maßnahmen getroffen. Dazu zählen eine 
verstärkte Überwachung, die Aufforderung an das Luft­
fahrtunternehmen, einen Plan zur Mängelbehebung aus­
zuarbeiten, und die Überprüfung der Akzeptanz des Si­
cherheitsbeauftragten und des verantwortlichen Betriebs­
leiters. 

Luftfahrtunternehmen aus der Demokratischen Re­
publik Kongo 

(11) Die in der Demokratischen Republik Kongo zugelassenen 
Luftfahrtunternehmen werden seit März 2006 in Anhang 
A geführt ( 1 ). Die zuständigen Behörden der Demokrati­
schen Republik Kongo (ANAC) haben kürzlich die Ini­
tiative zur Wiederaufnahme aktiver Konsultationen mit 
der Kommission und der EASA ergriffen und die zur 
umfassenden Aktualisierung der in Anhang A aufgeführ­
ten Luftfahrtunternehmen erforderlichen Nachweise er­
bracht. 

(12) Die zuständigen Behörden der Demokratischen Republik 
Kongo haben der Kommission mit Schreiben vom 
12. Juni 2013 mitgeteilt, dass den Luftfahrtunternehmen 
Air Baraka, Air Castilla, Air Malebo, Armi Global Busi­
ness Airways, Biega Airways, Blue Sky, Ephrata Airlines, 
Eagles Services, GTRA, Mavivi Air Trade, Okapi Airlines, 
Patron Airways, Pegasus, Sion Airlines und Waltair Avia­
tion eine Betriebsgenehmigung erteilt wurde. Da die zu­
ständigen Behörden der Demokratischen Republik Kongo 
den Nachweis schuldig blieben, dass die Sicherheitsauf­
sicht über diese Luftfahrtunternehmen gemäß den gelten­
den internationalen Sicherheitsnormen gewährleistet ist, 
wird auf der Grundlage der gemeinsamen Kriterien fest­
gestellt, dass alle in der aktualisierten Liste aufgeführten 
Unternehmen in Anhang A aufgenommen werden soll­
ten. 

(13) Die zuständigen Behörden der Demokratischen Republik 
Kongo teilten ferner mit Schreiben vom 12. Juni 2013 
mit, dass die zuvor in Anhang A aufgeführten Luftfahrt­

unternehmen Bravo Air Congo, Entreprise World Air­
ways (EWA), Hewa Bora Airways (HBA), Mango Aviati­
on, TMK Air Commuter und Zaabu International nicht 
über eine Betriebsgenehmigung verfügen. Daher sollten 
diese Luftfahrtunternehmen aus Anhang A gestrichen 
werden. 

(14) Die zuständigen Behörden der Demokratischen Republik 
Kongo erläuterten ferner, dass gemäß den Rechtsvor­
schriften des Landes für den Luftverkehrsbetrieb sowohl 
eine Betriebsgenehmigung als auch ein Luftverkehrs­
betreiberzeugnis erforderlich ist, und dass bislang keiner 
der Betreiber beide Anforderungen erfüllt. Mittlerweile 
wurde im April 2013 für 5 Betreiber (Korongo, FlyCAA, 
Air Tropiques, ITAB und Kinavia) das fünfstufige ICAO- 
Zertifizierungsverfahren eingeleitet, das voraussichtlich 
Ende September 2013 abgeschlossen werden wird. 
Nach Abschluss des Zertifizierungsverfahrens wird die 
ANAC eine Liste aller Betreiber vorlegen, die ordnungs­
gemäß zugelassen und im Besitz eines gültigen Luftver­
kehrsbetreiberzeugnisses sind. 

(15) Die Kommission nimmt das Engagement der zuständigen 
Behörden der Demokratischen Republik Kongo und vor 
allem des Verkehrsministers zur Kenntnis und ermutigt 
sie, ihre Bemühungen um die Errichtung eines den inter­
nationalen Sicherheitsnormen entsprechenden Aufsichts­
systems für die Zivilluftfahrt fortzusetzen sowie an ihren 
Bemühungen um die Weiterentwicklung des kürzlich 
wieder aufgenommenen aktiven Dialogs festzuhalten. 

Luftfahrtunternehmen aus der Republik Guinea 

(16) Nachdem die ICAO bei ihrem Audit vom April 2012 
Sicherheitsprobleme feststellte und schwere Sicherheits­
bedenken hinsichtlich der Zulassung von Luftfahrtunter­
nehmen geltend machte, wurden im Dezember 2012 
förmliche Konsultationen mit den zuständigen Behörden 
der Republik Guinea aufgenommen. 

(17) Nach der Vorlage eines Plans zur Mängelbehebung, der 
von der ICAO akzeptiert und validiert wurde, gab die 
ICAO am 29. Mai 2013 bekannt, dass sie die schweren 
Sicherheitsbedenken zurückgezogen habe. 

(18) Eine Konsultationssitzung der Kommission, unterstützt 
durch die EASA, und den zuständigen Behörden der Re­
publik Guinea fand im Januar 2013 in Brüssel statt. Bei 
dieser Sitzung legten die zuständigen Behörden der Re­
publik Guinea ausführlich die neuesten Entwicklungen 
betreffend den Stand der Umsetzung des im Dezember 
2012 der ICAO vorgelegten Plans zur Mängelbehebung 
dar. 

(19) Den Angaben der zuständigen Behörden der Republik 
Guinea zufolge läuft derzeit die Neuzertifizierung der 
Luftfahrtunternehmen Sahel Aviation Service, Eagle Air, 
Probiz Guinée und Konair, die allesamt nicht in den 
Luftraum der Union fliegen. Diese Behörden teilten ferner 
mit, dass die Luftverkehrsbetreiberzeugnisse der Luftfahrt­
unternehmen GR-Avia, Elysian Air, Brise Air, Sky Guinée 
Airlines und Sky Star Air ausgesetzt wurden.
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(20) Die zuständigen Behörden der Republik Guinea erklärten 
ihre Bereitschaft, die Kommission über wesentliche Ent­
wicklungen in Bezug auf Fortschritte bei der Umsetzung 
der ICAO-Standards auf dem Laufenden zu halten, damit 
sie die Lage regelmäßig überwachen kann. 

(21) Sollten relevante Sicherheitsinformationen darauf hindeu­
ten, dass aufgrund der mangelnden Einhaltung interna­
tionaler Sicherheitsnormen Sicherheitsrisiken drohen, so 
ist die Kommission gezwungen, Maßnahmen gemäß der 
Verordnung (EG) Nr. 2111/2005 zu ergreifen. 

Luftfahrtunternehmen aus Indonesien 

(22) Die Konsultationen mit den zuständigen indonesischen 
Behörden (DGCA) werden mit dem Ziel fortgesetzt, de­
ren Fortschritte bei der Gewährleistung der fortlaufenden 
Sicherheitsaufsicht über alle in Indonesien zugelassenen 
Luftfahrtunternehmen gemäß den geltenden Sicherheits­
normen zu überwachen. 

(23) Im Anschluss an die Videokonferenz zwischen Kommis­
sion, EASA und DGCA vom 8. Oktober 2012 arbeitete 
die DGCA weiterhin an der Verbesserung des indonesi­
schen Luftfahrt-Sicherheitsaufsichtssystems und befasste 
sich mit den Feststellungen im Rahmen der technischen 
Bewertungsmission der Bundesluftfahrtbehörde der USA 
(FAA) in Indonesien, die im September 2012 stattgefun­
den hat. Im Anschluss an die offizielle Veröffentlichung 
des FAA-Berichts traf die DGCA mit der FAA zusammen 
und vereinbarte einen Plan zur Mängelbehebung. 

(24) Im April 2013 übermittelte die DGCA der Kommission 
eine ausführliche Kopie des Plans zur Mängelbehebung, 
in der die erzielten Fortschritte dargelegt wurden, und 
unterrichtete sie darüber, dass ein Ausbildungssystem 
für Inspektoren geschaffen und die Flugsicherheitsvor­
schriften überarbeitet sowie Anweisungen für das Inspek­
tionspersonal für den Langstreckenbetrieb mit zweimoto­
rigen Flugzeugen (ETOPS) und die Leistungsbasierte Na­
vigation/Erforderliche Navigationsleistung (PBN/RNP) ge­
billigt und für den Allwetterbetrieb (AWOPS) ausgearbei­
tet wurden. 

(25) Die DGCA bestätigte, dass die Zertifizierung von Luft­
fahrzeugen, Strecken, Flughafeneinrichtungen, Boden­
abfertigung, Instandhaltung, Handbüchern und Besatzun­
gen von Citilink Indonesia verwaltungstechnisch noch 
immer Garuda Indonesia unterstehen. 

(26) Die DGCA legte ferner aktualisierte Informationen zu 
bestimmten ihrer Aufsicht unterstehenden Luftfahrtunter­
nehmen vor. Sie teilte außerdem mit, dass Luftverkehrs­
betreiberzeugnisse (AOC) für zwei neue Luftfahrtunter­
nehmen erteilt wurden (Martabuana Abadion am 18. Ok­
tober 2012 und Komala Indonesia am 8. Januar 2013) 
und Intan Angkasa Air Services neu zertifiziert wurde. Da 
DGCA jedoch den Nachweis schuldig blieb, dass die Si­
cherheitsaufsicht über diese Luftfahrtunternehmen gemäß 
den geltenden internationalen Sicherheitsnormen gewähr­
leistet ist, wird auf der Grundlage der gemeinsamen Kri­
terien festgestellt, dass diese Unternehmen in Anhang A 
aufgenommen werden sollten. 

(27) Außerdem teilte die DGCA mit, dass das Luftverkehrs­
betreiberzeugnis von Sebang Merauke Air Charter am 
18. September 2012 vorübergehend ausgesetzt wurde. 

(28) Ferner erklärte die DGCA, dass das Luftverkehrsbetreiber­
zeugnis von Metro Batavia am 14. Februar 2013 entzo­
gen wurde, und legte entsprechende Nachweise vor. Da­
her sollte Metro Batavia aus Anhang A gestrichen wer­
den. 

(29) Am 25. Juni 2013 wurde die DGCA vom Flugsicherheits­
ausschuss gehört. Die DGCA unterrichtete den Ausschuss 
darüber, welche Informationen der Kommission im April 
2013 zugeleitet worden waren und bestätigte, dass Inha­
ber von Luftverkehrsbetreiberzeugnissen, die ihre Flotte 
erweitern wollen, die Genehmigung der DGCA benötigen 
und die DGCA diese Genehmigung wiederholt verweigert 
habe. Die DGCA war jedoch in Bezug auf die Expansi­
onspläne von Lion Air nicht tätig geworden, da das Un­
ternehmen ihrer Ansicht nach mit ausreichenden Res­
sourcen ausgestattet war und hinreichend kontrolliert 
wurde. Bezüglich des Unfalls der Lion Air Boeing 
B737-800 am 13. April 2013 teilte die DGCA mit, 
dass der Unfallzwischenbericht veröffentlicht worden 
sei. Der Bericht enthielt drei Empfehlungen bezüglich 
des Unterschreitens von Mindesthöhen, der Verfahren 
für die Übergabe der Kontrolle und der damit verbunde­
nen Schulungen. Die DGCA legte ausführlich die Maß­
nahmen dar, die sie in Bezug auf mit dem Unfall ver­
bundene Themen getroffen hatte, einschließlich eines Si­
cherheitsaudits von Lion Air und der Sicherstellung von 
Korrekturmaßnahmen des Luftfahrtunternehmens im An­
schluss an den Unfallzwischenbericht. 

(30) Lion Air nahm an der Anhörung teil und beantwortete 
Fragen der Kommission und des Flugsicherheitsausschus­
ses. Lion Air erklärte, das Unternehmen könne ausrei­
chende Ressourcen zur Bewältigung der Erweiterung sei­
ner Flotte mobilisieren, akzeptiere aber bei der Zusam­
menstellung seiner Flugbesatzungen sowohl für Flugkapi­
täne als auch für Erste Offiziere die Mindestanforderun­
gen für die Lizenzerteilung und verlange keine zusätzli­
che Erfahrung. Zu dem Unfall erklärte das Unternehmen, 
es setze die Empfehlungen des Unfallzwischenberichts 
derzeit um, warte jedoch den endgültigen Bericht ab, 
um die Ursachen zu ergründen. Wie Lion Air mitteilte, 
fördert das Unternehmen die Sicherheit und verwendet 
die aus seinem Programm zur Qualitätssicherung des 
Flugbetriebs stammenden Daten zur Ermittlung von Ri­
siken. Das Unternehmen erklärte, es habe noch keine 
Registrierung für das Operational Safety Audit (IOSA) 
des internationalen Luftverkehrsverbands erhalten. 

(31) Die Kommission und der Flugsicherheitsausschuss nah­
men die soliden Fortschritte der DGCA und das geplante 
Ersuchen an die FAA zur Durchführung eines IASA-Au­
dits zur Kenntnis. Die Kommission und der Flugsicher­
heitsausschuss ermutigen die DGCA weiterhin zur Fort­
setzung der Anstrengungen im Hinblick auf das Errei­
chen ihres Ziels, ein völlig mit den ICAO-Standards kon­
formes Luftfahrtsystem zu schaffen. 

(32) Bezüglich Lion Air und des Unfalls nahmen die Kommis­
sion und der Flugsicherheitsausschuss mit Besorgnis den 
geringen Erfahrungsgrad der von dem Luftfahrtunterneh­
men neu eingestellten und eingesetzten Piloten sowie die 
Antworten auf Fragen zum Sicherheitsmanagement des 
Luftfahrtunternehmens zur Kenntnis; die Kommission 
und der Flugsicherheitsausschuss werden daher die Si­
cherheitsleistung des Luftfahrtunternehmens weiterhin 
aufmerksam beobachten.
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Luftfahrtunternehmen aus Kasachstan 

(33) Die Konsultationen mit den zuständigen kasachischen 
Behörden werden aktiv fortgesetzt, um deren Fortschritte 
bei der Gewährleistung der fortlaufenden Sicherheitsauf­
sicht über alle in Kasachstan zugelassenen Luftfahrtunter­
nehmen gemäß den geltenden Sicherheitsnormen zu 
überwachen. 

(34) Gemäß der Verordnung (EU) Nr. 1146/2012 übermittelte 
Air Astana der Kommission wiederholt Informationen 
zur Sicherheitsleistung und zu Änderungen in seiner 
Flotte (mit Schreiben vom 23. November 2012, 30. Ja­
nuar 2013, 14. März 2013, 29. März 2013 und 13. Mai 
2013). Air Astana legte ferner eine Kopie ihres am 
22. April 2013 erteilten neuen Luftverkehrsbetreiber­
zeugnisses sowie neuer Betriebsspezifikationen vor. Auf­
grund der Entwicklungen seiner Flotte werden Luftfahr­
zeuge des Musters Fokker 50 nicht länger in ihren Be­
triebsspezifikationen aufgeführt. Daher sollte Anhang B 
dieser Verordnung entsprechend geändert werden. 

(35) Am 12. Mai 2013 hielt die Kommission mit Unterstüt­
zung der EASA technische Konsultationen mit den zu­
ständigen Behörden von Kasachstan und einem Vertreter 
von Air Astana ab. Bei dieser Sitzung teilten die zustän­
digen Behörden Kasachstans mit, sie erzielten Fortschritte 
bei der ehrgeizigen Reform des Luftfahrtsektors, die auf 
die Angleichung der kasachischen Rechts- und Verwal­
tungsrahmens für die Luftfahrt an internationale Normen 
ausgerichtet ist. 

(36) Bei der Sitzung gab Air Astana weitere Auskunft zur 
Entwicklung seiner Flotte in den Jahren 2012-2014. Air 
Astana teilte insbesondere mit, dass mehrere Luftfahr­
zeuge ausgemustert wurden und neue Luftfahrzeuge in 
die bestehenden Reihen Boeing B767, B757 und Airbus 
A320 integriert wurden; diese Flotten sind bereits in An­
hang B aufgeführt. Alle neu erworbenen Luftfahrzeuge 
werden in Aruba eingetragen. Sowohl die zuständigen 
Behörden Kasachstans als auch Air Astana haben sich 
verpflichtet, die Kommission davon zu unterrichten, 
wenn ein neues Luftfahrzeug im Luftverkehrsbetreiber­
zeugnis von Air Astana aufgeführt wird. 

(37) Auch einige Mitgliedstaaten und die EASA bestätigten, 
dass sich bei Vorfeldinspektionen an Unionsflughäfen 
im Rahmen des SAFA-Programms keine besonderen Be­
denken in Bezug auf Air Astana ergeben haben. 

(38) Gemäß der Verordnung (EU) Nr. 965/2012 werden die 
Mitgliedstaaten die tatsächliche Einhaltung der einschlägi­
gen Sicherheitsnormen im Rahmen vorrangiger Vorfeld­
inspektionen bei Luftfahrzeugen von Air Astana überprü­
fen. Sollten die Ergebnisse dieser Prüfungen oder andere 
relevante Sicherheitsinformationen darauf hindeuten, dass 
internationale Sicherheitsnormen nicht eingehalten wer­
den, wäre die Kommission gezwungen, Maßnahmen ge­
mäß der Verordnung (EG) Nr. 2111/2005 zu treffen. 

(39) Die Kommission unterstützt weiterhin die ehrgeizige Re­
form des Zivilluftfahrtbereichs durch die Behörden Ka­
sachstans und ermutigt sie zur entschlossenen Fortset­
zung ihrer Bemühungen um die Errichtung eines den 
internationalen Sicherheitsnormen entsprechenden Auf­
sichtssystems für die Zivilluftfahrt. Zu diesem Zweck er­
mutigt die Kommission die genannten Behörden zur wei­

teren Umsetzung des mit der ICAO vereinbarten Plans 
zur Mängelbehebung, wobei die beiden noch bestehen­
den schweren Sicherheitsbedenken und die Neuzertifizie­
rung aller Betreiber unter ihrer Aufsicht vorrangig in 
Angriff genommen werden sollten. Sobald diese schwe­
ren Sicherheitsbedenken zur Zufriedenheit der ICAO aus­
geräumt und die tatsächliche Umsetzung der ICAO-Stan­
dards hinreichend nachgewiesen sind, wäre die Kommis­
sion bereit, mit Unterstützung der EASA und der Mit­
gliedstaaten eine Sicherheitsbewertung an Ort und Stelle 
durchzuführen, um die erzielten Fortschritte zu bestäti­
gen, und eine erneute Betrachtung des Falles im Flugsi­
cherheitsausschuss vorzubereiten. 

Luftfahrtunternehmen aus Kirgisistan 

(40) Die Kommission setzt die Konsultationen mit den zu­
ständigen Behörden von Kirgisistan im Hinblick auf die 
Sicherheitsrisiken fort, die zu Betriebsbeschränkungen für 
alle kirgisischen Luftfahrtunternehmen geführt haben, 
einschließlich der Fähigkeit von Kirgisistan zur Ausübung 
der Sicherheitsaufsicht in den Bereichen Flugbetrieb und 
Instandhaltung. Die Kommission möchte vor allem ge­
währleisten, dass Fortschritte in Bezug auf einige Feststel­
lungen des USOAP-Audits der ICAO erzielt werden, die 
sich potenziell auf die Sicherheit des internationalen Luft­
verkehrs auswirken. 

(41) Am 23. Mai 2013 hielt die Kommission mit Unterstüt­
zung der EASA technische Konsultationen mit den zu­
ständigen Behörden von Kirgisistan ab, um die Luftfahrt­
unternehmen zu bestimmen, deren Zertifizierung und 
Aufsicht den internationalen Sicherheitsnormen entspre­
chen und für die eine schrittweise Aufhebung der Be­
schränkungen ins Auge gefasst werden könnte. Die zu­
ständigen Behörden von Kirgisistan erklärten sich diesbe­
züglich zur Zusammenarbeit bereit durch die Vorlage 
von Informationen, die im Hinblick auf gewisse Fort­
schritte von Nutzen sein könnten. Die Vertreter von Kir­
gisistan erklärten sich ferner bereit, aktuelle Angaben zu 
den Abhilfemaßnahmen vorzulegen, die zur Behebung 
der von der ICAO festgestellten Mängel getroffen wurden, 
was eine erneute Betrachtung des Falles ermöglichen wür­
de. 

(42) Bei der Sitzung bestätigten die kirgisischen Behörden, 
dass Sky Bishkek am 8. November 2012 ein Luftver­
kehrsbetreiberzeugnis erteilt wurde. Da die zuständigen 
Behörden von Kirgisistan jedoch den Nachweis schuldig 
blieben, dass die Sicherheitsaufsicht über dieses Luftfahrt­
unternehmen gemäß den geltenden internationalen Si­
cherheitsnormen gewährleistet ist, wird auf der Grund­
lage der gemeinsamen Kriterien festgestellt, dass das Luft­
fahrtunternehmen Sky Bishkek in Anhang A aufgenom­
men werden sollte. 

(43) Der Flugsicherheitsausschuss fordert die zuständigen Be­
hörden von Kirgisistan auf, die Umsetzung des mit der 
ICAO vereinbarten Plans zur Mängelbehebung zu be­
schleunigen und alle erforderlichen Anstrengungen zu 
unternehmen, um zu gewährleisten, dass die Sicherheits­
aufsicht über alle in Kirgisistan zugelassenen Luftfahrt­
unternehmen gemäß den internationalen Sicherheitsnor­
men erfolgt.
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(44) Sobald Fortschritte bei der Umsetzung des mit der ICAO 
vereinbarten Plans zur Mängelbehebung zu verzeichnen 
sind und die tatsächliche Umsetzung der ICAO-Standards 
hinreichend nachgewiesen ist, wäre die Kommission be­
reit, mit Unterstützung der EASA und der Mitgliedstaaten 
eine Sicherheitsbewertung an Ort und Stelle durchzufüh­
ren, um zu bestätigen, dass die zuständigen Behörden 
von Kirgisistan in der Lage sind, ihre Aufsichtsfunktionen 
gemäß den internationalen Normen auszuüben, und eine 
erneute Betrachtung des Falles im Flugsicherheitsaus­
schuss vorzubereiten. 

Luftfahrtunternehmen aus Libyen 

(45) Die Konsultationen mit den zuständigen Behörden Liby­
ens (LYCAA) werden fortgesetzt, um zu bestätigen, dass 
Libyen bei der Reform seines Zivilluftfahrtbereichs Fort­
schritte macht und insbesondere gewährleistet, dass die 
Sicherheitsaufsicht über alle in Libyen zugelassenen Luft­
fahrtunternehmen gemäß den internationalen Sicherheits­
normen erfolgt. 

(46) Am 25. April 2013 legten die LYCAA einen Bericht über 
die Neuzertifizierung des Luftfahrtunternehmens Libyan 
Airlines vor. Darin wurde ein fünf Phasen umfassendes 
Verfahren erläutert, das mit den Empfehlungen der ICAO 
in Einklang steht; allerdings wurde die damit verbundene 
Inspektionstätigkeit nicht im Detail belegt. Die Kommis­
sion ersuchte um weitere Einzelheiten und am 29. April 
2013 übermittelte die LYCAA eine Zusammenfassung 
der Feststellungen sowie die Abhilfemaßnahmen, die Li­
byan Airlines in den geprüften Bereichen ergriffen hat. 

(47) Mit Schreiben vom 4. Juni 2013 teilte die LYCAA der 
Kommission mit, dass derzeit noch keine Aufhebung der 
für Libyan Airlines geltenden Beschränkungen in Betracht 
komme. Als Gründe wurden ein Wechsel im Manage­
ment des Luftfahrtunternehmens und die damit verbun­
dene Notwendigkeit einer Bewertung der Auswirkung 
dieser Veränderungen auf die Betriebssicherheit des Luft­
fahrtunternehmens genannt. 

(48) Am 26. Juni 2013 wurde die LYCAA vom Flugsicher­
heitsausschuss gehört. Die LYCAA unterrichtete den Aus­
schuss über die bislang ergriffenen Maßnahmen und die 
Fortschritte bei der Neuzertifizierung der libyschen Luft­
fahrtunternehmen. Wie sie erläuterten, können sie für 
kein libysches Luftfahrtunternehmen die Aufhebung der 
derzeitig geltenden Beschränkungen empfehlen. Sie legten 
Zeitpläne mit ihren Annahmen dazu vor, wann die Zer­
tifizierungsverfahren der Luftfahrtunternehmen abge­
schlossen sein würden. Sie erklärten, der Unfallbericht 
betreffend den Unfall mit dem Afiqiyah Airways Airbus 
A330 sei veröffentlicht worden und die LYCAA führe 
mit der ICAO und einer Reihe nationaler Luftfahrtbehör­
den Gespräche über die Bereitstellung weiterer tech­
nischer Unterstützung. 

(49) Die LYCAA bestätigte gegenüber der Kommission und 
dem Flugsicherheitsausschuss ausdrücklich, dass sie die 
derzeitigen Betriebsbeschränkungen für alle libyschen 
Luftfahrtunternehmen aufrecht erhalten werde, bis die 
gesamte fünfstufige Neuzertifizierung abgeschlossen und 
etwaige schwere Mängel behoben seien, und dass es erst 

danach einzelnen Luftfahrtunternehmen in Abstimmung 
mit der Kommission und nach einer Anhörung im Flug­
sicherheitsausschuss gestattet werden könne, gewerbliche 
Flüge in die Union wieder aufzunehmen. 

(50) Darüber hinaus haben die Kommission und der Flugsi­
cherheitsausschuss bekräftigt, dass die LYCAA der Kom­
mission für jedes neu zertifizierte Luftfahrtunternehmen 
ausführliche Angaben zum Neuzertifizierungsverfahren 
übermitteln und mit der Kommission und den Mitglied­
staaten zusammentreffen muss, um die jeweiligen Audits, 
Feststellungen, ergriffenen Abhilfemaß- und Abschluss­
nahmen sowie die Pläne für eine fortlaufende Aufsicht 
zu erörtern, bevor die Aufhebung von Beschränkungen 
beschlossen wird. Sollte kein die Kommission und die 
Mitgliedstaaten zufrieden stellender Nachweis geliefert 
werden, dass die Neuzertifizierung effektiv abgeschlossen 
und eine tragfähige fortlaufende Aufsicht gemäß ICAO- 
Standards eingerichtet wurde, wäre die Kommission zu 
unverzüglichem Handeln gezwungen, um Luftfahrtunter­
nehmen den Betrieb in der Union, in Norwegen, in der 
Schweiz und in Island zu untersagen. 

Air Madagascar 

(51) Das Luftfahrtunternehmen Air Madagascar unterliegt Be­
triebsbeschränkungen und wird aufgrund der Verordnung 
(EU) Nr. 390/2011 in Anhang B geführt. Am 24. Mai 
2013 beantragte das Luftfahrtunternehmen Air Madagas­
car, das Luftfahrzeug des Musters Boeing B737 mit dem 
Eintragungskennzeichen 5R-MFL zu der Liste der bereits 
in Anhang B aufgeführten Luftfahrzeuge des Musters 
Boeing B737 hinzuzufügen. 

(52) Air Madagascar erklärte, die Sicherheitsleistung seiner 
Flotte habe sich verbessert und legte entsprechende Nach­
weise vor. Die zuständigen Behörden von Madagaskar 
(ACM) erklärten, sie seien in Bezug auf den mit Flugzeu­
gen des Musters Boeing B737 durchgeführten Betrieb mit 
dem gegenwärtig von Air Madagascar nachgewiesenen 
Niveau der Einhaltung der ICAO-Vorschriften zufrieden. 
Die Mitgliedstaaten und die EASA bestätigten, dass sich 
bei Vorfeldinspektionen an Unionsflughäfen im Rahmen 
des SAFA-Programms keine besonderen Bedenken er­
geben haben. 

(53) Unter Berücksichtigung der Sicherheitsleistung des von 
Air Madagascar mit dem Luftfahrzeug des Musters Boeing 
B737 durchgeführten Betriebs und gemäß den gemein­
samen Kriterien ist die Kommission nach Stellungnahme 
des Flugsicherheitsausschusses der Ansicht, dass es dem 
Luftfahrzeug des Musters Boeing B737 mit dem Eintra­
gungskennzeichen 5R-MFL gestattet werden kann, in die 
Union zu fliegen. Daher sollte Anhang B geändert wer­
den, um den Betrieb des Luftfahrzeugs des Musters Boe­
ing B737 mit dem Eintragungskennzeichen 5R-MFL zu 
gestatten. 

(54) Gemäß der Verordnung (EU) Nr. 965/2012 werden die 
Mitgliedstaaten weiterhin die tatsächliche Einhaltung der 
einschlägigen Sicherheitsnormen im Rahmen vorrangiger 
Vorfeldinspektionen bei Luftfahrzeugen von Air Madagas­
car überprüfen.
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Luftfahrtunternehmen aus der Islamischen Republik 
Mauretanien 

(55) Alle in Mauretanien zugelassenen Luftfahrtunternehmen 
wurden im Dezember 2012 ( 1 ) aufgrund einer Reihe von 
Faktoren aus Anhang A gestrichen: die deutlichen Fort­
schritte bei der Abstellung der von der ICAO in Bezug 
auf die Einhaltung internationaler Normen festgestellten 
Mängel, die die zuständigen Behörden von Mauretanien 
(ANAC) mitgeteilt hatten, die Abstellung der bei der Erst­
zulassung des Luftfahrtunternehmens Mauritania Airlines 
International (MAI) festgestellten Mängel, die Bestätigung, 
dass die Wiederaufnahme der Flüge von MAI in die 
Union nur nach Las Palmas de Gran Canaria (Spanien) 
und nicht vor Februar 2013 erfolgen wird sowie die 
Zusage der Kommission, sie werde eine Sicherheitsbewer­
tung an Ort und Stelle durchführen, um die zufrieden 
stellende Durchführung der von der ANAC und MAI 
getroffenen Maßnahmen zu überprüfen. 

(56) Die Kommission führte mit Unterstützung der EASA und 
der technischen Unterstützung der Mitgliedstaaten vom 
14. bis 18. April 2013 eine Sicherheitsbewertung in 
Mauretanien durch. 

(57) Im Verlauf der Sicherheitsbewertung bewies die ANAC 
dem Bewertungsteam ihr starkes Engagement und ihre 
Fähigkeit zur Einhaltung der Flugsicherheitsnormen der 
ICAO sowie zur nachhaltigen Übernahme ihrer Verpflich­
tungen in Bezug auf die Zertifizierung und Aufsicht über 
Luftfahrtunternehmen unter ihrer Zuständigkeit. Das Be­
wertungsteam gelangte insbesondere zu der Auffassung, 
dass die ANAC Fortschritte bei der Umsetzung ihres auf 
die Einhaltung der ICAO-Standards ausgerichteten Plans 
zur Mängelbehebung erzielt hatte, dass sie über die er­
forderlichen Ressourcen an qualifiziertem Personal, Vor­
schriften und Verfahren verfügt, dass sie einen umfassen­
den und angemessenen Überwachungsplan umsetzt und 
dass sie ein System zur Bewältigung festgestellter Sicher­
heitsmängel geschaffen hat. Bei diesen Überlegungen 
wurde dem derzeit begrenzten Umfang der Tätigkeit 
der Luftfahrtbranche in Mauretanien und der kürzlich 
erfolgten Umstrukturierung der ANAC Rechnung getra­
gen. 

(58) Das Bewertungsteam bewertete auch die MAI und fand 
Belege für die Fähigkeit des Luftfahrtunternehmens zur 
Einhaltung der Flugsicherheitsnormen der ICAO für den 
Flugbetrieb, vor allem in Bezug auf Lufttüchtigkeit, Qua­
lifikation und Ausbildung, Handbücher und Sicherheits­
verfahren sowie die Feststellung und Behebung von Si­
cherheitsproblemen, die bei internen und externen Kon­
trollen – beispielsweise im Rahmen der Überwachungs­
tätigkeit der ANAC – festgestellt wurden. 

(59) Das Bewertungsteam stellte allerdings auch fest, dass 
ANAC und MAI die effektive Umsetzung bestimmter 
internationaler Vorschriften, vor allem in den Bereichen 
Spezial- und Auffrischungsschulungen des technischen 
Personals, kundenspezifischer Zuschnitt und Aktualisie­

rung der Handbücher, Verfahren und Prüflisten, systema­
tische Überwachung und Dokumentation aller ständigen 
Beaufsichtigungstätigkeiten, verbessertes System zur Mel­
dung und Analyse von Störungen fortsetzen muss. MAI 
sollte ferner das Sicherheitsmanagement-System (SMS) 
weiter umsetzen und die Flugdatenanalyse fortführen. 

(60) ANAC und MAI wurden am 26. Juni 2013 vom Flugsi­
cherheitsausschuss gehört. Bei der Sitzung gaben ANAC 
und MAI Einzelheiten zu den Fortschritten an, die in 
Bezug auf die bei der Sicherheitsbewertung vor Ort abge­
gebenen Empfehlungen erzielt wurden. Die ANAC erstat­
tete Bericht über die Aktualisierung ihrer Verfahren, Prüf­
listen, Ausbildung sowie ihres Aufsichtsplans und Aus­
bildungsprogramms. Sie legte ferner Nachweise für die 
Durchführung zielgerichteter Inspektionen bei MAI und 
einer breit angelegten Aufklärungskampagne über die 
Meldung von Störungen vor und teilte mit, dass verstärk­
ter Zugang zu technischen Angaben der Triebwerksher­
steller bestehe. Die ANAC erklärte, sie übe eine genaue 
Aufsicht über MAI aus, wozu auch zahlreiche Vorfeld­
inspektionen zählten, und ergreife erforderlichenfalls 
energische Durchsetzungsmaßnahmen. 

(61) Wie MAI mitteilte, hat das Unternehmen seine Flüge 
nach Las Palmas de Gran Canaria am 8. Mai 2013 auf­
genommen und einen Aktionsplan ausgearbeitet, um die 
Empfehlungen des Bewertungsteams umzusetzen. Die 
meisten im Plan genannten Maßnahmen sind abgeschlos­
sen, darunter unter anderem die Aktualisierung der 
Handbücher, neue Verfahren und die Benennung der In­
haber der Posten des Qualitäts- und des Sicherheitsbeauf­
tragten. MAI erkannte an, dass die Umsetzung des Sicher­
heitsmanagement-Systems Fortschritte macht, es aber 
noch nicht in vollem Umfang operationell sei. 

(62) Bei den ersten beiden am 8. und 22. Mai 2013 in Spa­
nien durchgeführten Vorfeldinspektionen wurden eine 
Reihe von Feststellungen getroffen, in der Hauptsache 
bezüglich der Instandhaltung, doch war ihre Zahl und 
Schwere bei einer dritten Vorfeldinspektion am 12. Juni 
geringer. Spanien bestätigte, dass MAI Informationen zur 
Beilegung offener Feststellungen vorgelegt hat, die derzeit 
noch von Spanien bewertet werden. 

(63) Der Flugsicherheitsausschuss begrüßte die von ANAC 
und MAI bei der Umsetzung der internationalen Sicher­
heitsnormen erzielten Verbesserungen und bestärkte sie 
darin, weitere Verbesserungen mit derselben Entschlos­
senheit anzugehen. ANAC und MAI wurden aufgefordert, 
der Kommission regelmäßig (mindestens zweimal jähr­
lich) Bericht zu erstatten über ihre Fortschritte bei der 
Umsetzung der ICAO-Vorschriften und der noch offenen 
Empfehlungen, vor allem in Bezug auf das System zur 
Meldung und Analyse von Störungen bei der ANAC so­
wie die Umsetzung des Sicherheitsmanagement-Systems 
und der Flugdatenanalyse bei MAI. Die ANAC hat sich
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verpflichtet, die Kommission über neue gewerbliche Luft­
fahrtunternehmen, die von der ANAC zugelassen werden, 
zu unterrichten. 

(64) Gemäß der Verordnung (EU) Nr. 965/2012 werden die 
Mitgliedstaaten die tatsächliche Einhaltung der einschlägi­
gen Sicherheitsnormen im Rahmen vorrangiger Vorfeld­
inspektionen bei Luftfahrzeugen mit mauretanischer Zu­
lassung überprüfen. 

(65) Sollten die Ergebnisse von Vorfeldprüfungen oder andere 
relevante Sicherheitsinformationen darauf hindeuten, dass 
internationale Sicherheitsnormen nicht eingehalten wer­
den, wäre die Kommission gezwungen, Maßnahmen ge­
mäß der Verordnung (EG) Nr. 2111/2005 zu treffen. 

Luftfahrtunternehmen aus Mosambik 

(66) Die zuständigen Behörden von Mosambik (Institute of 
Civil Aviation of Mozambique – IACM) und Vertreter 
des Luftfahrtunternehmens Linhas Aéreas de Moçambi­
que (LAM) trafen am 31. Mai 2013 in Brüssel mit Kom­
mission und EASA zusammen. IACM gab umfassend 
Auskunft über den gegenwärtigen Stand der Umsetzung 
des der ICAO vorgelegten Plans zur Mängelbehebung. 
LAM erläuterte ausführlich den aktuellen Stand der Über­
nahme der internationalen Sicherheitsnormen in seine 
Struktur und den täglichen Betrieb sowie seine Expansi­
onspläne. 

(67) Die zuständigen Behörden von Mosambik erläuterten ein­
gehend die internen Strukturen und die Personalausstat­
tung ihrer Organisation sowie Umfang und Inhalt ihrer 
Tätigkeiten. Die verschiedenen Abläufe vergangener und 
laufender Tätigkeiten sowie die entsprechenden Zeitpläne 
wurden untersucht und zum mit der ICAO vereinbarten 
Plan zur Mängelbehebung in Bezug gesetzt. Für die meis­
ten dieser Maßnahmen endet die Umsetzungsfrist Mitte 
Juni 2013. Anzahl und Umfang der Maßnahmen sowie 
die knappen Fristen zeigen die Entschlossenheit der zu­
ständigen Stellen, im Hinblick auf eine dauerhafte Um­
setzung ist aber möglicherweise eine Anpassung der Pla­
nung erforderlich. Den Behörden scheint dies vollkom­
men bewusst zu sein und sie überprüfen derzeit einige 
der im Plan zur Mängelbehebung festgelegten Fristen; 
eine geänderte Fassung wird der ICAO in Kürze vor­
gelegt. Die wichtigsten Bereiche, die erst 2014 und 
2015 behandelt werden, betreffen spezifische Aspekte 
des rechtlichen Rahmens, verbleibende organisatorische 
Fragen betreffend die interne Struktur der Behörde und 
Themen in Zusammenhang mit der Lufttüchtigkeit. Alle 
Betreiber haben ein 5-stufiges Neuzertifizierungsverfahren 
durchlaufen, nach dessen Abschluss 8 Betreiber (Linhas 
Aéreas de Moçambique LAM S.A., Moçambique Expresso 
SARL MEX, CFM-TTA S.A., Kaya Airlines Lda, CR Avia­
tion, Coastal Aviation, CFA-Mozambique S.A., TTA 
SARL) in vollem Umfang zugelassen sind und die Luft­
verkehrsbetreiberzeugnisse von 5 Betreibern (Emilio Air 

Charter Lda, Aero-Servicos SARL, Helicopteros Capital 
Lda, UNIQUE Air Charter Lda, ETA Air Charter Lda) 
ausgesetzt wurden. 

(68) Die Vertreter von LAM stellten das Unternehmen aus­
führlich vor, einschließlich eines Überblicks über interne 
Struktur, Personalausstattung und Umfang der Tätigkei­
ten und erläuterten die Ausbildungsmaßnahmen sowie 
die verschiedenen operativen Partnerschaften, die das Un­
ternehmen eingegangen ist. Das Luftfahrtunternehmen ist 
strategische Partnerschaften mit anderen Luftfahrtunter­
nehmen in Portugal, Kenia, Südafrika, Angola, Sambia 
und Äthiopien (Moçambique Expresso MEX ist ein im 
Zubringerverkehr tätiges, 100%-iges Tochterunterneh­
men), Ausbildungsorganisationen (in Südafrika und 
Äthiopien) und Instandhaltungsorganisationen (in Portu­
gal, Brasilien, Südafrika und Kenia) eingegangen. Die in­
ternen Sicherheitsmanagementsysteme sowie die geplante 
Durchführung der nächsten Phasen wurden erläutert. 
Phase I (Planung und Organisation) wurde überwiegend 
bis 2011 abgeschlossen (einige noch laufende Tätigkeiten 
werden 2014 abgeschlossen). Phase II (Reaktive Prozesse) 
wurde überwiegend von 2005 bis 2009 durchgeführt, 2 
Prozesse sind bis 2014 abzuschließen. Die meisten zu 
Phase III (Vorausschauende und proaktive Prozesse) zäh­
lenden Maßnahmen laufen noch und sollen 2014-2015 
abgeschlossen werden, während 3 Prozesse 2009 umge­
setzt wurden. Phase IV (Betriebssicherung & Kontinuier­
liche Verbesserung) soll überwiegend 2014-2015 durch­
geführt werden, wobei ein Prozess bereits 2009 abge­
schlossen wurde. 

(69) LAM berichtete ferner über seine Expansionsstrategie und 
–pläne, einschließlich neuer Strecken und der Flottenent­
wicklung. 

(70) Der Flugsicherheitsausschuss begrüßte die von den zu­
ständigen Behörden Mosambiks dargelegten Fortschritte 
bei der Behebung der von der ICAO festgestellten Mängel 
und ermutigte sie, ihre Anstrengungen im Hinblick auf 
die Schaffung eines mit den ICAO-Normen vollständig in 
Einklang stehenden Luftverkehrssystems fortzusetzen. 

Luftfahrtunternehmen aus Nepal 

(71) Gemäß den Ergebnissen des ICAO-Audits im Mai 2009 
hielt Nepal die meisten internationalen Sicherheitsnor­
men nicht ein. Obgleich sich keine schweren Sicherheits­
bedenken ergaben, zeigte das Audit, dass die zuständige 
Behörde von Nepal nicht in der Lage war, die effektive 
Umsetzung der internationalen Sicherheitsnormen in den 
Bereichen Flugbetrieb, Lufttüchtigkeit und Unfallunter­
suchung zu gewährleisten, und dass schwere Mängel die 
Fähigkeit des Landes auch in den Bereichen primäres 
Luftfahrtrecht und Vorschriften für die Zivilluftfahrt, Or­
ganisation der Zivilluftfahrt sowie Lizenzerteilung für das 
und Ausbildung des Personals beeinträchtigten. 

(72) Innerhalb von zwei Jahren (August 2010 – September 
2012) ereigneten sich in Nepal mit in Nepal eingetrage­
nen Luftfahrzeugen fünf Unfälle mit Todesfolge, von de­
nen einige EU-Bürger betroffen waren. Drei weitere Un­
fälle gab es im Jahr 2013.
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(73) Die Konsultationen mit den zuständigen Behörden Ne­
pals begannen im Oktober 2012 auf der Grundlage von 
sicherheitsrelevanten Mängeln, die beim USOAP-Audit 
der ICAO im Mai 2009 festgestellt worden waren, und 
der hohen Zahl von Unfällen mit Todesfolge innerhalb 
kurzer Zeit. Kein nepalesisches Luftfahrtunternehmen ist 
in der Union tätig. 

(74) Im Rahmen der Konsultationen erhielt die Kommission 
die Unterlagen über die von den zuständigen Behörden 
Nepals geplanten und durchgeführten Aufsichtstätigkeiten 
für die Jahre 2012 und 2013. Die Prüfung dieser Unter­
lagen ergab, dass weiterhin einige Sicherheitsmängel be­
stehen und dass die Aufsichtstätigkeiten in Bezug auf die 
Kontrolle der festgestellten Sicherheitsrisiken offenbar 
nicht ausreichten. 

(75) Die Kommission hat mit Unterstützung der EASA am 
30. Mai 2013 in Brüssel technische Konsultationen mit 
den zuständigen Behörden Nepals (CAAN) abgehalten, in 
deren Verlauf die CAAN die Lage eingehend erläuterte 
und Informationen zur Kontrolle der Sicherheitsrisiken 
gab. Aus den Erläuterungen Nepals ging hervor, dass 
die Aufsichtstätigkeit umfassender ist als aus den von 
Nepal zuvor übermittelten Unterlagen hervorging. Die 
CAAN informierte ferner über die Folgemaßnahmen zu 
den in den Unfalluntersuchungsberichten und mehreren 
Sicherheitsinitiativen enthaltenen Empfehlungen. Zu die­
sen Sicherheitsinitiativen zählte die Festlegung von Si­
cherheitszielen. Die effektive Umsetzung aller Sicherheits­
initiativen dürfte eine verbesserte Aufsicht und bessere 
Kontrolle von Sicherheitsrisiken bewirken. Die von der 
CAAN bei der Sitzung gemachten Angaben werden 
durch eine weitere Prüfung der Unterlagen überprüft. 

(76) Auch das Luftfahrtunternehmen SITA Air Plc Ltd nahm 
an der technischen Konsultation teil und machte Anga­
ben zu seiner sicherheitsrelevanten Tätigkeit und der In­
teraktion mit der CAAN. SITA Air verzeichnete im Sep­
tember 2012 einen Unfall mit Todesfolge und erläuterte 
die aus diesem Unfall gezogenen Lehren. 

(77) Die CAAN und Nepals Luftfahrtbranche stehen weiterhin 
vor einigen Herausforderungen, darunter Faktoren wie 
die Einstellung ausreichenden und kompetenten Personals 
bzw. die Erhaltung dieses Personalbestands bei der CAAN 
und die Durchführung des Flugbetriebs in einem sehr 
schwierigen gebirgigen Gebiet. Die CAAN machte deut­
lich, dass sie diese Herausforderungen angeht und die 
Kommission wird daher die Lage in Nepal weiterhin be­
obachten. 

(78) Die ICAO wird im Juli 2013 in Nepal ein Audit in Form 
einer Koordinierungs- und Validationsmission (ICVM) an 
Ort und Stelle durchführen und es scheint angemessen, 
die Ergebnisse der Tätigkeit der ICAO abzuwarten, bevor 
die Bewertung der Sicherheitslage in Nepal abgeschlossen 
wird. 

(79) Sollten die Ergebnisse des ICAO-Audits oder andere re­
levante Sicherheitsinformationen darauf hindeuten, dass 
die Sicherheitsrisiken nicht angemessen eingedämmt wer­
den, wäre die Kommission gezwungen, Maßnahmen ge­
mäß der Verordnung (EG) Nr. 2111/2005 zu treffen. 

Luftfahrtunternehmen aus den Philippinen 

(80) Die Konsultationen mit den zuständigen Behörden der 
Philippinen (CAAP) wurden fortgesetzt, um die Abhilfe­
maßnahmen zu bestätigen, die die CAAP zur Behebung 
der bei den Audits der ICAO und der Bundesluftfahrt­
behörde der USA (FAA) in den Jahren 2012 und 2013 
festgestellten Sicherheitsmängel getroffen hat. 

(81) Wie die CAAP mitteilte, führte die ICAO im Februar 
2013 eine ICVM durch und teilte der CAAP am 1. März 
2013 schriftlich mit, die beiden schweren Sicherheits­
bedenken, die beim USOAP-Audit der ICAO vom Okto­
ber 2009 bzw. der ICVM vom Oktober 2012 geltend 
gemacht wurden, seien durch die Abhilfemaßnahmen 
der Philippinen erfolgreich ausgeräumt worden. 

(82) Daher hielt die Kommission mit Unterstützung der EASA 
und von Vertretern der Mitgliedstaaten am 16. April 
2013 eine Sitzung mit der CAAP und den Luftfahrtunter­
nehmen Philippine Airlines und Cebu Pacific Airways ab, 
um die Fortschritte im Hinblick auf die noch bestehenden 
Probleme zu erörtern, die anlässlich des von der Kom­
mission im Oktober 2010 durchgeführten Kontroll­
besuchs an Ort und Stelle von ICAO, FAA und Union 
festgestellt worden waren. 

(83) Während der Sitzung bestätigte die CAAP, dass sie ein 
fünf Phasen umfassendes Zertifizierungsverfahren sowie 
ein Revalidierungsverfahren eingeführt hat, das für alle 
bestehenden Luftfahrtunternehmen angelaufen ist. Sieben 
große und neun kleine Luftfahrtunternehmen haben das 
Verfahren abgeschlossen, darunter Philippine Airlines 
(PAL) und Cebu Pacific Air. Die CAAP berichtete über 
die Einrichtung eines aus zwei Systemen bestehenden 
Konzepts für die Aufsicht über Luftfahrtunternehmen: 
eine 24 Inspektoren umfassende Zeugnisverwaltungsstel­
le, die die Aufsicht nur über PAL und Cebu Pacific Air 
ausübt, während die übrigen Luftfahrtunternehmen von 
den Abteilungen für Flugbetrieb und Lufttüchtigkeit be­
aufsichtigt werden. 

(84) Die CAAP erklärte ferner, sie befasse sich mit dem Pro­
blem der Nachhaltigkeit des Systems, indem sie versuche, 
durch höhere Gehälter Inspektionspersonal aus der Indus­
trie zu gewinnen. Auch wurden Ausbildungsprogramme 
für Inspektoren umgesetzt. Die CAAP hat jedoch weder 
die Qualitätsmanagementsysteme noch die Sicherheits­
management-Systeme der ihrer Aufsicht unterstehenden 
Luftfahrtunternehmen förmlich inspiziert. 

(85) PAL teilte mit, seine Flotte umfasse 44 Luftfahrzeuge 
(Boeing B747, B777, Airbus A340, A330, A320/319), 
weitere 68 Luftfahrzeuge (44 Airbus A321, 20 A330 
und 4 A340) seien bestellt. Für seine Sicherheitsmanage­
ment-Systeme gilt die Zielvorgabe, Ereignisse, die sich 
nachteilig auf die Sicherheitsnormen auswirken, gegen­
über dem Vorjahr um 10 % zu verringern. Die Daten 
der Flugdatenüberwachung von 95 bis 100 % der Flüge 
wurden geprüft, wobei der besondere Schwerpunkt auf 
Ereignissen mit instabilen Anflügen und Bodenannähe­
rungswarnanlagen lag. Im Rahmen des Qualitätsmanage­
mentsystems von PAL wurden im Jahr 2012 260 Inspek­
tionen durchgeführt, bei denen 94 Mängel in Bezug auf 
Verfahren des Unternehmens festgestellt wurden, was
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von den Ergebnissen der CAAP abwich, weil mehr Aus­
bildungsmängel festgestellt wurden. Cebu Pacific Air teilte 
mit, die Flotte wachse jährlich um 7%. Mit zwei 2013 
gelieferten Luftfahrzeugen vom Typ „Airbus A330“ wür­
den im Juni Langstreckenflüge aufgenommen; Ziel sei 
eine Flotte von 47 Luftfahrzeugen bis Ende 2013. Als 
Ergebnis dieser Sitzung führte die Kommission mit Un­
terstützung der Mitgliedstaaten vom 3. bis 7. Juni 2013 
eine Bewertung an Ort und Stelle auf den Philippinen 
durch. 

(86) Die Schlussfolgerungen der Bewertung lauteten, dass die 
CAAP sowohl in Bezug auf die Luftfahrzeuge unter ihrer 
Aufsicht als auch intern noch moderne Techniken für das 
Sicherheitsmanagement in der Luftfahrt einführen muss. 
Im Betriebsbereich wird dem menschlichen Faktor und 
den Sicherheitsmanagement-Systemen weiterhin unzurei­
chende Aufmerksamkeit gewidmet. 

(87) Die Bewertung machte jedoch deutlich, dass – wenn­
gleich innerhalb der CAAP noch viel zu tun bleibt – 
der Generaldirektor für Zivilluftfahrt eindeutige Maßnah­
men ergreift, um sicherzustellen, dass die CAAP ihre 
tägliche Arbeit effektiver bewältigt. Ferner wurde zur 
Kenntnis genommen, dass Pläne zur Lösung des Pro­
blems eines alternden Personalbestands bestehen, indem 
durch Erhöhung der Gehälter die Einstellung von Be­
schäftigten aus der Industrie erleichtert werden und ex­
ternes Fachwissen genutzt werden soll, um das Risiko 
einer lückenhaften Aufsicht über Luftfahrtunternehmen 
zu verringern. Zusammenfassend lässt sich sagen, dass 
die CAAP im Wesentlichen eine solide Aufsicht über 
die Luftfahrtunternehmen ausübt, wenn auch einige 
Schwächen, vor allem in den Bereichen Ausbildung, Nor­
mung, Qualitätsmanagement und Sicherheitsmanage­
ment-Systeme, fortbestehen. 

(88) Was die Luftfahrtunternehmen betrifft, konnten sowohl 
PAL als auch Cebu Pacific Air nachweisen, dass sie effek­
tive Sicherheitsmanagementverfahren eingeführt hatten 
und in der Lage waren, die Einhaltung der einschlägigen 
Sicherheitsvorschriften zu gewährleisten. Zum Zeitpunkt 
der Bewertung trat jedoch bei Cebu Pacific Air ein Unfall 
ein, der Fragen in Bezug auf die Kontrolle des Flug­
betriebs aufwarf. Daraufhin beschloss Cebu Pacific Air, 
nicht an der Anhörung des Flugsicherheitsausschusses 
teilzunehmen, um sich auf die Lösung von Sicherheits­
mängeln zu konzentrieren, die bei der laufenden Sicher­
heitsuntersuchung festgestellt worden waren. 

(89) Während der Bewertung aktualisierte die CAAP ihre Liste 
der derzeitigen Luftverkehrsbetreiberzeugnisse, aus der 
hervorgeht, dass derzeit 32 Luftfahrtunternehmen durch 
die CAAP zugelassen sind. Anhang A sollte entsprechend 
aktualisiert werden. 

(90) Am 26. Juni 2013 wurden die CAAP und PAL vom 
Flugsicherheitsausschuss gehört. Die CAAP erläuterte aus­
führlich die laufenden Maßnahmen zur Gewährleistung 
der Nachhaltigkeit einschließlich der Frage der Human­
ressourcen, der Bereitstellung von IT-Ausrüstung, der 
Ausarbeitung eines staatlichen Sicherheitsprogramms 
und der Verbesserung der Ausbildung, vor allem zum 
Sicherheitsmanagement-System. 

(91) PAL ging – neben den bei der Sitzung vom 16. April 
2013 angesprochenen Punkten – auch auf die Maßnah­

men ein, die im Hinblick auf die Feststellungen bei der 
Bewertung an Ort und Stelle ergriffen wurden. Hinsicht­
lich seiner Expansionspläne erkannte PAL an, dass die 
Einstellung einer angemessenen Anzahl von Piloten eine 
Herausforderung darstelle; das Unternehmen wies jedoch 
darauf hin, dass aufgrund der Tatsache, dass ältere Luft­
fahrzeuge durch die neuen Luftfahrzeuge ersetzt werden, 
die Expansionsrate verkraftbar sei. 

(92) Unter Berücksichtigung der von der CAAP ausgeübten 
Sicherheitsaufsicht und der Fähigkeit von PAL, die effek­
tive Einhaltung der einschlägigen Flugsicherheitsvorschrif­
ten zu gewährleisten, wird auf der Grundlage der gemein­
samen Kriterien festgestellt, dass das Luftfahrtunterneh­
men Philippine Airlines aus Anhang A gestrichen werden 
sollte. 

(93) Gemäß der Verordnung (EU) Nr. 965/2012 werden die 
Mitgliedstaaten die tatsächliche Einhaltung der einschlägi­
gen Sicherheitsnormen im Rahmen vorrangiger Vorfeld­
inspektionen von Luftfahrzeugen von PAL überprüfen. 
Sollten die Ergebnisse dieser Prüfungen oder andere rele­
vante Sicherheitsinformationen darauf hindeuten, dass in­
ternationale Sicherheitsnormen nicht eingehalten werden, 
wäre die Kommission gezwungen, Maßnahmen gemäß 
der Verordnung (EG) Nr. 2111/2005 zu treffen. 

(94) Die Kommission und der Flugsicherheitsausschuss nah­
men jedoch die Maßnahmen der CAAP zur Behebung 
der noch offenen Sicherheitsmängel mit Befriedigung 
zur Kenntnis und werden die Lage im Hinblick auf eine 
erneute Prüfung bei der nächsten Sitzung des Flugsicher­
heitsausschusses weiterhin aufmerksam beobachten. 

Luftfahrtunternehmen aus der Russischen Föderation 

(95) Von einigen in der Russischen Föderation zugelassenen 
Luftfahrtunternehmen betriebene Luftfahrzeuge, die Flug­
häfen in der Union anfliegen, werden vorrangigen SAFA- 
Vorfeldinspektionen unterzogen, um ihre Konformität 
mit den internationalen Sicherheitsnormen zu prüfen. 
Die zuständigen Behörden der Mitgliedstaaten und die 
EASA unterrichten weiterhin ihren Kollegen in der Rus­
sischen Föderation über festgestellte Mängel und fordern 
sie auf, Maßnahmen zu ergreifen, um jegliche Abwei­
chung von den ICAO-Normen zu unterbinden. 

(96) In der Zwischenzeit wird die Kommission den Dialog 
über Fragen der Luftverkehrssicherheit mit den zuständi­
gen Behörden der Russischen Föderation fortsetzen, um 
vor allem sicherzustellen, dass die gegenwärtigen Risiken, 
die auf die niedrige Sicherheitsleistung der in der Russi­
schen Föderation zugelassenen Luftfahrtunternehmen zu­
rückzuführen sind, in ausreichendem Maße eingedämmt 
werden. 

(97) Am 13. Juni 2013 hielt die Kommission mit Unterstüt­
zung der EASA und mehrerer Mitgliedstaaten eine Sit­
zung mit Vertretern der zuständigen Behörde der Russi­
schen Föderation (Russian Federal Air Transport Agency 
(FATA) ab, bei der die FATA neueste Information zu den 
von der Behörde und den betreffenden Luftfahrtunterneh­
men getroffenen Maßnahmen mitteilte, die sich auf bei 
SAFA-Vorfeldinspektionen festgestellte Mängel bezogen.
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Die FATA teilte insbesondere mit, dass ein Luftfahrtunter­
nehmen einer speziellen Kontrolle unterworfen wurde 
und das Luftverkehrsbetreiberzeugnis eines weiteren Luft­
fahrtunternehmens entzogen wurde. 

(98) Bei der Sitzung wies die FATA darauf hin, dass Vim 
Airlines in der ersten Jahreshälfte 2013 häufig inspiziert 
wurde und der Betrieb von Vim Airlines den Audit-Er­
gebnissen zufolge ein akzeptables Sicherheitsniveau auf­
weise. Bezüglich Red Wings teilte die FATA mit, in dem 
Luftfahrtunternehmen seien nach einer Aussetzung seines 
Luftverkehrsbetreiberzeugnisses im Februar 2013 wesent­
liche Veränderungen vorgenommen worden. Auch 
könnte das Luftfahrtunternehmen bei einem entsprechen­
den Ergebnis der zum Zeitpunkt der Sitzung noch lau­
fenden Inspektion wieder zum gewerblichen Luftverkehr 
zugelassen werden. Die Kommission empfahl, vor der 
Wiederzulassung gründlich zu prüfen, inwieweit Red 
Wings die Voraussetzungen für die Erbringung gewerb­
licher Luftverkehrsdienste in die EU erfüllt, und ersuchte 
um diesbezügliche Informationen vor der nächsten Sit­
zung des Flugsicherheitsausschusses. 

(99) Im Anschluss an die Sitzung legte FATA weitere Infor­
mationen vor und teilte insbesondere mit, dass Red 
Wings ab 17. Juni 2013 wieder zur Erbringung gewerb­
licher Luftverkehrsdienste zugelassen sei. 

(100) Die Kommission, die EASA und die Mitgliedstaaten wer­
den die Sicherheitsleistung der in der Russischen Födera­
tion zugelassenen Luftfahrtunternehmen, die in die Union 
fliegen, weiterhin aufmerksam beobachten. Die Kommis­
sion wird weiterhin sicherheitsrelevante Informationen 
mit den zuständigen Behörden der Russischen Föderation 
austauschen, um zu bestätigen, dass bei SAFA-Vorfeld­
inspektionen festgestellte Mängel von den betreffenden 
Luftfahrtunternehmen angemessen behoben wurden. 

(101) Sollten die Ergebnisse von Vorfeldinspektionen oder an­
dere relevante Sicherheitsinformationen darauf hindeuten, 
dass internationale Sicherheitsnormen nicht eingehalten 
werden, wäre die Kommission gezwungen, Maßnahmen 
gemäß der Verordnung (EG) Nr. 2111/2005 zu treffen. 

Sudan 

(102) Die Konsultationen mit der sudanesischen Zivilluftfahrt­
behörde (SCAA) wurden mit dem Ziel fortgesetzt, zu 
bestätigen, dass der Sudan Fortschritte bei der Reform 
seines Systems für die Sicherheit der Zivilluftfahrt macht, 
um die Mängel, die beim USOAP-Audit der ICAO 2006 
und beim ICVM-Audit vom Dezember 2011 festgestellt 
wurden, beheben zu können. Im Anschluss an diese Au­
dits wurden hinsichtlich des Zertifizierungsverfahrens für 
die Ausstellung von Luftverkehrsbetreiberzeugnissen 
schwere Sicherheitsbedenken geltend gemacht. 

(103) Am 3. Januar 2013 teilte die SCAA der Kommission mit, 
sie habe ihre Kontrollkapazitäten einschließlich des Sys­
tems für die Zulassung und Beaufsichtigung von Luft­
fahrtunternehmen, Instandhaltungsbetrieben und zugelas­

senen Ausbildungsorganisationen verbessert. Daher hatte 
die ICAO im Anschluss an ein ICVM-Audit im Mai 2012 
die schweren Sicherheitsbedenken aufgehoben. 

(104) In der Folge hielt die Kommission mit Unterstützung der 
EASA am 29. April 2013 eine Sitzung mit der SCAA ab. 
Die SCAA teilte mit, sie sei nunmehr eine autonome 
Einrichtung mit eigenem Haushalt, Verbesserungen des 
Flugsicherheitssystems im Sudan seien durch die Nutzung 
externen Fachwissens möglich gewesen und sie stelle ak­
tiv Personal ein und hebe die Gehälter an, um gegenüber 
der Branche wettbewerbsfähig zu sein. Die SCAA erklär­
te, derzeit seien nur sechs Luftfahrtunternehmen (Sudan 
Airways, Marshland Aviation, Badr Airlines, Sun Air 
Aviation, Nova Airways and Tarco Air) zum internatio­
nalen Flugverkehr zugelassen, weitere sieben Luftfahrt­
unternehmen seien dagegen auf den Inlandsverkehr be­
schränkt. Die SCAA berichtete über die Ergebnisse der 
ICVM vom Mai 2012 und wies darauf hin, dass nun 
eine große Zahl von ICAO-Normen, insbesondere in Be­
zug auf Flugbetrieb und Lufttüchtigkeit, wirksam umge­
setzt sei. 

(105) Die SCAA teilte ferner mit, sie habe eine Risikobewer­
tung hinsichtlich der Fortsetzung des Betriebs alter Luft­
fahrzeuge sowjetischer Bauart durchgeführt, die zu einem 
Startverbot für 50 % dieser im Sudan eingetragenen Luft­
fahrzeuge geführt habe. 

(106) Am 4. Juni 2013 legte die SCAA der Kommission eine 
Kopie ihres Luftverkehrsbetreiberzeugnis-Registers vor, 
aus der hervorging, dass 18 Luftfahrtunternehmen über 
ein Luftverkehrsbetreiberzeugnis verfügen, von denen 6 
derzeit ausgesetzt sind. Sie nannten ferner Einzelheiten 
zur Aufhebung der Luftverkehrsbetreiberzeugnisse von 
Attico Airlines (AOC Nr. 023), Sudanese States Aviation 
Company (AOC Nr. 010), Azza Air Transport (AOC Nr. 
012), Almajarah Aviation (AOC Nr. 049), Helilift (AOC 
Nr. 042) und Feeder Airlines (AOC Nr. 050). Auf der 
Grundlage dieser von der SCAA bereitgestellten Informa­
tionen sollte Anhang A entsprechend aktualisiert werden. 

(107) Am 25. Juni 2013 wurde die SCAA vom Flugsicherheits­
ausschuss gehört. Die SCAA wurde vom Generaldirektor 
der Arab Civil Aviation Commission (ACAC) begleitet, 
der anerkannte, dass die EU-Sicherheitsliste für Staaten, 
die systemische Sicherheitsmängel angehen wollen, als 
Katalysator dienen kann, wies auf den Nutzen der regio­
nalen Zusammenarbeit von Staaten hin und hob die 
diesbezügliche Unterstützung durch die ACAC hervor. 

(108) Ergänzend zu den Erläuterungen bei der Sitzung vom 
29. April 2013 teilte die SCAA dem Ausschuss mit, 
dass die Teilnahme des Inspektionspersonals an einem 
Kurs der ICAO für Inspektoren im Juli und August 
2013 geplant sei und im Juli 2013 alle Luftfahrzeuge 
der Muster Tupolew Tu134 und Antonow An12 aus 
dem sudanesischen Luftfahrzeugregister gestrichen wer­
den sollten. Die SCAA erklärte ferner, dass alle Luftfahrt­
unternehmen im Sudan Ende 2013 mit den Sicherheits­
vorschriften konform sein müssen.
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(109) Der Flugsicherheitsausschuss begrüßte die von den zu­
ständigen Behörden des Sudans mitgeteilten erheblichen 
Fortschritte bei der Behebung der von der ICAO fest­
gestellten Mängel, wies aber darauf hin, dass es noch 
eine Weile dauern werde, bis sowohl die SCAA als 
auch die ihrer Aufsicht unterstehenden Luftfahrtunterneh­
men die vollständige Einhaltung der ICAO-Normen ge­
währleisten können. Die Kommission wird daher die 
Fortschritte der SCAA im Hinblick auf eine erneute Prü­
fung des Falles bei künftigen Sitzungen des Flugsicher­
heitsausschusses aufmerksam beobachten. 

Conviasa 

(110) Conviasa, einem in der Bolivarischen Republik Venezuela 
zugelassenes Luftfahrtunternehmen, ist aufgrund schlech­
ter Ergebnisse bei den SAFA-Inspektionen, mehrerer Un­
fälle und des Fehlens einer angemessenen Reaktion auf 
die Informationsersuchen des Flugsicherheitsausschusses 
seit April 2012 der Betrieb untersagt. Am 18. Juni 
2012 vereinbarte die Kommission mit den zuständigen 
Behörden Venezuelas einen Fahrplan zur Behebung der 
festgestellten Sicherheitsmängel, der eine Überprüfung 
des Unionsbeschlusses ermöglicht. 

(111) Die Konsultationen mit der Zivilluftfahrtbehörde von Ve­
nezuela (INAC) wurden 2013 mit dem Ziel fortgesetzt, 
zu bestätigen, dass Venezuela Fortschritte bei der wei­
teren Verbesserung seiner Aufsicht über die Luftfahrt­
unternehmen macht und sicherzustellen, dass Conviasa 
weiterhin eine Erhöhung seines Sicherheitsstatus anstrebt, 
um die vorgeschriebenen internationalen Normen ein­
zuhalten. 

(112) Im Mai 2013 ließen die zuständigen Behörden Venezue­
las der Kommission von den zuständigen spanischen Be­
hörden eine Reihe schriftlicher Stellungnahmen vorlegen, 
in denen die Durchführung einiger der im Fahrplan vom 
Juni 2012 festgelegten Maßnahmen ausführlich erläutert 
wurde. 

(113) In der Folge hielt die Kommission mit Unterstützung der 
EASA am 7. Juni 2013 eine Sitzung mit der INAC und 
Conviasa ab. Conviasa gab ausführlich Auskunft über die 
vorgenommenen Verbesserungen zur Behebung der bei 
der letzten SAFA-Inspektion festgestellten Mängel, aus 
Unfällen gezogene Lehren und abgeleitete Empfehlungen 
sowie die als Ergebnis des jüngsten INAC-Audits einge­
führten Änderungen. Conviasa verwies vor allem auf sein 
den SAFA-Inspektionen vergleichbares Vorflugkontroll­
system und die Verbesserungen des Sicherheitsmanage­
ment-Systems, der Gesamtqualität, der Instandhaltung 
und der Verfahren zur Aufrechterhaltung der Lufttüchtig­
keit. Conviasa berichtete ferner über seine Expansions­
pläne und die Erneuerung der Flotte in den kommenden 
Jahren, wobei ältere Luftfahrzeuge der Muster Boeing 
B737-200 and B737-300 schrittweise ausgemustert wer­
den und die bereits begonnene Einführung der neuen 
Luftfahrzeuge des Musters Embraer ERJ 190 beschleunigt 
wird. 

(114) Die INAC erteilte Auskunft über ihre internen Strukturen 
und Mechanismen, legte ausführliche Informationen zum 

geltenden Verfahren für die Behandlung der Ergebnisse 
von EU-SAFA-Inspektionen venezuelanischer Luftfahrt­
unternehmen vor und erläuterte Planung und Durchfüh­
rung ihrer Aufsichtstätigkeit, die bald Vorfeldinspektio­
nen der nationalen Luftfahrtunternehmen umfassen wird. 
Die INAC war ferner zuversichtlich, dass die jüngste 
ICVM-Mission der ICAO, die vom 22. bis 28. Mai 
2013 stattfand, zu dem Ergebnis gelangen dürfte, dass 
das Land sich in Bezug auf die Einhaltung der ICAO- 
Normen verbessert hat. 

(115) Die INAC wurde am 26. Juni 2013 vom Flugsicherheits­
ausschuss gehört. Sie unterrichte den Ausschuss über die 
bei der Sitzung vom 7. Juni 2013 erörterten Punkte. 

(116) Conviasa wurde am 26. Juni 2013 vom Flugsicherheits­
ausschuss gehört. Das Unternehmen unterrichtete den 
Ausschuss über die bei der Sitzung vom 7. Juni 2013 
erörterten Punkte und betonte, es würde im Falle einer 
Wiederaufnahme des Betriebs in die Union einen ge­
mischten Betrieb durchführen, wobei einer seiner eigenen 
Airbus A340-200 mit einer „Wet Lease“ eines äquivalen­
ten Luftfahrzeugmusters kombiniert würde. 

(117) Auf der Grundlage des von Spanien durchgeführten Au­
dits und des jüngsten Kontrollbesuchs der ICAO sowie 
der Vorträge von INAC und Conviasa begrüßte der Flug­
sicherheitsausschuss die wesentlichen und umfassenden 
Fortschritte, die in Bezug auf die vom Flugsicherheitsaus­
schuss im Jahr 2012 festgestellten Mängel erzielt wurden. 
Unter Berücksichtigung dieser Fortschritte wird auf der 
Grundlage der gemeinsamen Kriterien festgestellt, dass 
Conviasa aus Anhang A gestrichen werden sollte. 

(118) Gemäß der Verordnung (EU) Nr. 965/2012 werden die 
Mitgliedstaaten die tatsächliche Einhaltung der einschlägi­
gen Sicherheitsnormen im Rahmen vorrangiger Vorfeld­
inspektionen bei Luftfahrzeugen mit venezuelanischer 
Zulassung überprüfen. 

(119) Sollten die Ergebnisse von Vorfeldprüfungen oder andere 
relevante Sicherheitsinformationen darauf hindeuten, dass 
internationale Sicherheitsnormen nicht eingehalten wer­
den, wäre die Kommission gezwungen, Maßnahmen ge­
mäß der Verordnung (EG) Nr. 2111/2005 zu treffen. 

(120) Im Hinblick auf die Aktualisierung der Anhänge wird in 
Artikel 8 Absatz 2 der Verordnung (EG) Nr. 2111/2005 
angesichts der Sicherheitsauswirkungen die Notwendig­
keit einer schnellen Beschlussfassung anerkannt. Die Er­
fahrung bei der Aktualisierung der Anhänge hat ferner 
gezeigt, dass es zum Schutz sensibler Informationen und 
zur Minimierung der kommerziellen Auswirkungen un­
erlässlich ist, dass die Beschlüsse im Zusammenhang mit 
der Aktualisierung der Liste sehr rasch nach ihrem Erlass 
veröffentlicht werden und in Kraft treten. 

(121) Die Verordnung (EG) Nr. 474/2006 ist daher entspre­
chend zu ändern. 

(122) Die in dieser Verordnung vorgesehenen Maßnahmen ent­
sprechen der Stellungnahme des Flugsicherheitsausschus­
ses —
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HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 
Artikel 1 

Die Verordnung (EG) Nr. 474/2006 wird wie folgt geändert: 
1. Anhang A wird durch den Wortlaut des Anhangs A dieser 

Verordnung ersetzt. 

2. Anhang B wird durch den Wortlaut des Anhangs B dieser 
Verordnung ersetzt. 

Artikel 2 

Diese Verordnung tritt am Tag nach ihrer Veröffentlichung im 
Amtsblatt der Europäischen Union in Kraft. 

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt unmittelbar in jedem Mitglied­
staat. 

Brüssel, den 10. Juli 2013 

Für die Kommission, 
im Namen des Präsidenten, 

Siim KALLAS 
Vizepräsident
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ANHANG A 

LISTE DER LUFTFAHRTUNTERNEHMEN, DEREN GESAMTER BETRIEB IN DER EU UNTERSAGT IST ( 1 ) 

Name des Luftfahrtunternehmens gemäß 
Angabe im Luftverkehrsbetreiberzeugnis 

(AOC) (und ggf. im Geschäftsverkehr 
verwendeter Name, falls abweichend) 

Nr. des Luftverkehrsbetreiber­
zeugnisses (AOC) oder der 

Betriebsgenehmigung 

ICAO-Kennung des 
Luftfahrtunternehmens Staat des Luftfahrzeugbetreibers 

BLUE WING AIRLINES SRBWA-01/2002 BWI Suriname 

MERIDIAN AIRWAYS LTD AOC 023 MAG Republik Ghana 

Alle Luftfahrtunternehmen, die von 
den Behörden Afghanistans, die für 
die Regulierungsaufsicht zuständig 
sind, zugelassen wurden, ein­
schließlich 

Islamische Republik 
Afghanistan 

ARIANA AFGHAN AIRLINES AOC 009 AFG Islamische Republik 
Afghanistan 

KAM AIR AOC 001 KMF Islamische Republik 
Afghanistan 

PAMIR AIRLINES Unbekannt PIR Islamische Republik 
Afghanistan 

SAFI AIRWAYS AOC 181 SFW Islamische Republik 
Afghanistan 

Alle Luftfahrtunternehmen, die von 
den Behörden Angolas, die für die 
Regulierungsaufsicht zuständig sind, 
zugelassen wurden, ausgenommen 
TAAG Angola Airlines in Anhang B, 
einschließlich 

Republik Angola 

AEROJET AO 008-01/11 TEJ Republik Angola 

AIR26 AO 003-01/11-DCD DCD Republik Angola 

AIR GICANGO 009 Unbekannt Republik Angola 

AIR JET AO 006-01/11-MBC MBC Republik Angola 

AIR NAVE 017 Unbekannt Republik Angola 

ANGOLA AIR SERVICES 006 Unbekannt Republik Angola 

DIEXIM 007 Unbekannt Republik Angola 

FLY540 AO 004-01 FLYA Unbekannt Republik Angola 

GIRA GLOBO 008 GGL Republik Angola 

HELIANG 010 Unbekannt Republik Angola 

HELIMALONGO AO 005-01/11 Unbekannt Republik Angola 

MAVEWA 016 Unbekannt Republik Angola
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Name des Luftfahrtunternehmens gemäß 
Angabe im Luftverkehrsbetreiberzeugnis 

(AOC) (und ggf. im Geschäftsverkehr 
verwendeter Name, falls abweichend) 

Nr. des Luftverkehrsbetreiber­
zeugnisses (AOC) oder der 

Betriebsgenehmigung 

ICAO-Kennung des 
Luftfahrtunternehmens Staat des Luftfahrzeugbetreibers 

SONAIR AO 002-01/10-SOR SOR Republik Angola 

Alle Luftfahrtunternehmen, die von 
den Behörden Benins, die für die 
Regulierungsaufsicht zuständig sind, 
zugelassen wurden, einschließlich 

Republik Benin 

AERO BENIN PEA Nr. 
014/MDCTTTATP-PR/ 
ANAC/DEA/SCS 

AEB Republik Benin 

AFRICA AIRWAYS Unbekannt AFF Republik Benin 

ALAFIA JET PEA Nr. 014/ANAC/ 
MDCTTTATP-PR/DEA/ 
SCS 

Unbekannt Republik Benin 

BENIN GOLF AIR PEA Nr. 012/MDCTTP- 
PR/ANAC/DEA/SCS. 

BGL Republik Benin 

BENIN LITTORAL AIRWAYS PEA Nr. 
013/MDCTTTATP-PR/ 
ANAC/DEA/SCS. 

LTL Republik Benin 

COTAIR PEA Nr. 
015/MDCTTTATP-PR/ 
ANAC/DEA/SCS. 

COB Republik Benin 

ROYAL AIR PEA Nr. 11/ANAC/ 
MDCTTP-PR/DEA/SCS 

BNR Republik Benin 

TRANS AIR BENIN PEA Nr. 
016/MDCTTTATP-PR/ 
ANAC/DEA/SCS 

TNB Republik Benin 

alle Luftfahrtunternehmen, die von 
den Behörden der Republik Kongo, 
die für die Regulierungsaufsicht zu­
ständig sind, zugelassen wurden, 
einschließlich 

Republik Kongo 

AERO SERVICE RAC06-002 RSR Republik Kongo 

CANADIAN AIRWAYS CONGO RAC06-012 Unbekannt Republik Kongo 

EMERAUDE RAC06-008 Unbekannt Republik Kongo 

EQUAFLIGHT SERVICES RAC 06-003 EKA Republik Kongo 

EQUAJET RAC06-007 EKJ Republik Kongo 

EQUATORIAL CONGO AIRLINES S.A. RAC 06-014 Unbekannt Republik Kongo 

MISTRAL AVIATION RAC06-011 Unbekannt Republik Kongo 

TRANS AIR CONGO RAC 06-001 TSG Republik Kongo
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Name des Luftfahrtunternehmens gemäß 
Angabe im Luftverkehrsbetreiberzeugnis 

(AOC) (und ggf. im Geschäftsverkehr 
verwendeter Name, falls abweichend) 

Nr. des Luftverkehrsbetreiber­
zeugnisses (AOC) oder der 

Betriebsgenehmigung 

ICAO-Kennung des 
Luftfahrtunternehmens Staat des Luftfahrzeugbetreibers 

Alle Luftfahrtunternehmen, die von 
den Behörden der Demokratischen 
Republik Kongo (DR Kongo), die 
für die Regulierungsaufsicht zustän­
dig sind, zugelassen wurden, ein­
schließlich 

Demokratische Republik 
Kongo (DR Kongo) 

AFRICAN AIR SERVICE COMMUTER 104/CAB/MIN/TVC/2012 Unbekannt Demokratische Republik 
Kongo (DR Kongo) 

AIR BARAKA 409/CAB/MIN/TVC/ 
002/2011 

Unbekannt Demokratische Republik 
Kongo (DR Kongo) 

AIR CASTILLA 409/CAB/MIN/TVC/ 
007/2010 

Unbekannt Demokratische Republik 
Kongo (DR Kongo) 

AIR FAST CONGO 409/CAB/MIN/TVC/ 
0112/2011 

Unbekannt Demokratische Republik 
Kongo (DR Kongo) 

AIR MALEBO 409/CAB/MIN/TVC/ 
0122/2012 

Unbekannt Demokratische Republik 
Kongo (DR Kongo) 

AIR KASAI 409/CAB/MIN/TVC/ 
0053/2012 

Unbekannt Demokratische Republik 
Kongo (DR Kongo) 

AIR KATANGA 409/CAB/MIN/TVC/ 
0056/2012 

Unbekannt Demokratische Republik 
Kongo (DR Kongo) 

AIR TROPIQUES 409/CAB/MIN/TVC/ 
00625/2011 

Unbekannt Demokratische Republik 
Kongo (DR Kongo) 

ARMI GLOBAL BUSINESS AIRWAYS 409/CAB/MIN/TVC/ 
029/2012 

Unbekannt Demokratische Republik 
Kongo (DR Kongo) 

BIEGA AIRWAYS 409/CAB/MIN/TVC/ 
051/2012 

Unbekannt Demokratische Republik 
Kongo (DR Kongo) 

BLUE AIRLINES 106/CAB/MIN/TVC/2012 BUL Demokratische Republik 
Kongo (DR Kongo) 

BLUE SKY 409/CAB/MIN/TVC/ 
0028/2012 

Unbekannt Demokratische Republik 
Kongo (DR Kongo) 

BUSINESS AVIATION 409/CAB/MIN/TVC/ 
048/09 

ABB Demokratische Republik 
Kongo (DR Kongo) 

BUSY BEE CONGO 409/CAB/MIN/TVC/ 
0064/2010 

Unbekannt Demokratische Republik 
Kongo (DR Kongo) 

CETRACA 105/CAB/MIN/TVC/2012 CER Demokratische Republik 
Kongo (DR Kongo) 

CHC STELLAVIA 409/CAB/MIN/TVC/ 
0078/2011 

Unbekannt Demokratische Republik 
Kongo (DR Kongo) 

CONGO EXPRESS AIRLINES 409/CAB/MIN/TVC/ 
059/2012 

EXY Demokratische Republik 
Kongo (DR Kongo) 

COMPAGNIE AFRICAINE D’AVIA­
TION (CAA) 

409/CAB/MIN/TVC/ 
0050/2012 

Unbekannt Demokratische Republik 
Kongo (DR Kongo)
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Name des Luftfahrtunternehmens gemäß 
Angabe im Luftverkehrsbetreiberzeugnis 

(AOC) (und ggf. im Geschäftsverkehr 
verwendeter Name, falls abweichend) 

Nr. des Luftverkehrsbetreiber­
zeugnisses (AOC) oder der 

Betriebsgenehmigung 

ICAO-Kennung des 
Luftfahrtunternehmens Staat des Luftfahrzeugbetreibers 

DOREN AIR CONGO 102/CAB/MIN/TVC/2012 Unbekannt Demokratische Republik 
Kongo (DR Kongo) 

EPHRATA AIRLINES 409/CAB/MIN/TVC/ 
040/2011 

Unbekannt Demokratische Republik 
Kongo (DR Kongo) 

EAGLES SERVICES 409/CAB/MIN/TVC/ 
0196/2011 

Unbekannt Demokratische Republik 
Kongo (DR Kongo) 

FILAIR 409/CAB/MIN/TVC/ 
037/2008 

Unbekannt Demokratische Republik 
Kongo (DR Kongo) 

FLY CONGO 409/CAB/MIN/TVC/ 
0126/2012 

Unbekannt Demokratische Republik 
Kongo (DR Kongo) 

GALAXY KAVATSI 409/CAB/MIN/TVC/ 
0027/2008 

Unbekannt Demokratische Republik 
Kongo (DR Kongo) 

GILEMBE AIR SOUTENANCE (GISAIR) 409/CAB/MIN/TVC/ 
0082/2010 

Unbekannt Demokratische Republik 
Kongo (DR Kongo) 

GOMA EXPRESS 409/CAB/MIN/TVC/ 
0051/2011 

Unbekannt Demokratische Republik 
Kongo (DR Kongo) 

GOMAIR 409/CAB/MIN/TVC/ 
011/2010 

Unbekannt Demokratische Republik 
Kongo (DR Kongo) 

GTRA 409/CAB/MIN/TVC/ 
0060/2011 

Unbekannt Demokratische Republik 
Kongo (DR Kongo) 

INTERNATIONAL TRANS AIR BUSI­
NESS (ITAB) 

409/CAB/MIN/TVC/ 
0065/2010 

Unbekannt Demokratische Republik 
Kongo (DR Kongo) 

JET CONGO AIRLINES 409/CAB/MIN/TVC/ 
0011/2012 

Unbekannt Demokratische Republik 
Kongo (DR Kongo) 

KATANGA EXPRESS 409/CAB/MIN/TVC/ 
0083/2010 

Unbekannt Demokratische Republik 
Kongo (DR Kongo) 

KATANGA WINGS 409/CAB/MIN/TVC/ 
0092/2011 

Unbekannt Demokratische Republik 
Kongo (DR Kongo) 

KIN AVIA 409/CAB/MIN/TVC/ 
0059/2010 

Unbekannt Demokratische Republik 
Kongo (DR Kongo) 

KORONGO AIRLINES 409/CAB/MIN/TVC/ 
001/2011 

Unbekannt Demokratische Republik 
Kongo (DR Kongo) 

LIGNES AÉRIENNES CONGOLAISES 
(LAC) 

Ministerialunterschrift 
(Verordnung Nr. 78/205) 

LCG Demokratische Republik 
Kongo (DR Kongo) 

MANGO AIRLINES 409/CAB/MIN/TVC/ 
009/2011 

Unbekannt Demokratische Republik 
Kongo (DR Kongo) 

MAVIVI AIR TRADE 409/CAB/MIN/TVC/ 
00/2011 

Unbekannt Demokratische Republik 
Kongo (DR Kongo)
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Name des Luftfahrtunternehmens gemäß 
Angabe im Luftverkehrsbetreiberzeugnis 

(AOC) (und ggf. im Geschäftsverkehr 
verwendeter Name, falls abweichend) 

Nr. des Luftverkehrsbetreiber­
zeugnisses (AOC) oder der 

Betriebsgenehmigung 

ICAO-Kennung des 
Luftfahrtunternehmens Staat des Luftfahrzeugbetreibers 

OKAPI AIRLINES 409/CAB/MIN/TVC/ 
086/2011 

OKP Demokratische Republik 
Kongo (DR Kongo) 

PATRON AIRWAYS 409/CAB/MIN/TVC/ 
0066/2011 

Unbekannt Demokratische Republik 
Kongo (DR Kongo) 

PEGASUS 409/CAB/MIN/TVC/ 
021/2012 

Unbekannt Demokratische Republik 
Kongo (DR Kongo) 

SAFE AIR 409/CAB/MIN/TVC/ 
021/2008 

Unbekannt Demokratische Republik 
Kongo (DR Kongo) 

SERVICES AIR 103/CAB/MIN/TVC/2012 Unbekannt Demokratische Republik 
Kongo (DR Kongo) 

STELLAR AIRWAYS 409/CAB/MIN/TVC/ 
056/2011 

Unbekannt Demokratische Republik 
Kongo (DR Kongo) 

SION AIRLINES 409/CAB/MIN/TVC/ 
0081/2011 

Unbekannt Demokratische Republik 
Kongo (DR Kongo) 

SWALA AVIATION 409/CAB/MIN/TVC/ 
0084/2010 

Unbekannt Demokratische Republik 
Kongo (DR Kongo) 

TRACEP CONGO 409/CAB/MIN/TVC/ 
0085/2010 

Unbekannt Demokratische Republik 
Kongo (DR Kongo) 

TRANSAIR CARGO SERVICES 409/CAB/MIN/TVC/ 
073/2011 

Unbekannt Demokratische Republik 
Kongo (DR Kongo) 

WALTAIR AVIATION 409/CAB/MIN/TVC/ 
004/2011 

Unbekannt Demokratische Republik 
Kongo (DR Kongo) 

WILL AIRLIFT 409/CAB/MIN/TVC/ 
0247/2011 

Unbekannt Demokratische Republik 
Kongo (DR Kongo) 

WIMBI DIRA AIRWAYS 409/CAB/MIN/TVC/ 
039/2008 

WDA Demokratische Republik 
Kongo (DR Kongo) 

Alle Luftfahrtunternehmen, die von 
den Behörden Dschibutis, die für 
die Regulierungsaufsicht zuständig 
sind, zugelassen wurden, ein­
schließlich 

Dschibuti 

DAALLO AIRLINES Unbekannt DAO Dschibuti 

Alle Luftfahrtunternehmen, die von 
Behörden, die für die Regulierungs­
aufsicht von Äquatorialguinea zu­
ständig sind, zugelassen wurden, 
einschließlich 

Äquatorialguinea 

CRONOS AIRLINES 2011/0004/MTTCT/ 
DGAC/SOPS 

Unbekannt Äquatorialguinea 

CEIBA INTERCONTINENTAL 2011/0001/MTTCT/ 
DGAC/SOPS 

CEL Äquatorialguinea
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Name des Luftfahrtunternehmens gemäß 
Angabe im Luftverkehrsbetreiberzeugnis 

(AOC) (und ggf. im Geschäftsverkehr 
verwendeter Name, falls abweichend) 

Nr. des Luftverkehrsbetreiber­
zeugnisses (AOC) oder der 

Betriebsgenehmigung 

ICAO-Kennung des 
Luftfahrtunternehmens Staat des Luftfahrzeugbetreibers 

PUNTO AZUL 2012/0006/MTTCT/ 
DGAC/SOPS 

Unbekannt Äquatorialguinea 

TANGO AIRWAYS Unbekannt Unbekannt Äquatorialguinea 

Alle Luftfahrtunternehmen, die von 
den Behörden Eritreas, die für die 
Regulierungsaufsicht zuständig sind, 
zugelassen wurden, einschließlich 

Eritrea 

ERITREAN AIRLINES AOC Nr. 004 ERT Eritrea 

NASAIR ERITREA AOC Nr. 005 NAS Eritrea 

Alle Luftfahrtunternehmen, die von 
den Behörden Indonesiens, die für 
die Regulierungsaufsicht zuständig 
sind, zugelassen wurden, aus­
genommen Garuda Indonesia, Air­
fast Indonesia, Mandala Airlines, 
EkspresTransportasi Antarbenua 
und Indonesia Air Asia, einschließ­
lich 

Republik Indonesien 

AIR BORN INDONESIA 135-055 Unbekannt Republik Indonesien 

AIR PACIFIC UTAMA 135-020 Unbekannt Republik Indonesien 

ALFA TRANS DIRGANTATA 135-012 Unbekannt Republik Indonesien 

ANGKASA SUPER SERVICES 135-050 Unbekannt Republik Indonesien 

ASCO NUSA AIR 135-022 Unbekannt Republik Indonesien 

ASI PUDJIASTUTI 135-028 Unbekannt Republik Indonesien 

AVIASTAR MANDIRI 135-029 Unbekannt Republik Indonesien 

CITILINK INDONESIA 121-046 CTV Republik Indonesien 

DABI AIR NUSANTARA 135-030 Unbekannt Republik Indonesien 

DERAYA AIR TAXI 135-013 DRY Republik Indonesien 

DERAZONA AIR SERVICE 135-010 DRZ Republik Indonesien 

DIRGANTARA AIR SERVICE 135-014 DIR Republik Indonesien 

EASTINDO 135-038 Unbekannt Republik Indonesien 

ENGGANG AIR SERVICE 135-045 Unbekannt Republik Indonesien 

ERSA EASTERN AVIATION 135-047 Unbekannt Republik Indonesien 

GATARI AIR SERVICE 135-018 GHS Republik Indonesien 

HEAVY LIFT 135-042 Unbekannt Republik Indonesien 

INDONESIA AIR TRANSPORT 121-034 IDA Republik Indonesien
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Name des Luftfahrtunternehmens gemäß 
Angabe im Luftverkehrsbetreiberzeugnis 

(AOC) (und ggf. im Geschäftsverkehr 
verwendeter Name, falls abweichend) 

Nr. des Luftverkehrsbetreiber­
zeugnisses (AOC) oder der 

Betriebsgenehmigung 

ICAO-Kennung des 
Luftfahrtunternehmens Staat des Luftfahrzeugbetreibers 

INTAN ANGKASA AIR SERVICE 135-019 Unbekannt Republik Indonesien 

JAYAWIJAYA DIRGANTARA 121-044 Unbekannt Republik Indonesien 

JOHNLIN AIR TRANSPORT 135-043 JLB Republik Indonesien 

KAL STAR 121-037 KLS Republik Indonesien 

KARTIKA AIRLINES 121-003 KAE Republik Indonesien 

KOMALA INDONESIA 135-051 Unbekannt Republik Indonesien 

KURA-KURA AVIATION 135-016 KUR Republik Indonesien 

LION MENTARI AIRLINES 121-010 LNI Republik Indonesien 

MANUNGGAL AIR SERVICE 121-020 Unbekannt Republik Indonesien 

MARTABUANA ABADION 135-049 Unbekannt Republik Indonesien 

MATTHEW AIR NUSANTARA 135-048 Unbekannt Republik Indonesien 

MERPATI NUSANTARA AIRLINES 121-002 MNA Republik Indonesien 

MIMIKA AIR 135-007 Unbekannt Republik Indonesien 

NATIONAL UTILITY HELICOPTER 135-011 Unbekannt Republik Indonesien 

NUSANTARA AIR CHARTER 121-022 Unbekannt Republik Indonesien 

NUSANTARA BUANA AIR 135-041 Unbekannt Republik Indonesien 

PACIFIC ROYALE AIRWAYS 121-045 Unbekannt Republik Indonesien 

PEGASUS AIR SERVICES 135-036 Unbekannt Republik Indonesien 

PELITA AIR SERVICE 121-008 PAS Republik Indonesien 

PENERBANGAN ANGKASA SEMESTA 135-026 Unbekannt Republik Indonesien 

PURA WISATA BARUNA 135-025 Unbekannt Republik Indonesien 

RIAU AIRLINES 121-016 RIU Republik Indonesien 

SAYAP GARUDA INDAH 135-004 Unbekannt Republik Indonesien 

SKY AVIATION 135-044 Unbekannt Republik Indonesien 

SMAC 135-015 SMC Republik Indonesien 

SRIWIJAYA AIR 121-035 SJY Republik Indonesien 

SURVEI UDARA PENAS 135-006 Unbekannt Republik Indonesien
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Name des Luftfahrtunternehmens gemäß 
Angabe im Luftverkehrsbetreiberzeugnis 
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Luftfahrtunternehmens Staat des Luftfahrzeugbetreibers 

SURYA AIR 135-046 Unbekannt Republik Indonesien 

TRANSNUSA AVIATION MANDIRI 121-048 Unbekannt Republik Indonesien 

TRANSWISATA PRIMA AVIATION 135-021 Unbekannt Republik Indonesien 

TRAVEL EXPRESS AVIATION SER­
VICE 

121-038 XAR Republik Indonesien 

TRAVIRA UTAMA 135-009 Unbekannt Republik Indonesien 

TRI MG INTRA ASIA AIRLINES 121-018 TMG Republik Indonesien 

TRIGANA AIR SERVICE 121-006 TGN Republik Indonesien 

UNINDO 135-040 Unbekannt Republik Indonesien 

WING ABADI AIRLINES 121-012 WON Republik Indonesien 

Alle Luftfahrtunternehmen, die von 
den Behörden Kasachstans, die für 
die Regulierungsaufsicht zuständig 
sind, zugelassen wurden, aus­
genommen Air Astana, einschließ­
lich 

Republik Kasachstan 

AIR ALMATY AK-0453-11 LMY Republik Kasachstan 

AIR TRUST AIRCOMPANY AK-0455-12 RTR Republik Kasachstan 

ASIA CONTINENTAL AIRLINES AK-0317-12 CID Republik Kasachstan 

ATMA AIRLINES AK-0437-10 AMA Republik Kasachstan 

AVIA-JAYNAR / AVIA-ZHAYNAR AK-067-12 SAP Republik Kasachstan 

BEYBARS AIRCOMPANY AK-0442-11 BBS Republik Kasachstan 

BEK AIR AK-0463-12 BEK Republik Kasachstan 

BURUNDAYAVIA AIRLINES AK-0456-12 BRY Republik Kasachstan 

COMLUX-KZ AK-0449-11 KAZ Republik Kasachstan 

DETA AIR AK-0458-12 DET Republik Kasachstan 

EAST WING AK-0465-12 EWZ Republik Kasachstan 

LUK AERO (FRÜHER EASTERN EX­
PRESS) 

AK-0464-12 LIS Republik Kasachstan 

EURO-ASIA AIR AK-0441-11 EAK Republik Kasachstan 

EURO-ASIA AIR INTERNATIONAL AK-0445-11 KZE Republik Kasachstan 

FLY JET KZ AK-0446-11 FJK Republik Kasachstan
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Name des Luftfahrtunternehmens gemäß 
Angabe im Luftverkehrsbetreiberzeugnis 
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ICAO-Kennung des 
Luftfahrtunternehmens Staat des Luftfahrzeugbetreibers 

INVESTAVIA AK-0447-11 TLG Republik Kasachstan 

IRTYSH AIR AK-0439-11 MZA Republik Kasachstan 

JET AIRLINES AK-0459-12 SOZ Republik Kasachstan 

JET ONE AK-0468-12 JKZ Republik Kasachstan 

KAZAIR JET AK-0442-11 KEJ Republik Kasachstan 

KAZAIRTRANS AIRLINE AK-0466-12 KUY Republik Kasachstan 

KAZAVIASPAS AK-0452-11 KZS Republik Kasachstan 

MEGA AIRLINES AK-0462-12 MGK Republik Kasachstan 

PRIME AVIATION AK-0448-11 PKZ Republik Kasachstan 

SAMAL AIR AK-0454-12 SAV Republik Kasachstan 

SEMEYAVIA AK-450-11 SMK Republik Kasachstan 

SCAT AK-0460-12 VSV Republik Kasachstan 

ZHETYSU AIRCOMPANY AK-0438-11 JTU Republik Kasachstan 

Alle Luftfahrtunternehmen, die von 
Behörden, die für die Regulierungs­
aufsicht der Kirgisischen Republik 
zuständig sind, zugelassen wurden, 
einschließlich 

Kirgisische Republik 

SKY BISHKEK Unbekannt BIS Kirgisische Republik 

AIR MANAS 17 MBB Kirgisische Republik 

AVIA TRAFFIC COMPANY 23 AVJ Kirgisische Republik 

CENTRAL ASIAN AVIATION SER­
VICES (CAAS) 

13 CBK Kirgisische Republik 

CLICK AIRWAYS 11 CGK Kirgisische Republik 

STATE AVIATION ENTERPRISE UN­
DER THE MINISTRY OF EMERGENCY 
SITUATIONS (SAEMES) 

20 DAM Kirgisische Republik 

AIR BISHKEK (FORMERLY EASTOK 
AVIA) 

15 EAA Kirgisische Republik 

KYRGYZ TRANS AVIA 31 KTC Kirgisische Republik 

KYRGYZSTAN 03 LYN Kirgisische Republik 

MANAS AIRWAYS 42 BAM Kirgisische Republik
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S GROUP AVIATION 6 SGL Kirgisische Republik 

SKY KG AIRLINES 41 KGK Kirgisische Republik 

SKY WAY AIR 39 SAB Kirgisische Republik 

SUPREME AVIATION 40 SGK Kirgisische Republik 

VALOR AIR 07 VAC Kirgisische Republik 

Alle Luftfahrtunternehmen, die von 
den Behörden Liberias, die für die 
Regulierungsaufsicht zuständig sind, 
zugelassen wurden. 

Liberia 

Alle Luftfahrtunternehmen, die von 
den Behörden der Gabunischen Re­
publik, die für die Regulierungsauf­
sicht zuständig sind, zugelassen 
wurden, ausgenommen Gabon Air­
lines, Afrijet und SN2AG in Anhang 
B, einschließlich 

Republik Gabun 

AFRIC AVIATION 010/MTAC/ANAC- 
G/DSA 

EKG Republik Gabun 

AIR SERVICES SA 004/MTAC/ANAC- 
G/DSA 

RVS Republik Gabun 

AIR TOURIST (ALLEGIANCE) 007/MTAC/ANAC- 
G/DSA 

LGE Republik Gabun 

NATIONALE ET REGIONALE TRANS­
PORT (NATIONALE) 

008/MTAC/ANAC- 
G/DSA 

NRG Republik Gabun 

SCD AVIATION 005/MTAC/ANAC- 
G/DSA 

SCY Republik Gabun 

SKY GABON 009/MTAC/ANAC- 
G/DSA 

SKG Republik Gabun 

SOLENTA AVIATION GABON 006/MTAC/ANAC- 
G/DSA 

SVG Republik Gabun 

Alle Luftfahrtunternehmen, die von 
den Behörden der Republik Mo­
sambik, die für die Regulierungs­
aufsicht zuständig sind, zugelassen 
wurden, einschließlich 

Republik Mosambik 

AERO-SERVICOS SARL MOZ-08 Unbekannt Republik Mosambik 

AEROVISAO DE MOZAMBIQUE Unbekannt Unbekannt Republik Mosambik 

CFA MOZAMBIQUE MOZ-10 Unbekannt Republik Mosambik 

CFM-TRANSPORTES E TRABALHO 
AEREO SA 

MOZ-07 Unbekannt Republik Mosambik
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COASTAL AVIATION MOZ-15 Unbekannt Republik Mosambik 

CR AVIATION MOZ-14 Unbekannt Republik Mosambik 

EMILIO AIR CHARTER LDA MOZ-05 Unbekannt Republik Mosambik 

ETA AIR CHARTER LDA MOZ-04 Unbekannt Republik Mosambik 

HELICOPTEROS CAPITAL MOZ-11 Unbekannt Republik Mosambik 

KAYA AIRLINES MOZ-09 KYY Republik Mosambik 

MOZAMBIQUE AIRLINES (LINHAS 
AEREAS DE MOÇAMBIQUE) 

MOZ-01 LAM Republik Mosambik 

MOZAMBIQUE EXPRESS/MEX MOZ-02 MXE Republik Mosambik 

UNIQUE AIR CHARTER MOZ-13 Unbekannt Republik Mosambik 

SAFARI AIR MOZ-12 Unbekannt Republik Mosambik 

TTA SARL MOZ-16 Unbekannt Republik Mosambik 

VR CROPSPRAYERS LDA MOZ-06 Unbekannt Republik Mosambik 

Alle Luftfahrtunternehmen, die von 
den Behörden der Philippinen, die 
für die Regulierungsaufsicht zustän­
dig sind, zugelassen wurden, aus­
genommen Philippine Airlines, ein­
schließlich 

Republik der Philippinen 

AEROEQUIPEMENT AVIATION 2010037 Unbekannt Republik der Philippinen 

AIR ASIA PHILIPPINES 2012047 APG Republik der Philippinen 

AIR PHILIPPINES CORPORATION 2009006 GAP Republik der Philippinen 

AIR JUAN AVIATION 2013053 Unbekannt Republik der Philippinen 

ASIA AIRCRAFT OVERSEAS 
PHILIPPINES INC. 

2012048 Unbekannt Republik der Philippinen 

ASIAN AEROSPACE CORPORATION 2012050 Unbekannt Republik der Philippinen 

ASTRO AIR INTERNATIONAL 2012049 Unbekannt Republik der Philippinen 

AYALA AVIATION CORP. 4AN9900003 Unbekannt Republik der Philippinen 

CANADIAN HELICOPTERS 
PHILIPPINES INC. 

2010026 Unbekannt Republik der Philippinen 

CEBU PACIFIC AIR 2009002 CEB Republik der Philippinen
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CM AERO SERVICES 20110401 Unbekannt Republik der Philippinen 

CYCLONE AIRWAYS 2010034 Unbekannt Republik der Philippinen 

FAR EAST AVIATION SERVICES 2009013 Unbekannt Republik der Philippinen 

INAEC AVIATION CORP. 2010028 Unbekannt Republik der Philippinen 

INTERISLAND AIRLINES 2010023 Unbekannt Republik der Philippinen 

ISLAND AVIATION 2009009 SOY Republik der Philippinen 

ISLAND TRANSVOYAGER 2010022 Unbekannt Republik der Philippinen 

LION AIR 2009019 Unbekannt Republik der Philippinen 

MACRO ASIA AIR TAXI SERVICES 2010029 Unbekannt Republik der Philippinen 

MAGNUM AIR 2012051 Unbekannt Republik der Philippinen 

MISIBIS AVIATION & DEVELOPMENT 
CORP 

2010020 Unbekannt Republik der Philippinen 

NORTHSKY AIR INC. 2011042 Unbekannt Republik der Philippinen 

OMNI AVIATION CORP. 2010033 Unbekannt Republik der Philippinen 

ROYAL AIR CHARTER SERVICES INC. 2010024 Unbekannt Republik der Philippinen 

ROYAL STAR AVIATION, INC. 2010021 Unbekannt Republik der Philippinen 

SOUTH EAST ASIAN AIRLINES 2009 004 Unbekannt Republik der Philippinen 

SOUTH EAST ASIAN AIRLINES (SEA­
IR) INTERNATIONAL 

2012052 Unbekannt Republik der Philippinen 

SOUTHERN AIR FLIGHT SERVICES 2011045 Unbekannt Republik der Philippinen 

SUBIC SEAPLANE, INC. 2011035 Unbekannt Republik der Philippinen 

WCC AVIATION COMPANY 2009015 Unbekannt Republik der Philippinen 

ZEST AIRWAYS INCORPORATED 2009003 EZD Republik der Philippinen 

Alle Luftfahrtunternehmen, die von 
den Behörden São Tomés und 
Príncipes, die für die Regulierungs­
aufsicht zuständig sind, zugelassen 
wurden, einschließlich 

São Tomé und Príncipe 

AFRICA CONNECTION 10/AOC/2008 ACH São Tomé und Príncipe 

BRITISH GULF INTERNATIONAL 
COMPANY LTD 

01/AOC/2007 BGI São Tomé und Príncipe
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EXECUTIVE JET SERVICES 03/AOC/2006 EJZ São Tomé und Príncipe 

GLOBAL AVIATION OPERATION 04/AOC/2006 Unbekannt São Tomé und Príncipe 

GOLIAF AIR 05/AOC/2001 GLE São Tomé und Príncipe 

ISLAND OIL EXPLORATION 01/AOC/2008 Unbekannt São Tomé und Príncipe 

STP AIRWAYS 03/AOC/2006 STP São Tomé und Príncipe 

TRANSAFRIK INTERNATIONAL LTD 02/AOC/2002 TFK São Tomé und Príncipe 

TRANSCARG 01/AOC/2009 Unbekannt São Tomé und Príncipe 

TRANSLIZ AVIATION (TMS) 02/AOC/2007 TLZ São Tomé und Príncipe 

Alle Luftfahrtunternehmen, die von 
Behörden, die für die Regulierungs­
aufsicht von Sierra Leone zuständig 
sind, zugelassen wurden, ein­
schließlich 

Sierra Leone 

AIR RUM, LTD Unbekannt RUM Sierra Leone 

DESTINY AIR SERVICES, LTD Unbekannt DTY Sierra Leone 

HEAVYLIFT CARGO Unbekannt Unbekannt Sierra Leone 

ORANGE AIR SIERRA LEONE LTD Unbekannt ORJ Sierra Leone 

PARAMOUNT AIRLINES, LTD Unbekannt PRR Sierra Leone 

SEVEN FOUR EIGHT AIR SERVICES 
LTD 

Unbekannt SVT Sierra Leone 

TEEBAH AIRWAYS Unbekannt Unbekannt Sierra Leone 

Alle Luftfahrtunternehmen, die von 
den Behörden Sudans, die für die 
Regulierungsaufsicht zuständig sind, 
zugelassen wurden, einschließlich 

Republik Sudan 

ALFA AIRLINES 054 AAJ Republik Sudan 

ALMAJAL AVIATION SERVICE 015 MGG Republik Sudan 

BADER AIRLINES 035 BDR Republik Sudan 

BENTIU AIR TRANSPORT 029 BNT Republik Sudan 

BLUE BIRD AVIATION 011 BLB Republik Sudan 

DOVE AIRLINES 052 DOV Republik Sudan 

ELIDINER AVIATION 008 DND Republik Sudan
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FOURTY EIGHT AVIATION 053 WHB Republik Sudan 

GREEN FLAG AVIATION 017 Unbekannt Republik Sudan 

HELEJETIC AIR 057 HJT Republik Sudan 

KATA AIR TRANSPORT 009 KTV Republik Sudan 

KUSH AVIATION 060 KUH Republik Sudan 

MARSLAND COMPANY 040 MSL Republik Sudan 

MID AIRLINES 025 NYL Republik Sudan 

NOVA AIRLINES 046 NOV Republik Sudan 

SUDAN AIRWAYS 001 SUD Republik Sudan 

SUN AIR COMPANY 051 SNR Republik Sudan 

TARCO AIRLINES 056 TRQ Republik Sudan 

Alle Luftfahrtunternehmen, die von 
Behörden, die für die Regulierungs­
aufsicht von Swasiland zuständig 
sind, zugelassen wurden, ein­
schließlich 

Swasiland 

SWAZILAND AIRLINK Unbekannt SZL Swasiland 

Alle Luftfahrtunternehmen, die von 
den Behörden Sambias, die für die 
Regulierungsaufsicht zuständig sind, 
zugelassen wurden, einschließlich 

Sambia 

ZAMBEZI AIRLINES Z/AOC/001/2009 ZMA Sambia
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ANHANG B 

LISTE DER LUFTFAHRTUNTERNEHMEN, DEREN BETRIEB IN DER EU BESCHRÄNKUNGEN UNTERLIEGT ( 1 ) 

Name des Luftfahrt­
unternehmens gemäß 
Angabe im Luftver­

kehrsbetreiberzeugnis 
(AOC) (und ggf. im 

Geschäftsverkehr 
verwendeter Name, falls 

abweichend) 

Nr. des Luftverkehrs­
betreiberzeugnisses 

(AOC) 

ICAO- 
Kennung des 

Luftfahrtunter­
nehmens 

Staat des Luftfahr­
zeugbetreibers 

Muster des Luftfahrzeugs, 
für das die Beschränkungen 

gelten 

Eintragungskennzeichen 
und ggf. Seriennummer Eintragungsstaat 

AIR KORYO GAC-AOC/KOR-01 KOR DVRK Gesamte Flotte mit 
Ausnahme von: 2 
Luftfahrzeugen des 
Musters TU-204 

Gesamte Flotte mit 
Ausnahme von: 
P-632, P-633 

DVRK 

AFRIJET ( 1 ) 002/MTAC/ANAC- 
G/DSA 

ABS Republik Gabun Gesamte Flotte mit 
Ausnahme von: 2 
Luftfahrzeugen des 
Musters Falcon 50, 2 
Luftfahrzeugen des 
Musters Falcon 900 

Gesamte Flotte mit 
Ausnahme von: 
TR-LGV; TR-LGY; TR- 
AFJ; TR-AFR 

Republik Gabun 

AIR ASTANA ( 2 ) AK-0443-11 KZR Kasachstan Gesamte Flotte mit 
Ausnahme von: Luft­
fahrzeuge des Musters 
Boeing B767, Luft­
fahrzeuge des Musters 
Boeing B757, Luft­
fahrzeuge des Musters 
Airbus A319/320/321 

Gesamte Flotte mit 
Ausnahme von: Luft­
fahrzeuge innerhalb 
der Boeing B767-Flot­
te, wie auf dem AOC 
angegeben; Luftfahr­
zeuge innerhalb der 
Boeing B757-Flotte, 
wie auf dem AOC 
angegeben; Luftfahr­
zeuge innerhalb der 
Airbus 
A319/320/321-Flotte, 
wie auf dem AOC 
angegeben 

Aruba (Königreich 
der Niederlande) 

AIRLIFT 
INTERNATIONAL 
(GH) LTD 

AOC 017 ALE Republik Ghana Gesamte Flotte mit 
Ausnahme von: 2 
Luftfahrzeugen des 
Musters DC8-63F 

Gesamte Flotte mit 
Ausnahme von: 
9G-TOP und 9G-RAC 

Republik Ghana 

AIR MADAGASCAR 5R-M01/2009 MDG Madagaskar Gesamte Flotte mit 
Ausnahme von: 3 
Luftfahrzeugen des 
Musters Boeing B737- 
300, 2 Luftfahrzeugen 
des Musters ATR 72- 
500, 1 Luftfahrzeug 
des Musters ATR 42- 
500, 1 Luftfahrzeug 
des Musters ATR 42- 
320 und 3 Luftfahr­
zeugen des Musters 
DHC 6-300 

Gesamte Flotte mit 
Ausnahme von: 
5R-MFH, 5R-MFI, 5R- 
MFL, 5R-MJE, 5R-MJF, 
5R-MJG, 5R-MVT, 5R- 
MGC, 5R-MGD, 5R- 
MGF 

Republik Madagas­
kar 

AIR SERVICE 
COMORES 

06-819/TA- 
15/DGACM 

KMD Komoren Gesamte Flotte mit 
Ausnahme von: LET 
410 UVP 

Gesamte Flotte mit 
Ausnahme von: 
D6-CAM (851336) 

Komoren 

GABON 
AIRLINES ( 3 ) 

001/MTAC/ANAC GBK Republik Gabun Gesamte Flotte mit 
Ausnahme von: 1 
Luftfahrzeug des Mus­
ters Boeing B767-200 

Gesamte Flotte mit 
Ausnahme von: 
TR-LHP 

Republik Gabun
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Name des Luftfahrt­
unternehmens gemäß 
Angabe im Luftver­

kehrsbetreiberzeugnis 
(AOC) (und ggf. im 

Geschäftsverkehr 
verwendeter Name, falls 

abweichend) 

Nr. des Luftverkehrs­
betreiberzeugnisses 

(AOC) 

ICAO- 
Kennung des 

Luftfahrtunter­
nehmens 

Staat des Luftfahr­
zeugbetreibers 

Muster des Luftfahrzeugs, 
für das die Beschränkungen 

gelten 

Eintragungskennzeichen 
und ggf. Seriennummer Eintragungsstaat 

IRAN AIR ( 4 ) FS100 IRA Islamische Repu­
blik Iran 

Gesamte Flotte mit 
Ausnahme von: 14 
Luftfahrzeugen des 
Musters Airbus A300, 
8 Luftfahrzeugen des 
Musters Airbus A310, 
1 Luftfahrzeug des 
Musters Boeing B737 

Gesamte Flotte mit 
Ausnahme von: 
EP-IBA 
EP-IBB 
EP-IBC 
EP-IBD 
EP-IBG 
EP-IBH 
EP-IBI 
EP-IBJ 
EP-IBM 
EP-IBN 
EP-IBO 
EP-IBS 
EP-IBT 
EP-IBV 
EP-IBX 
EP-IBZ 
EP-ICE 
EP-ICF 
EP-IBK 
EP-IBL 
EP-IBP 
EP-IBQ 
EP-AGA 

Islamische Republik 
Iran 

NOUVELLE AIR 
AFFAIRES GABON 
(SN2AG) 

003/MTAC/ANAC- 
G/DSA 

NVS Republik Gabun Gesamte Flotte mit 
Ausnahme von: 1 
Luftfahrzeug des Mus­
ters Challenger CL- 
601, 1 Luftfahrzeug 
des Musters HS-125- 
800 

Gesamte Flotte mit 
Ausnahme von: 
TR-AAG, ZS-AFG 

Republik Gabun; 
Republik Südafrika 

TAAG ANGOLA 
AIRLINES 

001 DTA Republik Angola Gesamte Flotte mit 
Ausnahme von: 5 
Luftfahrzeugen des 
Musters Boeing B777 
und 4 Luftfahrzeugen 
des Musters Boeing 
B737-700 

Gesamte Flotte mit 
Ausnahme von: 
D2-TED, D2-TEE, D2- 
TEF, D2-TEG, D2- 
TEH, D2-TBF, D2- 
TBG, D2-TBH, D2-TBJ 

Republik Angola 

( 1 ) Afrijet ist es ausschließlich gestattet, die aufgeführten Luftfahrzeuge für seinen derzeitigen Flugbetrieb in der Union zu nutzen. 
( 2 ) Air Astana ist es für seinen derzeitigen Flugbetrieb in der Union ausschließlich gestattet, die oben aufgeführten Luftfahrzeugmuster zu nutzen, sofern sie in Aruba 

zugelassen sind und alle Änderungen bei den AOC der Kommission und Eurocontrol rechtzeitig mitgeteilt werden. 
( 3 ) Gabon Airlines ist es ausschließlich gestattet, die aufgeführten Luftfahrzeuge für seinen derzeitigen Flugbetrieb in der Union zu nutzen. 
( 4 ) Iran Air ist es gestattet, Flüge in die Union unter Einsatz der angegebenen Luftfahrzeuge und unter den in Erwägungsgrund 69 der Verordnung (EU) Nr. 590/2010 (ABl. 

L 170 vom 6.7.2010, S. 15) genannten Bedingungen durchzuführen.
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DURCHFÜHRUNGSVERORDNUNG (EU) Nr. 660/2013 DER KOMMISSION 

vom 10. Juli 2013 

zur Festlegung pauschaler Einfuhrwerte für die Bestimmung der für bestimmtes Obst und Gemüse 
geltenden Einfuhrpreise 

DIE EUROPÄISCHE KOMMISSION — 

gestützt auf den Vertrag über die Arbeitsweise der Europäischen 
Union, 

gestützt auf die Verordnung (EG) Nr. 1234/2007 des Rates vom 
22. Oktober 2007 über eine gemeinsame Organisation der 
Agrarmärkte und mit Sondervorschriften für bestimmte land­
wirtschaftliche Erzeugnisse (Verordnung über die einheitliche 
GMO) ( 1 ), 

gestützt auf die Durchführungsverordnung (EU) Nr. 543/2011 
der Kommission vom 7. Juni 2011 mit Durchführungsbestim­
mungen zur Verordnung (EG) Nr. 1234/2007 des Rates für die 
Sektoren Obst und Gemüse und Verarbeitungserzeugnisse aus 
Obst und Gemüse ( 2 ), insbesondere auf Artikel 136 Absatz 1, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

(1) Die in Anwendung der Ergebnisse der multilateralen 
Handelsverhandlungen der Uruguay-Runde von der Kom­
mission festzulegenden, zur Bestimmung der pauschalen 
Einfuhrwerte zu berücksichtigenden Kriterien sind in der 

Durchführungsverordnung (EU) Nr. 543/2011 für die in 
ihrem Anhang XVI Teil A aufgeführten Erzeugnisse und 
Zeiträume festgelegt. 

(2) Gemäß Artikel 136 Absatz 1 der Durchführungsverord­
nung (EU) Nr. 543/2011 wird der pauschale Einfuhrwert 
an jedem Arbeitstag unter Berücksichtigung variabler Ta­
geswerte berechnet. Die vorliegende Verordnung sollte 
daher am Tag ihrer Veröffentlichung im Amtsblatt der 
Europäischen Union in Kraft treten — 

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 

Artikel 1 

Die in Artikel 136 der Durchführungsverordnung (EU) Nr. 
543/2011 genannten pauschalen Einfuhrwerte sind im Anhang 
der vorliegenden Verordnung festgesetzt. 

Artikel 2 

Diese Verordnung tritt am Tag ihrer Veröffentlichung im 
Amtsblatt der Europäischen Union in Kraft. 

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt unmittelbar in jedem 
Mitgliedstaat. 

Brüssel, den 10. Juli 2013 

Für die Kommission, 
im Namen des Präsidenten, 

Jerzy PLEWA 
Generaldirektor für Landwirtschaft und ländliche 

Entwicklung
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ANHANG 

Pauschale Einfuhrwerte für die Bestimmung der für bestimmtes Obst und Gemüse geltenden Einfuhrpreise 

(EUR/100 kg) 

KN-Code Drittland-Code ( 1 ) Pauschaler Einfuhrwert 

0707 00 05 MK 33,9 
TR 105,8 
ZZ 69,9 

0709 93 10 TR 128,7 
ZZ 128,7 

0805 50 10 AR 82,0 
TR 70,0 
UY 80,2 
ZA 99,2 
ZZ 82,9 

0808 10 80 AR 162,5 
BR 93,2 
CL 129,6 
CN 109,5 
NZ 141,2 
US 156,4 
ZA 114,5 
ZZ 129,6 

0808 30 90 AR 104,7 
CL 140,3 
CN 66,6 
ZA 120,5 
ZZ 108,0 

0809 10 00 IL 275,4 
TR 201,1 
ZZ 238,3 

0809 29 00 TR 349,5 
US 793,8 
ZZ 571,7 

0809 30 TR 200,5 
ZZ 200,5 

0809 40 05 IL 99,1 
MA 99,1 
ZA 125,3 
ZZ 107,8 

( 1 ) Nomenklatur der Länder gemäß der Verordnung (EG) Nr. 1833/2006 der Kommission (ABl. L 354 vom 14.12.2006, S. 19). Der Code 
„ZZ“ steht für „Andere Ursprünge“.
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BESCHLÜSSE 

BESCHLUSS DES RATES 

vom 21. Juni 2013 

zur Feststellung, dass Belgien auf die Empfehlung vom 2. Dezember 2009 nicht mit wirksamen 
Maßnahmen reagiert hat 

(2013/369/EU) 

DER RAT DER EUROPÄISCHEN UNION — 

gestützt auf den Vertrag über die Arbeitsweise der Europäischen 
Union, insbesondere auf Artikel 126 Absatz 8, 

auf Empfehlung der Europäischen Kommission, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

(1) Nach Artikel 126 des Vertrags über die Arbeitsweise der 
Europäischen Union (AEUV) haben die Mitgliedstaaten 
übermäßige öffentliche Defizite zu vermeiden. 

(2) Der Stabilitäts- und Wachstumspakt beruht auf dem Ziel 
einer gesunden öffentlichen Finanzlage als Mittel zur Ver­
besserung der Voraussetzungen für Preisstabilität und ein 
kräftiges tragfähiges Wachstum, das der Schaffung von 
Arbeitsplätzen förderlich ist. Zum Stabilitäts- und Wachs­
tumspakt gehört die Verordnung (EG) Nr. 1467/97 des 
Rates vom 7. Juli 1997 über die Beschleunigung und 
Klärung des Verfahrens bei einem übermäßigen Defi­
zit ( 1 ), die verabschiedet wurde, um die umgehende Kor­
rektur übermäßiger gesamtstaatlicher Defizite zu fördern. 

(3) Der Rat hat auf Empfehlung der Kommission am 2. De­
zember 2009 gemäß Artikel 126 Absatz 6 AEUV ent­
schieden, dass in Belgien ein übermäßiges Defizit be­
stand ( 2 ). Am gleichen Tag hat der Rat ebenfalls auf Emp­
fehlung der Kommission eine Empfehlung gemäß Arti­
kel 126 Absatz 7 TFEU ("Empfehlung des Rates vom 
2. Dezember 2009") angenommen und Belgien darin 
aufgefordert, innerhalb eines mittelfristigen Zeitrahmens 
Maßnahmen zu ergreifen, um das Defizit bis zum Jahr 
2012 auf unter 3 % des BIP abzusenken. 

(4) Um insbesondere das gesamtstaatliche Defizit glaubwür­
dig und nachhaltig unter 3 % des BIP zu senken, wurde 
den belgischen Behörden empfohlen a) die defizitsenken­
den Maßnahmen für das Jahr 2010 wie geplant in den 
Haushaltsentwurf für 2010 aufzunehmen und die ge­
plante Konsolidierungsanstrengung in den Jahren 2011 
und 2012 zu verstärken; b) im Zeitraum 2010 bis 
2012 eine durchschnittliche jährliche Konsolidierungs­

anstrengung von ¾ % des BIP zu gewährleisten, was auch 
dazu beitragen dürfte, dass die Bruttoschuldenquote wie­
der rückläufig wird und sich in zufriedenstellendem 
Tempo dem Referenzwert nähert, indem wieder adäquate 
Primärüberschüsse erreicht werden; c) im Einzelnen dar­
zulegen, welche Maßnahmen notwendig sind, um bis 
zum Jahr 2012 die Korrektur des übermäßigen Defizits 
zu erreichen, sollten die konjunkturellen Bedingungen 
dies gestatten, und den Defizitabbau zu beschleunigen, 
sollte die Wirtschafts- oder Haushaltslage besser ausfallen 
als zum Zeitpunkt der Abgabe der Empfehlungen im 
Rahmen des Defizitverfahrens erwartet; und d) die Über­
wachungsmechanismen zu verstärken, um die Einhaltung 
der haushaltspolitischen Ziele zu gewährleisten. In seinen 
Empfehlungen legte der Rat die Frist vom 2. Juni 2010 
fest. Bis zu diesem Zeitpunkt hatte Belgien wirksame 
Maßnahmen gemäß Artikel 3 Absatz 4 der Verordnung 
(EG) Nr. 1467/97 zu ergreifen. 

(5) Nach der Herbstprognose 2009 der Kommissionsdienst­
stellen, die der Empfehlung des Rates vom 2. Dezember 
2009 zugrunde lag, sollte die belgische Wirtschaft im 
Jahr 2010 um 0,6 % und im Jahr 2011 um 1,5 % wach­
sen. Das Jahr 2012 fiel zwar nicht mehr in den Prog­
nosezeitraum, doch wurde unter der Hypothese, dass sich 
die große negative Produktionslücke bis zum Jahr 2015 
allmählich schließen würde, für das Jahr 2012 ein höhe­
res Wachstum als für 2011 erwartet. Das BIP-Wachstum 
im Jahr 2010 lag erheblich über dem von der Kommis­
sion in jener Prognose erwarteten Wert, und lag im Jahr 
2011 leicht über den projizierten 1,5 %; im Jahr 2012 
schrumpfte die belgische Wirtschaft allerdings um 0,2 %. 

(6) Am 15. Juni 2010 gelangte die Kommission auf der 
Grundlage der Frühjahrsprognose 2010 der Kommis­
sionsdienststellen zu dem Schluss, dass Belgien in Befol­
gung der Empfehlung des Rates vom 2. Dezember 2009 
wirksame Maßnahmen ergriffen habe, um sein öffent­
liches Defizit unter den Referenzwert von 3 % des BIP 
zu senken, und im Defizitverfahren gegen Belgien zum 
damaligen Zeitpunkt daher keine weiteren Schritte erfor­
derlich seien. 

(7) Auf der Grundlage der Herbstprognose 2011 der Kom­
missionsdienststellen gab es klare Hinweise darauf, dass 
die Empfehlung des Rates vom 2. Dezember 2009 wahr­
scheinlich nicht eingehalten würde, da die Defizitschwelle 
von 3 % des BIP kurz vor der Frist und angesichts eines 
nicht vorhandenen Haushalts für 2012 nach wie vor
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erheblich überschritten wurde und da die bislang durch­
geführten haushaltspolitischen Anstrengungen hinter den 
empfohlenen zurückblieben. Die Kommission brachte 
folglich ihre Bedenken zum Ausdruck und ersuchte Bel­
gien, dringend die erforderlichen Maßnahmen zu ergrei­
fen, um eine Verschärfung seines Defizitverfahrens zu 
vermeiden. Im Dezember 2011 einigte sich die neu ge­
bildete belgische Regierung auf einen Haushaltsentwurf. 
Am 11. Januar 2012 kam die Kommission zu dem 
Schluss, dass in Anbetracht der zum damaligen Zeitpunkt 
vorherrschenden makroökonomischen Umstände (eine 
Wachstumsprognose von 0,9 % nach der Herbstprognose 
2011 der Kommissionsdienststellen), der Haushaltskon­
solidierungsmaßnahmen und der zusätzlichen Einsparun­
gen das Defizit im Jahr 2012 bei 2,9 % des BIP liegen 
dürfte. Folglich gelangte die Kommission zu der Auffas­
sung, dass im Defizitverfahren gegen Belgien zum dama­
ligen Zeitpunkt keine weiteren Schritte erforderlich seien. 

(8) Eine neue Bewertung der Maßnahmen, die Belgien auf­
grund der Empfehlung des Rates vom 2. Dezember 2009 
zur Korrektur des übermäßigen Defizits bis zum Jahr 
2012 ergriffen hat, führt zu folgenden Schlussfolgerun­
gen: 

— Nach der im Rahmen des Defizitverfahrens vor­
genommenen Datenmeldung für das Jahr 2012 zum 
gesamtstaatlichen Defizit und ihrer Bewertung durch 
die Kommission (Eurostat) lag das Defizit im Jahr 
2012 bei 3,9 % des BIP. Dies war teilweise auf die 
dringend erforderliche Rekapitalisierung der Banken­
gruppe Dexia Ende 2012 zurückzuführen, die das 
staatliche Defizit um 0,8 % des BIP erhöhte. Aller­
dings wäre die Frist selbst ohne diese Operation nicht 
eingehalten worden, denn das Defizit lag auch ohne 
die negative Auswirkung dieser einmaligen Maß­
nahme bei 3,2 % des BIP. Darüber hinaus enthielt 
der Haushalt 2012 umfassende einmalige Maßnah­
men zur Reduzierung des Defizits, die auf rund 
0,4 % des BIP geschätzt wurden. 

— Der Primärsaldo verbesserte sich von einem Defizit 
von 1,9 % des BIP im Jahr 2009 auf 0,4 % des BIP 
im Jahr 2010 und blieb im Jahr 2011 weitgehend 
unverändert. Im Jahr 2012 verschlechterte sich das 
Primärdefizit aufgrund der Rekapitalisierung von 
Dexia auf 0,5 %. Ohne diese Operation hätte der Pri­
märsaldo einen Überschuss von 0,3 % des BIP aus­
gewiesen. 

— Die durchschnittliche jährliche Konsolidierungs­
anstrengung seit 2010 wird auf 0,3 % des BIP ge­
schätzt und liegt damit deutlich unter den vom Rat 
empfohlenen ¾ % des BIP. Auch nach Korrektur der 
Auswirkungen des revidierten Wachstumspotenzials 
und der Einkommensentwicklungen macht die durch­
schnittliche Konsolidierungsanstrengung weniger als 
die Hälfte der empfohlenen Anstrengungen aus. Einer 
‚Bottom-up’-Berechnung zufolge dürften die kumula­
tiven Nettoauswirkungen der diskretionären Maßnah­
men dauerhafter Art bei rund 2 % des BIP für den 
Zeitraum 2010 bis 2012 liegen. Bei dieser Berech­
nung wurden sowohl defizitsenkende Maßnahmen 
als auch Ausgabensteigerungen, die in gewissem 
Maße auf politische Entscheidungen in der Vergan­

genheit zurückzuführen waren (wie beispielsweise 
Anpassungen von Sozialleistungen, rasch steigende 
Lohnzuschüsse für Unternehmen) berücksichtigt, die 
die Konsolidierungsanstrengungen zum Teil neutrali­
sieren. Darüber hinaus reichten diese 2 % des BIP an 
diskretionären Maßnahmen nicht aus, um der auto­
matisch steigenden Entwicklung bei den öffentlichen 
Ausgaben entgegen zu wirken, die sich vor allem 
durch die alternde Bevölkerung erklärt, und um 
gleichzeitig die empfohlene Verbesserung des struktu­
rellen Saldos während des Konsolidierungszeitraums 
zu bewirken. 

— Im Jahr 2010 setzte Belgien die defizitsenkenden 
Maßnahmen weitgehend wie geplant um, die zu einer 
strukturellen Verbesserung des BIP um ½ % führten; 
davon sind ¼ Prozentpunkte einem starken Rückgang 
bei den Zinsausgaben zu verdanken. Das nominale 
Defizit ging von 5,6 % des BIP im Jahr 2009 (was 
0,6 Prozentpunkte negativer einmaliger Faktoren um­
fasste) auf 3,8 % des BIP zurück und lag damit erheb­
lich unter dem Ziel von 4,8 % des BIP, das die bel­
gischen Behörden in ihrem Stabilitätsprogramm vom 
Januar 2010 vorgesehen hatten. Grund dafür war das 
unerwartet gute makroökonomische Ergebnis. Im Jahr 
2010 stieg das BIP um 2,4 % im Vergleich zu der 
zum Zeitpunkt der Abgabe der Empfehlung des Rates 
vom 2. Dezember 2009 erwarteten Wachstumsrate 
in Höhe von 0,6 %. 

— Trotz der relativ günstigen makroökonomischen Be­
dingungen im ersten Halbjahr 2011 (jährliches BIP- 
Wachstum von 1,8 %) ging der nominale Saldo in 
dem Jahr nur marginal auf 3,7 % des BIP, verglichen 
mit dem im Stabilitätsprogramm 2011 veranschlag­
ten Ziel von 3,6 % des BIP, zurück. Das strukturelle 
Saldo verschlechterte sich im Jahr 2011 um 0,1 %. 
Belgien verpasste folglich die Gelegenheit, von den 
relativ günstigen wirtschaftlichen Bedingungen zu 
profitieren, um sein Defizit zu verringern. Dies war 
zum Teil auf die festgefahrene politische Situation auf 
föderaler Ebene zwischen den Wahlen vom Juni 
2010 und Dezember 2011 zurückzuführen. 

— Im Dezember 2011 nahm die neu gebildete belgische 
Regierung eine Reihe von Konsolidierungsmaßnah­
men in den Haushalt 2012 auf, die dem Haushalt 
und dem Stabilitätsprogramm für die Jahre 2011 
bis 2015 zufolge bis zu 3 % des BIP ausmachten. 
Im März und Oktober 2012 wurden zusätzliche Maß­
nahmen ergriffen, um die negativen Auswirkungen 
des Konjunkturrückgangs auf den Haushalt zu kom­
pensieren. Ende 2012 mussten die belgische und die 
französische Regierung das Kapital der Bankengruppe 
Dexia weiter aufstocken, um einer negativen Netto­
vermögensposition entgegen zu wirken und die ge­
ordnete Abwicklung der Gruppe weiter voranzutrei­
ben. Für Belgien bedeutete dies eine einmalige nega­
tive Auswirkung auf das Defizit in Höhe von 0,8 % 
des BIP. Trotz eines Mechanismus der verstärkten 
Überwachung wirkte sich der Konjunkturrückgang 
auf die staatlichen Einnahmen zudem stärker aus als 
erwartet und führte zu einem Defizit auf föderaler 
Ebene von 2,7 % des BIP, und zwar unter Ausschluss 
der Auswirkung der Dexia-Operation und vor dem
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Hintergrund eines veranschlagten Ziels von 2,4 %. In 
der Mitteilung im Rahmen des Defizitverfahrens vom 
April 2013 wurde überdies klar, dass die lokale Re­
gierungsebene ihr Defizitziel nicht eingehalten hatte 
(-0,3 % des BIP anstelle von -0,2 %), was nur zum 
Teil durch das unerwartet gute Ergebnis der Regionen 
und Gemeinschaften (-0,1 % des BIP anstelle von 
-0,2 %) aufgefangen werden konnte. Der strukturelle 
Haushaltssaldo dürfte sich im Jahr 2012 um schät­
zungweise einen ½ Prozentpunkt des BIP verbessert 
haben. Beträchtliche staatliche Maßnahmen wurden 
teilweise durch steigende Zinsausgaben, eine negative 
Auswirkung der automatischen Inflationsindexierung 
von Löhnen und Gehältern sowie Sozialleistungen 
und durch einen starken Anstieg bei den Altersver­
sorgungsleistungen aufgehoben. 

— Der öffentliche Schuldenstand stieg von 84,0 % des 
BIP im Jahr 2007 auf 99,6 % des BIP im Jahr 2012. 
Die Dynamik des staatlichen Defizits und des BIP 
machen rund 6,5 Prozentpunkte der Steigerung aus, 
während exogene Faktoren mit rund 9 Prozentpunk­
ten ins Gewicht fallen. Dabei handelte es sich vor 
allem Rettungsaktionen im Finanzbereich in Form 
von Kapitalspritzen. 

(9) Belgien ergriff einige Maßnahmen zum Ausbau der Über­
wachungsmechanismen, um zu gewährleisten, dass die 
haushaltspolitischen Ziele eingehalten werden. Dazu zähl­
ten die Einsetzung eines Überwachungsausschusses im 
Jahr 2010 und eine verstärkte Überwachung der Haus­
haltsausführung im Jahr 2012. Allerdings wurden keine 
nennenswerten Fortschritte bei der Anpassung des haus­
haltspolitischen Rahmens erzielt, mit der sichergestellt 

werden sollte, dass die Haushaltsziele auf föderaler und 
nachgeordneter Ebene verbindlich eingehalten und die 
Transparenz bei der Lastenverteilung sowie die Rechen­
schaftspflicht auf den verschiedenen Regierungsebenen 
erhöht werden. 

(10) Daraus lässt sich schließen, dass die Maßnahmen, die die 
belgische Regierung aufgrund der Empfehlung des Rates 
vom 2. Dezember 2009 ergriffen hat, unzureichend sind. 
Belgien hat sein übermäßiges Defizit nicht bis zum Jahr 
2012 beseitigt. Die Haushaltsanstrengungen entsprechen 
den Empfehlungen des Rates nur in geringer Weise und 
waren im Jahr 2011 überhaupt nicht existent — 

HAT FOLGENDEN BESCHLUSS ERLASSEN: 

Artikel 1 

Belgien hat auf die Empfehlung des Rates vom 2. Dezember 
2009 hin keine wirksamen Maßnahmen getroffen. 

Artikel 2 

Dieser Beschluss ist an das Königreich Belgien gerichtet. 

Geschehen zu Luxemburg am 21. Juni 2013. 

Im Namen des Rates 
Der Präsident 
M. NOONAN
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BESCHLUSS DES RATES 

vom 21. Juni 2013 

zur Inverzugsetzung Belgiens mit der Maßgabe, die für den zur Sanierung erforderlichen 
Defizitabbau als notwendig erachteten Maßnahmen zu treffen 

(2013/370/EU) 

DER RAT DER EUROPÄISCHEN UNION — 

gestützt auf den Vertrag über die Arbeitsweise der Europäischen 
Union, insbesondere auf Artikel 126 Absatz 9, 

auf Empfehlung der Europäischen Kommission, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

(1) Nach Artikel 126 des Vertrags über die Arbeitsweise der 
Europäischen Union (AEUV) haben die Mitgliedstaaten 
übermäßige öffentliche Defizite zu vermeiden. 

(2) Der Stabilitäts- und Wachstumspakt beruht auf dem Ziel 
einer gesunden öffentlichen Finanzlage als Mittel zur Ver­
besserung der Voraussetzungen für Preisstabilität und ein 
kräftiges tragfähiges Wachstum, das der Schaffung von 
Arbeitsplätzen förderlich ist. 

(3) Am 2. Dezember 2009 stellte der Rat in einem Be­
schluss ( 1 ) gemäß Artikel 126 Absatz 6 AEUV fest, dass 
in Belgien ein übermäßiges Defizit bestehe. Am 2. Dezem­
ber 2009 nahm der Rat, aufgrund einer Empfehlung der 
Kommission, gemäß Artikel 126 Absatz 7 AEUV und 
Artikel 3 der Verordnung (EG) Nr. 1467/97 des Rates 
vom 7. Juli 1997 über die Beschleunigung und Klärung 
des Verfahrens bei einem übermäßigen Defizit ( 2 ) eine 
Empfehlung zur Korrektur des übermäßigen Defizits bis 
spätestens zum Jahr 2012 ("Empfehlung des Rates vom 
2. Dezember 2009") an. Um das gesamtstaatliche Defizit 
glaubwürdig und nachhaltig unter den Richtwert von 3 % 
des BIP zu senken, wurde den belgischen Behörden emp­
fohlen, a) die defizitsenkenden Maßnahmen für das Jahr 
2010 - so wie im Haushaltsentwurf für 2010 vorgesehen 
- umzusetzen und die haushaltspolitischen Anstrengun­
gen in den Jahren 2011 und 2012 zu verstärken; b) im 
Zeitraum 2010 bis 2012 eine durchschnittliche jährliche 
Konsolidierungsanstrengung von ¾ % des BIP zu gewähr­
leisten, was auch dazu beitragen dürfte, dass die Brutto­
schuldenqupte wieder rückläufig wird und sich in zufrie­
denstellendem Tempo dem Referenzwert nähert, indem 
wieder adäquate Primärüberschüsse erreicht werden; c) im 
Einzelnen darzulegen, welche Maßnahmen notwendig 
waren, um bis zum Jahr 2012 die Korrektur des über­
mäßigen Defizits zu erreichen, sollten die konjunkturel­
len Bedingungen dies gestattet, und den Defizitabbau zu 
beschleunigen, sollte die Wirtschafts- oder Haushaltslage 
besser ausfallen als zum Zeitpunkt der Abgabe der Emp­
fehlungen im Rahmen des Defizitverfahrens erwartet; und 
d) die Überwachungsmechanismen zu verstärken, um die 
Einhaltung der haushaltspolitischen Ziele zu gewährleis­
ten. In seinen Empfehlungen legte der Rat eine Frist bis 
zum 2. Juni 2010 fest. Bis zu diesem Zeitpunkt hatte 

Belgien wirksame Maßnahmen gemäß Artikel 3 Absatz 4 
der Verordnung (EG) Nr. 1467/97 zu ergreifen. 

(4) Am 21. Juni 2013 stellte der Rat nach Maßgabe des 
Artikels 126 Absatz 8 AEUV fest, dass Belgien auf die 
Empfehlung des Rates vom 2. Dezember 2009 hin keine 
wirksamen Maßnahmen innerhalb der darin festgelegten 
Frist getroffen hat. 

(5) Nach Artikel 10 Absatz 3 der Verordnung (EG) Nr. 
1467/97 hat der Rat unverzüglich einen Beschluss nach 
Artikel 126 Absatz 9 AEUV zu treffen, wenn aus den 
gemäß der Verordnung (EG) Nr. 479/2009 ermittelten 
Daten über die tatsächliche Entwicklung hervorgeht, 
dass ein übermäßiges Defizit von einem teilnehmenden 
Mitgliedstaat nicht innerhalb der in den Empfehlungen 
nach Artikel 126 Absatz 7 AEUV festgelegten Frist kor­
rigiert worden ist, d. h. er setzt den Mitgliedstaat mit der 
Maßgabe in Verzug, innerhalb einer bestimmten Frist 
Maßnahmen für den nach Auffassung des Rates zur Sa­
nierung erforderlichen Defizitabbau zu treffen. 

(6) Die Frühjahrsprognose 2013 der Kommissionsdienststel­
len prognostiziert für das Jahr 2013 eine gleichbleibende 
durchschnittliche Entwicklung des realen BIP, wobei die 
Inlandsnachfrage wie schon im Jahr 2012 weiter 
schrumpft. Während der Verbrauch der privaten Haus­
halte weiterhin stagnieren dürfte, dürften die Investitio­
nen angesichts eines in der Wirtschaft weit verbreiteten 
Vertrauensmangels, eines schwachen Bausektors, schlech­
terer Kreditbedingungen und der großen Kapazitätsüber­
hänge in der Industrie weiter zurückgehen. Sowohl der 
private Verbrauch als auch die Investitionen dürften erst 
ab 2014 wieder anziehen, d. h. einem Zeitpunkt, zu dem 
die Inlandsnachfrage der Hauptfaktor für ein BIP-Wachs­
tum in Höhe von 1,2 % werden dürfte. Vor dem Hinter­
grund dieser robusteren Inlandsnachfrage dürfte sich das 
Importwachstum dem Exportwachstum annähern. Damit 
würden weitere Gewinne aus den Nettoexporten im Jahr 
2014 im Gegensatz zum Jahr 2013 begrenzt sein; im 
Jahr 2013 dürfte nämlich das positive Nettoauslands­
nachfragewachstum eine Schrumpfung des BIP verhin­
dern. 

(7) Nach der Frühjahrsprognose 2013 der Kommissions­
dienststellen wird das gesamtstaatliche Defizit 2013 vo­
raussichtlich auf 2,9 % des BIP zurückgehen. Das ur­
sprüngliche Haushaltsziel für das Jahr 2013 lag bei einem 
nominalen Defizit von 2,15 % des BIP. Seit der Erstellung 
des Haushaltsentwurfs wurden die amtlichen Wachstums­
prognosen, die dem Haushalt zugrunde liegen (+0,7 %, 
gemäß der Herbstprognose 2012 der Kommissionsdienst­
stellen) jedoch erheblich nach unten revidiert, und zwar 
auf 0,2 % im Stabilitätsprogramm für die Jahre 2012 bis 
2016 und auf 0,0 % in der Frühjahrsprognose. Folglich 
gab die Regierung das nominale Defizitziel auf und er­
setzte es durch die Verpflichtung, den strukturellen Saldo 
um 1,0 % des BIP zu verbessern. Im März 2013 ergriff 
die Regierung zusätzliche Maßnahmen in einer

DE 11.7.2013 Amtsblatt der Europäischen Union L 190/87 

( 1 ) ABl. L 125 vom 21.5.2010, S. 34. Alle Unterlagen für das Verfahren 
bei einem übermäßigen Defizit für Belgien sind abrufbar unter: 
http://ec.europa.eu/economy_finance/economic_governance/sgp/ 
deficit/countries/belgium_de.htm 

( 2 ) ABl. L 209 vom 2.8.1997, S. 6.

http://ec.europa.eu/economy_finance/economic_governance/sgp/deficit/countries/belgium_de.htm
http://ec.europa.eu/economy_finance/economic_governance/sgp/deficit/countries/belgium_de.htm


Größenordnung von 0,2 % des BIP, über die Maßnahmen 
im Anfangshaushalt 2013 in Höhe von 0,75 % des BIP 
hinaus und die in der Frühjahrsprognose 2013 der Kom­
missionsdienststellen berücksichtigt wurden. Diese Prog­
nose sieht eine strukturelle Verbesserung von ¾ % des 
BIP im Jahr 2013 vor, einschließlich eines Beitrags von 
einem ¼ Prozentpunkt aufgrund niedrigerer Zinsaufwen­
dungen. 

(8) Unter der Annahme einer unveränderten Politik projiziert 
die Frühjahrsprognose 2013 der Kommissionsdienststel­
len trotz des erwarteten über dem potenziellen Wachs­
tum liegenden Wachstums für das Jahr 2014 einen De­
fizitanstieg über den Referenzwert auf 3,1 % des BIP. 
Dieser erneute Anstieg ist auf den selbsttätig steigenden 
Trend bei den Sozialtransfers und die Tatsache zurück­
zuführen, dass der Haushalt für das Jahr 2013 auch ein­
malige und befristete Einnahmen in Höhe von rund 
0,4 % des BIP umfasste, wie die Steueramnestie, der Ver­
kauf von Telekomlizenzen und eine außergewöhnlich 
hohe Dividende der belgischen Nationalbank. 

(9) Der öffentliche Schuldenstand stieg von 84 % des BIP im 
Jahr 2007 auf fast 100 % des BIP im Jahr 2012. Die 
Defizit- und BIP-Dynamik machen rund 6,5 Prozent­
punkte der Steigerung aus. Exogene Faktoren fallen mit 
rund 9 Prozentpunkten ins Gewicht Dabei handelte es 
sich vor allem Rettungsaktionen im Finanzbereich in 
Form von Kapitalspritzen. Nach der Frühjahrsprognose 
2013 der Kommissionsdienststellen dürfte das Defizit 
im Jahr 2014 voraussichtlich auf mehr als 102 % des 
BIP steigen. Der belgische Staat denkt an den Verkauf 
von Finanzvermögenswerten, um den Schuldenstand im 
Jahr 2013 unter 100 % des BIP zu halten. In diesem 
Zusammenhang kündigte die belgische Regierung un­
längst den Verkauf von Royal Park Investment (der im 
Zusammenhang mit der Rettungsaktion für Fortis ge­
schaffenen Zweckgesellschaft) an, der den Schuldenstand 
um 0,2 % des BIP senken dürfte. 

(10) Aus dem Bericht der Europäischen Kommission über die 
Tragfähigkeit der öffentlichen Finanzen aus dem Jahr 
2012 geht hervor, dass Belgien kurzfristig nicht mit 
dem Risiko einer haushaltspolitischen Stresssituation 
konfrontiert sein dürfte. Allerdings sind die Risiken für 
die die Tragfähigkeit der öffentlichen Finanzen mittel- 
und langfristig hoch. Die Bevölkerungsalterung wirkt 
sich in Belgien langfristig weit stärker auf den öffent­
lichen Haushalt aus als im EU-Durchschnitt, da die Aus­
gaben für die Altersversorgung im Verhältnis zum BIP in 
den kommenden Jahrzehnten relativ stark ansteigen. 
Auch wenn die Reform der Altersversorgung vom De­
zember 2011 ein wichtiger und positiver Schritt war, 
bedarf es zusätzlicher Maßnahmen zur vollständigen 
Wiederherstellung der langfristigen Tragfähigkeit der öf­
fentlichen Finanzen. 

(11) Die für den ursprünglichen Haushalt für 2013 und im 
Rahmen der Haushaltskontrolle vom März 2013 ergrif­
fenen Maßnahmen dürften das Defizit derzeit unter den 
Richtwert von 3 % des BIP im Jahr 2013 bringen. Gemäß 
der Frühjahrsprognose 2013 der Kommissionsdienststel­
len ist die Sicherheitsmarge bei einem Verstoß gegen die 
Referenzwerte des Vertrags sehr gering. Darüber hinaus 
ist die Berichtigung derzeit noch nicht nachhaltig. 

(12) Vor diesem Hintergrund großer Unsicherheiten hinsicht­
lich der Entwicklungen auf dem Gebiet der Wirtschafts- 

und Haushaltslage sollte das empfohlene Haushaltsziel für 
das letzte Jahr des Korrekturzeitraums auf einem deutlich 
unter dem Referenzwert liegenden Niveau festgelegt wer­
den, um eine wirksame und langfristige Korrektur inner­
halb der vorgeschriebenen Frist zu gewährleisten. 

(13) Deshalb ist eine weitere Senkung des Defizits im Jahr 
2013 auf 2,7 % des BIP gerechtfertigt, das einer struktu­
rellen Verbesserung des BIP um 1 % des BIP im Jahr 
2013 entspricht. Zu diesem Zweck werden zusätzliche 
Maßnahmen mit einer geschätzten Auswirkung von 
¼ % des BIP – auch vor dem Hintergrund möglicher 
negativer Zweitrundeneffekte - für erforderlich gehalten. 

(14) Belgien verpflichtete sich in seinem Stabilitätsprogramm 
für die Jahre 2012 bis 2016 dazu, bis zum Jahr 2015 
über einen strukturell ausgeglichenen Haushalt zu ver­
fügen, bevor es im Jahr 2016 sein mittelfristiges Haus­
haltsziel eines Überschusses in Höhe von 0,75 % des BIP 
in strukturellen Zahlen erreicht. Nach Vorlage des Stabi­
litätsprogramms für die Jahre 2012 bis 2016 verpflich­
teten sich die belgischen Behörden in einem Schreiben 
vom 28. Mai 2013 an die Kommission zu einer höheren 
haushaltspolitischen Anstrengung von ¾ % des BIP im 
Jahr 2014. Auch in Anbetracht des hohen Schulden­
stands handelt es sich dabei um eine angemessene An­
strengung, die zur Senkung des Richtwerts für den Schul­
denabbau beitragen dürfte. Nach 2016 sollte Belgien wei­
terhin ausreichende Fortschritte in Richtung auf sein mit­
telfristiges Ziel machen, einschließlich der Einhaltung des 
Richtwerts für die Ausgaben und Fortschritte bei der Ein­
haltung des Richtwerts für den Schuldenabbau. 

(15) Darüber hinaus sollte Belgien die langfristige Tragfähig­
keit der Altersversorgungs- und Sozialversicherungssys­
teme ausbauen. In diesem Zusammenhang bedarf es wei­
terer Anstrengungen zur Schließung der Lücke zwischen 
dem tatsächlichen und dem gesetzlich vorgeschriebenen 
Rentenalter, wobei Maßnahmen zur Verknüpfung des ge­
setzlichen Rentenalters an die Lebenserwartungsentwick­
lungen der Wahrung der Nachhaltigkeit im Altersversor­
gungssystem auf lange Sicht zu Gute kämen. 

(16) Darüber hinaus sollte Belgien ausdrückliche Koordinie­
rungsvereinbarungen dahingehend treffen, dass die Haus­
haltsziele auf föderaler und nachgeordneter Ebene inner­
halb einer mittelfristigen Planungsperspektive rechver­
bindlich sind. Dazu zählt auch die unverzügliche An­
nahme einer Vorschrift über den gesamtstaatlichen Haus­
haltssaldo bzw. –überschuss, die den Anforderungen des 
Vertrags über Stabilität, Koordinierung und Steuerung in 
der Wirtschafts- und Währungsunion genügt. 

(17) Zur Gewährleistung der haushaltspolitischen Konsolidie­
rungsstrategie ist es schließlich von Bedeutung, dass die 
haushaltspolitische Konsolidierung durch umfassende 
Strukturreformen unterlegt wird, die den Empfehlungen 
des Rates für Belgien im Rahmen des Europäischen Se­
mesters und insbesondere denen zum Verfahren der Be­
hebung makroökonomischer Ungleichgewichte entspre­
chen — 

HAT FOLGENDEN BESCHLUSS ERLASSEN: 

Artikel 1 

(1) Belgien beendet das zurzeit bestehende übermäßige Defi­
zit bis 2013.
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(2) Belgien begrenzt das Gesamtdefizit auf 2,7 % des BIP im 
Jahr 2013. Diese nominale Verbesserung entspricht der Früh­
jahrsprognose 2013 der Kommissionsdienststellen zufolge einer 
Verbesserung des Struktursaldos von 1 % des BIP im Jahr 2013. 

(3) Belgien nimmt sämtliche im Haushalt 2013 genannten 
Konsolidierungsmaßnahmen sowie zusätzliche Maßnahmen 
struktureller Art an und setzt sie in jeder Hinsicht um, um 
der für das Jahr 2013 empfohlenen strukturellen Anstrengung 
gerecht zu werden. 

(4) Belgien ist darauf vorbereitet, weitere Maßnahmen zu be­
schließen, falls Risiken für die Haushaltsplanung eintreten ist. 
Haushaltskonsolidierungsmaßnahmen gewährleisten eine lang­
fristige Verbesserung des gesamtstaatlichen Struktursaldos auf 
wachstumsfreundliche Art. 

Artikel 2 

(1) Belgien legt der Kommission bis zum 21. September 
2013 einen Bericht darüber vor, welche Maßnahmen es zur 
Umsetzung des Beschlusses getroffen hat. Die Kommission prüft 
den Bericht, um die Fortschritte bei der Korrektur des über­
mäßigen Defizits zu bewerten. 

(2) Belgien übermittelt der Kommission weitere Quartals­
berichte, in denen es die Fortschritte bei der Einhaltung dieses 
Beschlusses prüft. 

(3) Belgien übermittelt bis zum 31. Dezember 2013 einen 
Bericht über die geplante Umsetzung der ersten Empfehlung im 
Rahmen des Europäischen Semesters betreffend die Annahme 
ausdrücklicher Koordinierungsvereinbarungen zur Gewährleis­
tung von Haushaltszielen, die auf föderaler und nachgeordneter 
Ebene innerhalb einer mittelfristigen Planungsperspektive ver­
bindlich sind. 

(4) Belgien legt für das Jahr 2014 strukturelle Maßnahmen 
vor, die eine nachhaltige Korrektur des übermäßigen Defizits 
und angemessene Fortschritte in Richtung auf sein mittelfristiges 
Ziel gewährleisten. 

Artikel 3 

Dieser Beschluss ist an das Königreich Belgien gerichtet. 

Geschehen zu Luxemburg am 21. Juni 2013. 

Im Namen des Rates 
Der Präsident 
M. NOONAN
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BESCHLUSS DES RATES 

vom 9. Juli 2013 

zur Ernennung eines niederländischen Mitglieds des Ausschusses der Regionen und einer 
niederländischen Stellvertreterin im Ausschuss der Regionen 

(2013/371/EU) 

DER RAT DER EUROPÄISCHEN UNION — 

gestützt auf den Vertrag über die Arbeitsweise der Europäischen 
Union, insbesondere auf Artikel 305, 

auf Vorschlag der niederländischen Regierung, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

(1) Der Rat hat am 22. Dezember 2009 und am 18. Januar 
2010 die Beschlüsse 2009/1014/EU ( 1 ) und 
2010/29/EU ( 2 ) zur Ernennung der Mitglieder des Aus­
schusses der Regionen und ihrer Stellvertreter für den 
Zeitraum vom 26. Januar 2010 bis zum 25. Januar 
2015 angenommen. 

(2) Infolge des Ablaufs der Amtszeit von Frau Annemieke 
TRAAG ist der Sitz eines Mitglieds des Ausschusses der 
Regionen frei geworden. 

(3) Infolge der Ernennung von Herrn Rogier van der SANDE 
zum Mitglied des Ausschusses der Regionen wird der Sitz 
eines Stellvertreters im Ausschuss der Regionen frei wer­
den — 

HAT FOLGENDEN BESCHLUSS ERLASSEN: 

Artikel 1 

Ernannt werden jeweils für die verbleibende Amtszeit, d. h. bis 
zum 25. Januar 2015, 

a) zum Mitglied des Ausschusses der Regionen: 

— Herr Rogier van der SANDE, member of the Executive Coun­
cil of the Province of Zuid-Holland, 

und 

b) zur Stellvertreterin im Ausschuss der Regionen: 

— Frau Annemieke TRAAG, member of the Executive Council of 
the province of Gelderland. 

Artikel 2 

Dieser Beschluss tritt am Tag seiner Annahme in Kraft. 

Geschehen zu Brüssel am 9. Juli 2013. 

Im Namen des Rates 
Der Präsident 
R. ŠADŽIUS
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III 

(Sonstige Rechtsakte) 

EUROPÄISCHER WIRTSCHAFTSRAUM 

BESCHLUSS DER EFTA-ÜBERWACHUNGSBEHÖRDE 

Nr. 438/12/COL 

vom 28. November 2012 

über die sechsundachtzigste Änderung der verfahrens- und materiellrechtlichen Vorschriften auf 
dem Gebiet der staatlichen Beihilfen 

DIE EFTA-ÜBERWACHUNGSBEHÖRDE — 

GESTÜTZT auf das Abkommen über den Europäischen Wirt­
schaftsraum ( 1 ), insbesondere auf die Artikel 61 bis 63 und 
das Protokoll 26 zu diesem Abkommen, 

GESTÜTZT auf das Abkommen zwischen den EFTA-Staaten über 
die Errichtung einer Überwachungsbehörde und eines Gerichts­
hofs ( 2 ), insbesondere auf Artikel 5 Absatz 2 Buchstabe b und 
Artikel 24, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

Das Kapitel der Leitlinien der EFTA-Überwachungsbehörde für 
staatliche Beihilfen, das Beihilfen zur Rettung und Umstruktu­
rierung von Unternehmen in Schwierigkeiten betrifft ( 3 ), läuft 
am 30. November 2012 aus ( 4 ). 

Das Kapitel entspricht den Leitlinien der Gemeinschaft für staat­
liche Beihilfen zur Rettung und Umstrukturierung von Unter­
nehmen in Schwierigkeiten ( 5 ), das am 9. Oktober 2012 aus­
gelaufen ist ( 6 ). 

Am 28. September 2012 hat die Europäische Kommission eine 
Mitteilung betreffend die Verlängerung der Anwendbarkeit der 
Leitlinien der Gemeinschaft vom 1. Oktober 2004 für staatliche 
Beihilfen zur Rettung und Umstrukturierung von Unternehmen 
in Schwierigkeiten angenommen, mit der diese Leitlinien ver­
längert wurden, bis sie durch neue Vorschriften ersetzt wer­
den ( 7 ). 

Das derzeit geltende Kapitel über Beihilfen zur Rettung und 
Umstrukturierung von Unternehmen in Schwierigkeiten läuft 

am 30. November 2012 aus und muss daher verlängert werden, 
damit die Vorschriften über staatliche Beihilfen im gesamten 
Europäischen Wirtschaftsraum einheitlich angewendet werden. 

Die Europäische Kommission und die EFTA-Staaten sind kon­
sultiert worden — 

HAT FOLGENDEN BESCHLUSS ERLASSEN: 

Artikel 1 

Die Geltungsdauer des Kapitels der Leitlinien der EFTA-Über­
wachungsbehörde für staatliche Beihilfen, das Beihilfen zur Ret­
tung und Umstrukturierung von Unternehmen in Schwierigkei­
ten betrifft, wird verlängert, bis es durch neue Vorschriften 
ersetzt wird. 

Artikel 2 

Nur der englische Text ist verbindlich. 

Brüssel, den 28. November 2012 

Für die EFTA-Überwachungsbehörde 

Oda Helen SLETNES 
Die Präsidentin 

Sverrir Haukur GUNNLAUGSSON 
Mitglied des Kollegiums
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BESCHLUSS DER EFTA-ÜBERWACHUNGSBEHÖRDE 

Nr. 441/12/KOL 

vom 29. November 2012 

über die Benennung neuer Anhörungsbeauftragter in bestimmten Wettbewerbsverfahren 

DIE EFTA-ÜBERWACHUNGSHÖRDE — 

GESTÜTZT AUF die Verfahrensordnung der EFTA-Überwachungs­
behörde, insbesondere auf Artikel 15, 

GESTÜTZT AUF den Beschluss Nr. 442/12/KOL der EFTA-Über­
wachungsbehörde vom 29. November 2012 über die Funktion 
und das Mandat von Anhörungsbeauftragten in bestimmten 
Wettbewerbsverfahren, insbesondere auf Artikel 2, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

Um die effiziente Durchführung von Wettbewerbsverfahren si­
cherzustellen und zu gewährleisten, dass die Rechte Dritter auf 
Anhörung in derartigen Verfahren beachtet werden, werden ein 
oder mehrere Anhörungsbeauftragte benannt. 

Das für Wettbewerb zuständige Mitglied der Behörde kann ent­
scheiden, dass der betreffende Beamte der Behörde in diesem 
Fall seine Aufgabe als Anhörungsbeauftragter auch nach der 
Beendigung des Arbeitsverhältnisses bei der Behörde weiterhin 
wahrnimmt. 

Ist ein Anhörungsbeauftragter verhindert, so übernimmt ein 
anderer Anhörungsbeauftragter dessen Aufgaben. Für den Fall, 
dass kein Anhörungsbeauftragter tätig werden kann, bestellt das 
zuständige Mitglied des Kollegiums einen anderen zuständigen 
Beamten der Behörde, der nicht mit dem betreffenden Verfahren 
befasst ist, um die Aufgaben des Anhörungsbeauftragten wahr­
zunehmen — 

HAT FOLGENDEN BESCHLUSS ERLASSEN: 

Artikel 1 

Ernennung von Anhörungsbeauftragten 

1. Frau Clémence Perrin und Frau Auður Steinarsdóttir, Ju­
ristinnen, werden als Anhörungsbeauftragte in Wettbewerbsver­
fahren ernannt. 

2. Für den Fall, dass kein Anhörungsbeauftragter tätig wer­
den kann, wird das für den Wettbewerb zuständige Mitglied des 
Kollegiums hiermit ermächtigt, einen anderen zuständigen Be­
amten der EFTA-Überwachungsbehörde, der nicht mit dem be­
treffenden Verfahren befasst ist, mit der Wahrnehmung der 
Aufgaben des Anhörungsbeauftragten zu betrauen. 

Artikel 2 

Aufhebung früherer Beschlüsse 

Die Beschlüsse Nr. 554/08/KOL und Nr. 7/10/KOL der EFTA- 
Überwachungsbehörde werden aufgehoben und die bislang zu­
ständigen Anhörungsbeauftragten werden von ihren Aufgaben 
entbunden. 

Artikel 3 

Informationsmaßnahmen 

Die EFTA-Staaten und die Europäische Kommission werden 
durch die Übersendung einer Kopie dieses Beschlusses in Kennt­
nis gesetzt. 

Artikel 4 

Inkrafttreten 

Dieser Beschluss tritt am Tag seiner Annahme in Kraft. 

Geschehen zu Brüssel am 29. November 2012. 

Für die EFTA-Überwachungsbehörde 

Oda Helen SLETNES 
Die Präsidentin 

Sverrir Haukur GUNNLAUGSSON 
Mitglied des Kollegiums
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BESCHLUSS DER EFTA-ÜBERWACHUNGSBEHÖRDE 

Nr. 442/12/COL 

vom 29. November 2012 

über Funktion und Mandat des Anhörungsbeauftragten in bestimmten Wettbewerbsverfahren 

DIE EFTA-ÜBERWACHUNGSBEHÖRDE — 

GESTÜTZT AUF das Abkommen über den Europäischen Wirt­
schaftsraum (im Folgenden „EWR-Abkommen“), insbesondere 
auf Artikel 55, 

GESTÜTZT AUF das Abkommen zwischen den EFTA-Staaten zur 
Errichtung einer Überwachungsbehörde und eines Gerichtshofs 
(„Überwachungsbehörde- und Gerichtshof-Abkommen“ – im 
Folgenden „ÜGA“), insbesondere auf Artikel 13 und 14 des 
Protokolls 4, 

GESTÜTZT AUF Artikel 15 der Geschäftsordnung der EFTA- 
Überwachungsbehörde (im Folgenden „Überwachungsbehörde“), 

In erwägung nachstehender gründe: 

(1) Im Rahmen des auf der Grundlage des EWR-Abkommens 
geschaffenen Systems zur Durchsetzung des Wett­
bewerbsrechts führt die Überwachungsbehörde Unter­
suchungen durch und entscheidet über Wettbewerbs­
sachen in Form von administrativen Beschlüssen, die 
der gerichtlichen Kontrolle des EFTA-Gerichtshofs unter­
liegen. 

(2) Die Überwachungsbehörde muss ihre Wettbewerbsver­
fahren fair, unparteiisch und objektiv durchführen und 
dafür sorgen, dass die Verfahrensrechte der Parteien 
nach Kapitel II des Protokolls 4 zum ÜGA (Durchfüh­
rung der in den Artikeln 53 und 54 des EWR-Abkom­
mens niedergelegten Wettbewerbsregeln), Kapitel III des 
Protokolls 4 zum ÜGA (Vorschriften über die Durchfüh­
rung von Verfahren auf der Grundlage der Artikel 53 
und 54 des EWR-Abkommens durch die Überwachungs­
behörde), Kapitel IV des Protokolls 4 zum ÜGA (Vor­
schriften über die Kontrolle von Unternehmenszusam­
menschlüssen), und Kapitel V des Protokolls 4 zum 
ÜGA (Durchführung von Kapitel IV über die Kontrolle 
von Unternehmenszusammenschlüssen) sowie im Ein­
klang mit der einschlägigen Rechtsprechung des EFTA- 
Gerichtshofs und des Gerichtshofs der Europäischen 
Union gewahrt werden. Das Recht der Parteien, gehört 
zu werden, stellt ein Grundrecht dar, das in der Europäi­
schen Menschenrechtskonvention ( 1 ) verankert ist. 

(3) Um zu gewährleisten, dass die Verfahrensrechte der Par­
teien, der anderen Beteiligten im Sinne von Kapitel V 
Artikel 11 Buchstabe b des Protokolls 4 zum ÜGA (im 

Folgenden „andere Beteiligte“), der Beschwerdeführer im 
Sinne von Kapitel II Artikel 7 Absatz 2 des Protokolls 4 
zum ÜGA (im Folgenden „Beschwerdeführer“) und der 
anderen Personen als die in Kapitel III Artikeln 5 und 
11 des Protokolls 4 zum ÜGA genannten Personen so­
wie von Dritten im Sinne von Kapitel V Artikel 11 des 
Protokolls 4 zum ÜGA (im Folgenden „Dritte“) in Wett­
bewerbsverfahren effektiv gewahrt werden, sollte eine in 
Wettbewerbsfragen erfahrene unabhängige Person, die 
aufgrund ihrer Integrität geeignet ist, die Objektivität, 
Transparenz und Effizienz solcher Verfahren zu fördern, 
damit betraut werden, die Wahrung dieser Rechte sicher­
zustellen. 

(4) Mit dem Beschluss der Überwachungsbehörde 
Nr. 177/02/COL vom 30. Oktober 2002 wurde das 
Mandat von Anhörungsbeauftragten in bestimmten Wett­
bewerbsverfahren festgelegt. Beschluss Nr. 177/02/COL 
wurde geändert durch Beschluss Nr. 792/08/COL vom 
17. Dezember 2008, mit dem den Anhörungsbeauftrag­
ten im Bereich Wettbewerb bestimmte Befugnisse über­
tragen werden. Nunmehr ist es notwendig, die Rolle des 
Anhörungsbeauftragten zu präzisieren und weiter zu stär­
ken und sein Mandat in Anbetracht der Entwicklungen 
des EWR-Wettbewerbsrechts anzupassen. 

(5) Es ist allgemein anerkannt, dass der Anhörungsbeauf­
tragte aufgrund seiner Unabhängigkeit und der Sach­
kenntnis, die er in die Verfahren einbringt, einen wichti­
gen Beitrag zu den Wettbewerbsverfahren der Über­
wachungsbehörde leistet. Um die Unabhängigkeit des 
Anhörungsbeauftragten von der Direktion für Wett­
bewerb und Staatliche Beihilfen weiterhin sicherzustellen, 
sollte er verwaltungstechnisch dem für Wettbewerb zu­
ständigen Mitglied des Kollegiums unterstellt werden. 

(6) Die Überwachungsbehörde kann, wenn nötig, einen oder 
mehrere Anhörungsbeauftragte ernennen. Stellt ein An­
hörungsbeauftragter fest, dass er sich bei der Erfüllung 
seiner Aufgaben in einem Interessenkonflikt befindet, so 
sollte er die Arbeit in der betreffenden Sache einstellen. 
Ist ein Anhörungsbeauftragter verhindert, so sollte ein 
anderer Anhörungsbeauftragter dessen Aufgaben über­
nehmen. 

(7) Der Anhörungsbeauftragte sollte ein unabhängiger 
Schiedsmann sein, der Fragen und Probleme in Bezug 
auf die effektive Wahrung der Verfahrensrechte der Par­
teien, anderen Beteiligten, Beschwerdeführer oder betrof­
fenen Dritten zu lösen versucht, wenn die Fragen bzw. 
Probleme nicht vorab im Kontakt mit der für das Wett­
bewerbsverfahren zuständigen Direktion der Über­
wachungsbehörde, die diese Verfahrensrechte wahren 
muss, gelöst werden konnten.
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(8) Das Mandat des Anhörungsbeauftragten in Wettbewerbs­
verfahren sollte so ausgestaltet sein, dass die effektive 
Wahrung der Verfahrensrechte in Verfahren vor der 
Überwachungsbehörde nach den Artikeln 53, 54 und 
57 des EWR-Abkommen insbesondere bezüglich des An­
spruchs auf rechtliches Gehör gewährleistet ist. 

(9) Um diese Rolle zu stärken, sollte dem Anhörungsbeauf­
tragten die Aufgabe erteilt werden, zu gewährleisten, dass 
die Verfahrensrechte von Unternehmen und Unterneh­
mensvereinigungen im Zusammenhang mit den Ermitt­
lungsbefugnissen der Überwachungsbehörde nach Kapi­
tel II des Protokolls 4 zum ÜGA sowie nach Kapitel IV 
Artikel 14 des Protokolls 4 zum ÜGA, das vorsieht, dass 
die Überwachungsbehörde Geldbußen gegen Unterneh­
men und Unternehmensvereinigungen verhängen kann, 
effektiv gewahrt werden. Im Rahmen der Untersuchungs­
phase sollte der Anhörungsbeauftragte auch spezielle 
Aufgaben erhalten in Bezug auf den Schutz der Vertrau­
lichkeit der Kommunikation zwischen Rechtsanwalt und 
Mandant, das Auskunftsverweigerungsrecht zur Vermei­
dung der Selbstbelastung, Fristen zur Antwort auf Aus­
kunftsverlangen nach Kapitel II Artikel 18 Absatz 3 des 
Protokolls 4 zum ÜGA sowie das Recht von Unterneh­
men und Unternehmensvereinigungen, gegen die die 
Überwachungsbehörde Ermittlungsmaßnahmen nach Ka­
pitel II des Protokolls 4 zum ÜGA durchführt, über ihre 
Stellung in dem betreffenden Verfahren und insbesondere 
dahingehend unterrichtet zu werden, ob gegen sie ermit­
telt wird, und wenn ja, in welcher Sache und zu welchem 
Zweck. Bei der Prüfung der Berufung auf das Auskunfts­
verweigerungsrecht zur Vermeidung der Selbstbelastung 
kann der Anhörungsbeauftragte darüber befinden, ob das 
Schutzbegehren des Unternehmens offensichtlich unbe­
gründet und lediglich als Teil einer Verzögerungstaktik 
anzusehen ist. 

(10) Der Anhörungsbeauftragte sollte bei der Prüfung der Be­
rufung auf den Schutz der Vertraulichkeit der Kommuni­
kation zwischen Rechtsanwalt und Mandant Unterstüt­
zung leisten können. Zu diesem Zweck wird dem Anhö­
rungsbeauftragten erlaubt sein, wenn das jeweilige Unter­
nehmen bzw. die jeweilige Unternehmensvereinigung 
dem zustimmt, die betreffenden Unterlagen zu prüfen 
und unter Verweis auf die einschlägige Rechtsprechung 
des EFTA-Gerichtshofs und des Gerichtshofs der Europäi­
schen Union eine entsprechende Empfehlung auszuspre­
chen. 

(11) Es sollte die Aufgabe des Anhörungsbeauftragten sein, 
darüber zu entscheiden, ob ein Dritter hinreichendes In­
teresse dargelegt hat, gehört zu werden. Bei Verbraucher­
verbänden, die beantragen, gehört zu werden, sollte all­
gemein ein hinreichendes Interesse unterstellt werden, 
wenn das Verfahren Produkte oder Dienstleistungen für 
Endverbraucher oder Produkte oder Dienstleistungen be­
trifft, die direkt in diese Produkte oder Dienstleistungen 
einfließen. 

(12) Der Anhörungsbeauftragte sollte Beschlüsse über die Zu­
lassung von Beschwerdeführern und betroffenen Dritten 

zur mündlichen Anhörung erlassen und dabei berück­
sichtigen, welchen Beitrag sie zur Klärung des Sachver­
halts leisten können. 

(13) Dem Recht der Parteien, vor dem Erlass eines für sie 
nachteiligen abschließenden Beschlusses gehört zu wer­
den, wird dadurch Genüge getan, dass sie das Recht ha­
ben, zu dem mit der Mitteilung der Beschwerdepunkte 
übermittelten vorläufigen Standpunkt der Überwachungs­
behörde schriftlich Stellung zu nehmen und auf Antrag 
in der mündlichen Anhörung ihre Sichtweise näher zu 
erläutern. Damit sie diese Rechte effektiv ausüben kön­
nen, haben die Adressaten von Mitteilungen der Be­
schwerdepunkte das Recht, die Untersuchungsakte der 
Überwachungsbehörde einzusehen. 

(14) Um die effektive Wahrung der Verteidigungsrechte der 
Adressaten von Mitteilungen der Beschwerdepunkte zu 
gewährleisten, sollte der Anhörungsbeauftragte dafür sor­
gen, dass Meinungsverschiedenheiten zwischen diesen Be­
teiligten und der Direktion für Wettbewerb und Staatli­
che Beihilfen der Überwachungsbehörde über die Akten­
einsicht oder den Schutz von Geschäftsgeheimnissen und 
anderen vertraulichen Informationen beigelegt werden. In 
außergewöhnlichen Fällen kann der Anhörungsbeauf­
tragte den Lauf der Antwortfrist des Adressaten einer 
Mitteilung der Beschwerdepunkte aussetzen, bis eine Mei­
nungsverschiedenheit über die Akteneinsicht beigelegt ist, 
wenn der Adressat nicht in der Lage wäre, fristgerecht zu 
antworten, und eine Fristverlängerung zu diesem Zeit­
punkt keine angemessene Lösung darstellen würde. 

(15) Um die effektive Wahrung der Verfahrensrechte zu ge­
währleisten und gleichzeitig den berechtigten Interessen 
an einer vertraulichen Behandlung Rechnung zu tragen, 
sollte der Anhörungsbeauftragte gegebenenfalls spezi­
fische Maßnahmen für die Einsicht in die Akte der Über­
wachungsbehörde anordnen können. So sollte der Anhö­
rungsbeauftragte insbesondere befugt sein, dem Antrag­
steller Beschränkungen in Bezug auf die Einsicht in Teile 
der Akte aufzuerlegen, indem er beispielsweise die Zahl 
der einsichtnehmenden Personen, die Kategorie der zuge­
lassenen Personen oder aber die Nutzung der eingesehe­
nen Informationen beschränkt. 

(16) Der Anhörungsbeauftragte sollte dafür zuständig sein, 
über Anträge auf Verlängerung von Fristen zur Antwort 
auf Mitteilungen der Beschwerdepunkte, ergänzende Mit­
teilungen der Beschwerdepunkte oder Tatbestandsschrei­
ben sowie auf Verlängerung von Fristen zu entscheiden, 
innerhalb deren andere Beteiligte, Beschwerdeführer oder 
betroffene Dritte Stellungnahmen abgeben können, so­
fern solche Personen und die Direktion für Wettbewerb 
und Staatliche Beihilfen darüber keine Einigung erzielen 
konnten. 

(17) Der Anhörungsbeauftragte sollte zur effizienten Gestal­
tung der mündlichen Anhörung beitragen, indem er bei­
spielsweise alle geeigneten Vorbereitungsmaßnahmen 
trifft und etwa rechtzeitig vor der Anhörung eine vor­
läufige Teilnehmerliste und einen Tagesordnungsentwurf 
verbreitet.
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(18) In der mündlichen Anhörung können die Beteiligten, an 
die die Überwachungsbehörde eine Mitteilung der Be­
schwerdepunkte gerichtet hat, sowie andere Beteiligte er­
neut von ihrem Anspruch auf rechtliches Gehör Ge­
brauch machen, indem sie der Überwachungsbehörde, 
die durch die Direktion für Wettbewerb und Staatliche 
Beihilfen sowie andere Direktionen vertreten sein sollte, 
die an der Ausarbeitung des von der Überwachungs­
behörde zu erlassenden Beschlusses beteiligt sind, ihre 
Standpunkte mündlich näher erläutern. Die mündliche 
Anhörung sollte eine zusätzliche Gelegenheit sein, um 
sicherzustellen, dass alle relevanten Sachverhalte – seien 
sie zum Vor- oder zum Nachteil der Parteien, einschließ­
lich Anhaltspunkte in Bezug auf die Schwere und Dauer 
einer mutmaßlichen Zuwiderhandlung – so weit wie 
möglich geklärt werden. In der mündlichen Anhörung 
sollten die Beteiligten ferner die Möglichkeit haben, ihre 
Sichtweise in Bezug auf für die etwaige Verhängung von 
Geldbußen möglicherweise relevante Sachverhalte dar­
zulegen. 

(19) Um einen effizienten Ablauf der mündlichen Anhörung 
sicherzustellen, kann der Anhörungsbeauftragte den Be­
teiligten, an die die Überwachungsbehörde eine Mittei­
lung der Beschwerdepunkte gerichtet hat, anderen Betei­
ligten, Beschwerdeführern, anderen zur Anhörung gelade­
nen Personen sowie Vertretern der Direktionen der Über­
wachungsbehörde, der Europäischen Kommission und 
der Behörden der EWR-Staaten gestatten, während der 
Anhörung Fragen zu stellen. Die mündliche Anhörung 
sollte nicht öffentlich sein, um zu gewährleisten, dass 
sich alle Teilnehmer frei äußern können. Deshalb sollten 
in einer mündlichen Anhörung offengelegte Informatio­
nen nicht für andere Zwecke als Gerichts- und/oder Ver­
waltungsverfahren zur Anwendung der Artikel 53 und/ 
oder 54 des EWR-Abkommens verwendet werden. So­
fern dies zum Schutz von Geschäftsgeheimnissen und 
anderen vertraulichen Informationen erforderlich er­
scheint, kann der Anhörungsbeauftragte Personen geson­
dert hören. 

(20) Verfahrensbeteiligte, die Verpflichtungszusagen nach Ka­
pitel II Artikel 9 des Protokolls 4 zum ÜGA anbieten, 
und solche, die sich nach Kapitel III Artikel 10a des 
Protokolls 4 zum ÜGA an Vergleichsverfahren in Kartell­
sachen beteiligen, sollten den Anhörungsbeauftragten in 
Bezug auf die effektive Wahrung ihrer Verfahrensrechte 
anrufen können. 

(21) Der Anhörungsbeauftragte sollte einen Bericht über die 
effektive Wahrung der Verfahrensrechte im gesamten 
Wettbewerbsverfahren erstellen. Zudem sollte der Anhö­
rungsbeauftragte – unabhängig von seiner Berichtspflicht 
– auch die Möglichkeit haben, zum Fortgang und zur 
Objektivität des Verfahrens Stellung zu nehmen und so 
dazu beizutragen, dass die Wettbewerbsverfahren auf der 
Grundlage einer ordnungsgemäßen Würdigung aller ein­
schlägigen Sachverhalte abgeschlossen werden. 

(22) Die Beschlüsse Nr. 177/02/COL vom 30. Oktober 2002 
und Nr. 792/08/COL vom 17. Dezember 2008 sollten 
aufgehoben werden — 

HAT FOLGENDEN BESCHLUSS ERLASSEN: 

KAPITEL 1 

ROLLE, ERNENNUNG UND AUFGABEN DES ANHÖRUNGS­
BEAUFTRAGTEN 

Artikel 1 

Der Anhörungsbeauftragte 

1. Es gibt einen oder mehrere Anhörungsbeauftragte für 
Wettbewerbsverfahren, deren Befugnisse und Aufgaben in die­
sem Beschluss dargelegt sind. 

2. Der Anhörungsbeauftragte gewährleistet die effektive 
Wahrung der Verfahrensrechte über den gesamten Verlauf von 
Wettbewerbsverfahren der Überwachungsbehörde zur Umset­
zung der Artikel 53, 54 und 57 des EWR-Abkommens (im 
Folgenden „Wettbewerbsverfahren“). 

Artikel 2 

Ernennung, Abberufung und Vertretung 

1. Der Anhörungsbeauftragte wird von der Überwachungs­
behörde ernannt. Die Ernennung wird im Amtsblatt der Europäi­
schen Union und in dessen EWR-Beilage veröffentlicht. Die Aus­
setzung des Mandats, die Abberufung oder Versetzung eines 
Anhörungsbeauftragten muss Gegenstand eines mit Gründen 
versehenen Beschlusses der Überwachungsbehörde sein. Dieser 
Beschluss wird im Amtsblatt der Europäischen Union und in des­
sen EWR-Beilage veröffentlicht. 

2. Der Anhörungsbeauftragte ist verwaltungstechnisch dem 
für Wettbewerb zuständigen Mitglied der Überwachungsbehörde 
(im Folgenden „zuständiges Mitglied des Kollegiums“) unterstellt. 

3. Ist ein Anhörungsbeauftragter verhindert, so übernimmt 
ein anderer Anhörungsbeauftragter dessen Aufgaben. Sind alle 
Anhörungsbeauftragten verhindert, so bestellt das zuständige 
Mitglied des Kollegiums, gegebenenfalls nach Rücksprache mit 
dem Anhörungsbeauftragten, einen anderen, nicht mit der be­
treffenden Sache befassten Beamten der Überwachungsbehörde, 
der die Aufgaben des Anhörungsbeauftragten wahrnehmen soll. 

4. Befindet sich ein Anhörungsbeauftragter tatsächlich oder 
mutmaßlich in einem Interessenkonflikt, so stellt er die Arbeit 
in der betreffenden Sache ein. Absatz 3 findet Anwendung. 

Artikel 3 

Arbeitsweise 

1. Der Anhörungsbeauftragte ist bei der Wahrnehmung sei­
ner Aufgaben unabhängig.
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2. Bei der Wahrnehmung seiner Aufgaben achtet der Anhö­
rungsbeauftragte darauf, dass die Wettbewerbsvorschriften in 
Übereinstimmung mit dem geltenden EWR-Recht und den 
vom EFTA-Gerichtshof und vom Gerichtshof der Europäischen 
Union entwickelten Grundsätzen konkret angewendet wer­
den. ( 1 ) 

3. Der Anhörungsbeauftragte hat zur Wahrnehmung seiner 
Aufgaben in allen Verfahrensphasen Zugang zu allen Akten in 
Bezug auf Wettbewerbsverfahren der Überwachungsbehörde. 

4. Der Anhörungsbeauftragte wird vom Direktor der Direk­
tion für Wettbewerb und Staatliche Beihilfen laufend über die 
Entwicklung des Verfahrens unterrichtet. 

5. Der Anhörungsbeauftragte kann Bemerkungen zu Fragen 
aller Art im Zusammenhang mit einem Wettbewerbsverfahren 
der Überwachungsbehörde an das zuständige Mitglied des Kol­
legiums richten. 

6. Richtet der Anhörungsbeauftragte mit Gründen versehene 
Empfehlungen an das zuständige Mitglied des Kollegiums oder 
fasst er Beschlüsse wie im vorliegenden Beschluss vorgesehen, so 
übermittelt er dem Direktor der Direktion für Wettbewerb und 
Staatliche Beihilfen und der Direktion für Rechts- und Exekutiv­
fragen der Überwachungsbehörde eine Kopie davon. 

7. Im Fall von Fragen oder Problemen bezüglich der effekti­
ven Wahrung der Verfahrensrechte der Parteien, anderen Betei­
ligten im Sinne von Kapitel V Artikel 11 Buchstabe b des Pro­
tokolls 4 zum ÜGA, Beschwerdeführer im Sinne von Kapitel II 
Artikel 7 Absatz 2 des Protokolls 4 zum ÜGA und der an 
solchen Verfahren teilnehmenden betroffenen Dritten im Sinne 
von Artikel 5 des vorliegenden Beschlusses haben sich diese 
Personen zunächst an die Direktion für Wettbewerb und Staat­
liche Beihilfen zu wenden. Können die Fragen bzw. Probleme 
nicht gelöst werden, so kann zu deren unabhängiger Prüfung 
der Anhörungsbeauftragte angerufen werden. Anträge in Bezug 
auf Maßnahmen, die mit einer Frist verbunden sind, müssen 
rechtzeitig innerhalb der ursprünglichen Frist gestellt werden. 

KAPITEL 2 

UNTERSUCHUNGSPHASE 

Artikel 4 

Verfahrensrechte in der Untersuchungsphase 

1. Der Anhörungsbeauftragte gewährleistet die effektive 
Wahrung der Verfahrensrechte, die sich aus der Wahrnehmung 

der Ermittlungsbefugnisse der Überwachungsbehörde nach Ab­
schnitt V Kapitel II des Protokolls 4 zum ÜGA und in Verfahren 
ergeben, die zur Verhängung von Geldbußen auf der Grundlage 
von Kapitel IV Artikel 14 des Protokolls 4 zum ÜGA führen 
können. 

2. Der Anhörungsbeauftragte hat, vorbehaltlich des Artikels 3 
Absatz 7, insbesondere folgende Aufgaben: 

a) Der Anhörungsbeauftragte kann von Unternehmen oder Un­
ternehmensvereinigungen ersucht werden, Vorbringen zu 
prüfen, wonach ein Schriftstück, dessen Vorlage die Über­
wachungsbehörde auf der Grundlage der ihr durch Kapitel II 
Artikel 18, 20 oder 21 des Protokolls 4 zum ÜGA gegebe­
nen Zuständigkeiten oder bei Nachprüfungen nach Kapitel IV 
Artikel 13 des Protokolls 4 zum ÜGA oder im Rahmen von 
Ermittlungsmaßnahmen in einem Verfahren, das zur Verhän­
gung von Geldbußen nach Kapitel IV Artikel 14 des Pro­
tokolls 4 zum ÜGA führen kann, verlangt hat und das der 
Überwachungsbehörde vorenthalten wurde, im Sinne der 
Rechtsprechung des EFTA-Gerichtshofs und des Gerichtshofs 
der Europäischen Union unter den Schutz der Vertraulichkeit 
der Kommunikation zwischen Rechtsanwalt und Mandant 
fällt. Der Anhörungsbeauftragte darf das Vorbringen nur 
prüfen, wenn das betreffende Unternehmen bzw. die betref­
fende Unternehmensvereinigung einwilligt, dass er die Infor­
mationen, die mutmaßlich unter den Schutz der Vertraulich­
keit der Kommunikation zwischen Rechtsanwalt und Man­
dant fallen, sowie damit zusammenhängende Unterlagen, die 
er für die Prüfung für notwendig erachtet, einsehen darf. Der 
Anhörungsbeauftragte teilt dem Direktor der Direktion für 
Wettbewerb und Staatliche Beihilfen und dem betreffenden 
Unternehmen bzw. der betreffenden Unternehmensvereini­
gung seinen vorläufigen Standpunkt mit, ohne dabei die 
mutmaßlich schützenswerten Informationen offenzulegen, 
und kann geeignete Maßnahmen treffen, um zu einer für 
beide Seiten annehmbaren Lösung zu gelangen. Wird keine 
Lösung erzielt, so kann der Anhörungsbeauftragte eine mit 
Gründen versehene Empfehlung an das zuständige Mitglied 
des Kollegiums richten, ohne dabei die mutmaßlich schüt­
zenswerten Inhalte des Schriftstücks offenzulegen. Dem be­
treffenden Beteiligten wird eine Kopie dieser Empfehlung 
übermittelt. 

b) Weigert sich der Adressat eines Auskunftsverlangens nach 
Kapitel II Artikel 18 Absatz 2 des Protokolls 4 zum ÜGA 
unter Verweis auf das Auskunftsverweigerungsrecht zur Ver­
meidung der Selbstbelastung nach der Rechtsprechung des 
Gerichtshofs der Europäischen Union und des EFTA-Ge­
richtshofs, auf eine im Auskunftsverlangen enthaltene Frage 
zu antworten, so kann er in der Angelegenheit binnen einer 
angemessenen Frist nach Erhalt des Auskunftsverlangens den 
Anhörungsbeauftragten anrufen. Gegebenenfalls kann der 
Anhörungsbeauftragte, sofern dies keine übermäßigen Ver­
fahrensverzögerungen mit sich bringt, eine mit Gründen ver­
sehene Empfehlung zu der Frage aussprechen, ob das Aus­
kunftsverweigerungsrecht zur Vermeidung der Selbstbelas­
tung anwendbar ist, und den Direktor der Direktion für 
Wettbewerb und Staatliche Beihilfen von den entsprechen­
den Schlussfolgerungen unterrichten, denen im Fall des spä­
teren Erlasses eines Beschlusses nach Kapitel II Artikel 18 
Absatz 3 des Protokolls 4 zum ÜGA Rechnung zu tragen 
ist. Dem Adressaten des Auskunftsverlangens wird eine Ko­
pie der mit Gründen versehenen Empfehlung übermittelt.
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( 1 ) Nach Artikel 6 des EWR-Abkommens werden „unbeschadet der 
künftigen Entwicklungen der Rechtsprechung … die Bestimmungen 
dieses Abkommens, soweit sie mit den entsprechenden Bestimmun­
gen des Vertrags zur Gründung der Europäischen Gemeinschaft und 
des Vertrags über die Gründung der Europäischen Gemeinschaft für 
Kohle und Stahl sowie der aufgrund dieser beiden Verträge erlasse­
nen Rechtsakte in ihrem wesentlichen Gehalt identisch sind, bei ihrer 
Durchführung und Anwendung im Einklang mit den einschlägigen 
Entscheidungen ausgelegt, die der Gerichtshof der Europäischen Ge­
meinschaften vor dem Zeitpunkt der Unterzeichnung des EWR-Ab­
kommens erlassen hat.“ Was die einschlägigen Entscheidungen an­
geht, die nach Unterzeichnung des EWR-Abkommens erlassen wur­
den, so folgt aus Artikel 3 Absatz 2 des ÜGA, dass die EFTA-Über­
wachungsbehörde und der EFTA-Gerichtshof die in den entsprechen­
den Entscheidungen dargelegten Grundsätze gebührend berücksich­
tigen werden.



c) Ist der Adressat eines Auskunftsverlangens nach Kapitel II 
Artikel 18 Absatz 3 des Protokolls 4 zum ÜGA der Ansicht, 
dass die ihm gesetzte Antwortfrist zu kurz ist, so kann er in 
der Angelegenheit rechtzeitig vor Verstreichen der Frist den 
Anhörungsbeauftragten anrufen. Der Anhörungsbeauftragte 
entscheidet in Anbetracht der Länge und der Komplexität 
des Auskunftsverlangens sowie unter Berücksichtigung der 
Untersuchungserfordernisse, ob die Frist zu verlängern ist. 

d) Unternehmen bzw. Unternehmensvereinigungen, die Gegen­
stand einer Ermittlungsmaßnahme der Überwachungs­
behörde nach Abschnitt V Kapitel II des Protokolls 4 zum 
ÜGA sind, haben das Recht, über ihre Stellung in dem be­
treffenden Verfahren und insbesondere darüber unterrichtet 
zu werden, ob gegen sie ermittelt wird, und wenn ja, in 
welcher Sache und zu welchem Zweck. Vertreten Unterneh­
men bzw. Unternehmensvereinigungen die Auffassung, dass 
sie von der Direktion für Wettbewerb und Staatliche Bei­
hilfen nicht ordnungsgemäß über ihre Stellung in dem be­
treffenden Verfahren unterrichtet worden sind, so können sie 
in der Angelegenheit den Anhörungsbeauftragten anrufen. 
Der Anhörungsbeauftragte erlässt einen Beschluss, dass die 
Direktion für Wettbewerb und Staatliche Beihilfen die betref­
fenden Unternehmen oder Unternehmensvereinigungen, die 
die Anfrage bezüglich der verfahrensrechtlichen Stellung ge­
stellt haben, informieren muss. Der Beschluss wird dem Un­
ternehmen bzw. der Unternehmensvereinigung mitgeteilt. 

KAPITEL 3 

ANTRAG AUF ANHÖRUNG 

Artikel 5 

Betroffene Dritte 

1. Andere Personen als die in Kapitel III Artikeln 5 und 11 
des Protokolls 4 zum ÜGA genannten Personen sowie Dritte im 
Sinne von Kapitel V Artikel 11 des Protokolls 4 zum ÜGA 
können nach Kapitel III Artikel 13 Absatz 1 des Protokolls 4 
zum ÜGA und nach Kapitel V Artikel 16 des Protokolls 4 zum 
ÜGA einen Antrag auf Anhörung stellen. Der Antrag ist schrift­
lich einzureichen und muss die Gründe für das Interesse des 
Antragstellers am Verfahrensausgang darlegen. 

2. Der Anhörungsbeauftragte entscheidet nach Rücksprache 
mit dem Direktor der Direktion für Wettbewerb und Staatliche 
Beihilfen über die Anhörung von Dritten. Bei der Prüfung, ob 
Dritte ein hinreichendes Interesse darlegen, berücksichtigt der 
Anhörungsbeauftragte, ob und inwiefern der Antragsteller von 
dem Verhalten, das Gegenstand des Wettbewerbsverfahrens ist, 
hinreichend betroffen ist oder ob er die Anforderungen nach 
Kapitel IV Artikel 18 Absatz 4 des Protokolls 4 zum ÜGA 
erfüllt. 

3. Hat ein Antragsteller nach Auffassung des Anhörungs­
beauftragten kein hinreichendes Interesse an einer Anhörung 
dargelegt, teilt der Anhörungsbeauftragte ihm dies unter Angabe 
der Gründe schriftlich mit. Dem Antragsteller wird eine Frist 
gesetzt, bis zu deren Ablauf er schriftlich Stellung nehmen 
kann. Übermittelt der Antragsteller innerhalb der vom Anhö­
rungsbeauftragten gesetzten Frist seine schriftliche Stellung­
nahme und lässt diese Stellungnahme die Beurteilung des An­

trags unberührt, wird dies in einem mit Gründen versehenen 
Beschluss niedergelegt, der dem Antragsteller zugestellt wird. 

4. Der Anhörungsbeauftragte setzt die Parteien des Wett­
bewerbsverfahrens ab der Einleitung eines Verfahrens nach Ka­
pitel II Artikel 11 Absatz 6 des Protokolls 4 zum ÜGA bzw. 
Kapitel IV Artikel 6 Absatz 1 Buchstabe c des Protokolls 4 zum 
ÜGA von der Identität anzuhörender Dritter in Kenntnis, sofern 
nicht durch die Offenlegung ein Unternehmen oder eine Person 
erheblich geschädigt würde. 

Artikel 6 

Recht auf mündliche Anhörung; Teilnahme von 
Beschwerdeführern und Dritten an der mündlichen 

Anhörung 

1. Auf Antrag von Beteiligten, an die die Überwachungs­
behörde eine Mitteilung der Beschwerdepunkte gerichtet hat, 
oder von anderen Beteiligten führt der Anhörungsbeauftragte 
eine mündliche Anhörung durch, damit diese Beteiligten ihre 
schriftlichen Äußerungen weiter ausführen können. 

2. Der Anhörungsbeauftragte kann nach Rücksprache mit 
dem Direktor der Direktion für Wettbewerb und Staatliche Bei­
hilfen gegebenenfalls beschließen, Beschwerdeführern und be­
troffenen Dritten im Sinne von Artikel 5, die in ihren schriftli­
chen Äußerungen einen entsprechenden Antrag stellen, Gele­
genheit zur Stellungnahme in der mündlichen Anhörung der 
Beteiligten zu geben, an die eine Mitteilung der Beschwerde­
punkte gerichtet worden ist. Ferner kann der Anhörungsbeauf­
tragte Vertreter der Wettbewerbsbehörden von Drittländern zur 
Teilnahme an der mündlichen Anhörung als Beobachter ein­
laden. 

KAPITEL 4 

AKTENEINSICHT, VERTRAULICHKEIT UND GESCHÄFTS­
GEHEIMNISSE 

Artikel 7 

Akteneinsicht und Zugang zu Unterlagen und 
Informationen 

1. Hat ein Beteiligter, der sein Recht auf Einsicht in die Akte 
ausgeübt hat, Grund zu der Annahme, dass die Überwachungs­
behörde über Unterlagen verfügt, die ihm nicht offengelegt wur­
den, und dass diese Unterlagen für die ordentliche Wahrneh­
mung des Rechts auf Anhörung erforderlich sind, so kann er 
beim Anhörungsbeauftragten – vorbehaltlich des Artikels 3 Ab­
satz 7 – einen begründeten Antrag auf Zugang zu diesen Un­
terlagen stellen. 

2. Vorbehaltlich des Artikels 3 Absatz 7 können die folgen­
den anderen Beteiligten, Beschwerdeführer und betroffenen Drit­
ten im Sinne von Artikel 5 beim Anhörungsbeauftragten einen 
begründeten Antrag stellen: 

a) andere Beteiligte, die Anlass zu der Annahme haben, dass sie 
nicht nach Kapitel V Artikel 13 Absatz 2 des Protokolls 4 
zum ÜGA über die den Anmeldern mitgeteilten Einwände 
unterrichtet wurden,
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b) Beschwerdeführer, die die Überwachungsbehörde von ihrer 
Absicht unterrichtet hat, die Beschwerde nach Kapitel III Ar­
tikel 7 Absatz 1 des Protokolls 4 zum ÜGA abzuweisen, 
wenn sie Anlass zu der Annahme haben, dass die Über­
wachungsbehörde über Unterlagen verfügt, die ihnen nicht 
offengelegt wurden, und dass diese Unterlagen für die or­
dentliche Ausübung ihrer Rechte nach Kapitel III Artikel 8 
Absatz 1 des Protokolls 4 zum ÜGA erforderlich sind, 

c) Beschwerdeführer, die der Auffassung sind, dass ihnen nicht 
nach Kapitel III Artikel 6 Absatz 1 des Protokolls 4 zum 
ÜGA eine Kopie der nichtvertraulichen Fassung der Mittei­
lung der Beschwerdepunkte übermittelt wurde oder dass die 
nichtvertrauliche Fassung der Mitteilung der Beschwerde­
punkte nicht in einer Weise erstellt wurde, die ihnen die 
wirksame Ausübung ihrer Rechte ermöglicht (mit Ausnahme 
von Wettbewerbssachen, die Gegenstand eines Vergleichsver­
fahrens sind), 

d) betroffene Dritte im Sinne von Artikel 5 des vorliegenden 
Beschlusses, die Anlass zu der Annahme haben, dass sie 
nicht nach Kapitel III Artikel 13 Absatz 1 des Protokolls 4 
zum ÜGA bzw. Kapitel V Artikel 16 Absatz 1 des Pro­
tokolls 4 zum ÜGA über Art und Gegenstand eines Ver­
fahrens unterrichtet wurden. Gleiches gilt für Beschwerde­
führer in einer Wettbewerbssache, die Gegenstand eines Ver­
gleichsverfahrens ist, wenn sie Anlass zu der Annahme ha­
ben, dass sie nicht nach Kapitel III Artikel 6 Absatz 1 des 
Protokolls 4 zum ÜGA über Art und Gegenstand eines Ver­
fahrens unterrichtet wurden. 

3. Der Anhörungsbeauftragte entscheidet in einem mit Grün­
den versehenen Beschluss über Anträge, die nach Absatz 1 oder 
2 an ihn gerichtet werden, und setzt den Antragsteller und alle 
anderen von dem Verfahren betroffenen Personen von dem 
Beschluss in Kenntnis. 

Artikel 8 

Geschäftsgeheimnisse und sonstige vertrauliche 
Informationen 

1. Beabsichtigt die Überwachungsbehörde, Informationen of­
fenzulegen, die ein Geschäftsgeheimnis oder eine sonstige ver­
trauliche Information eines Unternehmens oder einer Person 
darstellen können, so setzt die Direktion für Wettbewerb und 
Staatliche Beihilfen das betreffende Unternehmen bzw. die be­
treffende Person davon unter Angabe der Gründe schriftlich in 
Kenntnis. Es wird eine Frist festgesetzt, innerhalb deren sich das 
Unternehmen bzw. die Person hierzu schriftlich äußern kann. 

2. Ist das betreffende Unternehmen bzw. die betreffende Per­
son mit der Offenlegung der Informationen nicht einverstanden, 
so kann sie in der Angelegenheit den Anhörungsbeauftragten 
anrufen. Kommt der Anhörungsbeauftragte zu dem Ergebnis, 
dass die Informationen offengelegt werden dürfen, da es sich 
nicht um ein Geschäftsgeheimnis oder sonstige vertrauliche In­
formationen handelt oder da ein übergeordnetes Interesse an 
der Offenlegung besteht, so wird dies in einem mit Gründen 
versehenen Beschluss niedergelegt, der dem betreffenden Unter­
nehmen bzw. der betreffenden Person zugestellt wird. Der Be­
schluss nennt den Tag, ab dem die Informationen offengelegt 
werden. Die Offenlegung darf frühestens eine Woche nach Zu­
stellung des Beschlusses erfolgen. 

3. Absätze 1 und 2 gelten entsprechend für die Offenlegung 
von Informationen durch Veröffentlichung im Amtsblatt der Eu­
ropäischen Union und in dessen EWR-Beilage. 

4. Sofern erforderlich, um ein Gleichgewicht zwischen der 
wirksamen Ausübung der Verteidigungsrechte eines Beteiligten 
und berechtigten Interessen an vertraulicher Behandlung herzu­
stellen, kann der Anhörungsbeauftragte entscheiden, dass Teile 
der Akte, die für die Ausübung der Verteidigungsrechte des 
Beteiligten unerlässlich sind, dem Einsicht beantragenden Betei­
ligten in eingeschränkter Weise zugänglich gemacht werden, 
und nähere Einzelheiten dazu festlegen. 

KAPITEL 5 

FRISTVERLÄNGERUNG 

Artikel 9 

Antrag auf Fristverlängerung 

1. Ist ein Adressat einer Mitteilung der Beschwerdepunkte der 
Auffassung, die für seine Erwiderung auf die Mitteilung der 
Beschwerdepunkte gesetzte Frist sei zu kurz, so kann er in 
einem an den Direktor der Direktion für Wettbewerb und Staat­
liche Beihilfen zu richtenden begründeten Antrag um Fristver­
längerung ersuchen. Ein solcher Antrag ist in Verfahren nach 
den Artikeln 53 und 54 des EWR-Abkommens rechtzeitig vor 
Ablauf der ursprünglich gesetzten Frist und in Verfahren nach 
Artikel 57 des EWR-Abkommens mindestens fünf Arbeitstage 
vor Ablauf der ursprünglich gesetzten Frist zu stellen. Wird 
einem solchen Antrag nicht stattgegeben oder ist der antrag­
stellende Adressat der Mitteilung der Beschwerdepunkte mit der 
gewährten Fristverlängerung nicht einverstanden, so kann er vor 
Ablauf der ursprünglich gesetzten Frist den Anhörungsbeauf­
tragten zur Überprüfung anrufen. Der Anhörungsbeauftragte 
entscheidet nach Anhörung des Direktors der Direktion für 
Wettbewerb und Staatliche Beihilfen darüber, ob eine Fristver­
längerung erforderlich ist, um dem Adressaten der Mitteilung 
der Beschwerdepunkte die wirksame Ausübung seines Rechts 
auf Anhörung zu ermöglichen, und trägt dabei auch dem Er­
fordernis Rechnung, das Verfahren ohne unverhältnismäßige 
Verzögerung fortzuführen. In Verfahren nach den Artikeln 53 
und 54 des EWR-Abkommens berücksichtigt der Anhörungs­
beauftragte u. a. folgende Kriterien: 

a) Umfang und Komplexität der Akte, 

b) die Frage, ob der antragstellende Adressat der Mitteilung der 
Beschwerdepunkte bereits zuvor Zugang zu Informationen 
hatte, 

c) alle anderen objektiven Hindernisse, denen sich der antrag­
stellende Adressat der Mitteilung der Beschwerdepunkte bei 
der Übermittlung seiner Erwiderung gegenübersehen kann. 

Zum Zwecke der Beurteilung von Unterabsatz 1 Buchstabe a 
können die Anzahl der Zuwiderhandlungen, die angebliche 
Dauer der Zuwiderhandlung(en), der Umfang und die Anzahl 
der Unterlagen und der Umfang und die Komplexität von Fach­
studien berücksichtigt werden.
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2. Ist ein anderer Beteiligter, ein Beschwerdeführer oder ein 
betroffener Dritter im Sinne von Artikel 5 der Auffassung, dass 
die ihm zur Äußerung gesetzte Frist zu kurz ist, so kann er 
rechtzeitig vor Ablauf der ursprünglich gesetzten Frist in einem 
an den Direktor der Direktion für Wettbewerb und Staatliche 
Beihilfen zu richtenden begründeten Antrag um Fristverlänge­
rung ersuchen. Wird einem solchen Antrag nicht stattgegeben 
oder ist der andere Beteiligte, Beschwerdeführer oder betroffene 
Dritte mit der Entscheidung nicht einverstanden, so kann er den 
Anhörungsbeauftragten zur Überprüfung anrufen. Der Anhö­
rungsbeauftragte entscheidet nach Anhörung des Direktors der 
Direktion für Wettbewerb und Staatliche Beihilfen darüber, ob 
eine Fristverlängerung gewährt werden sollte. 

KAPITEL 6 

MÜNDLICHE ANHÖRUNG 

Artikel 10 

Organisation und Funktion 

1. Der Anhörungsbeauftragte organisiert die im Rahmen der 
Bestimmungen zur Durchführung der Artikel 53, 54 und 57 
des EWR-Abkommens vorgesehenen Anhörungen und führt sie 
durch. 

2. Der Anhörungsbeauftragte führt die mündliche Anhörung 
in voller Unabhängigkeit durch. 

3. Der Anhörungsbeauftragte hat die Aufgabe, für eine ord­
nungsgemäße Durchführung der Anhörung zu sorgen und zur 
Objektivität sowohl der Anhörung als auch eines anschließend 
erlassenen Beschlusses beizutragen. 

4. Der Anhörungsbeauftragte gewährleistet, dass Adressaten 
der Mitteilung der Beschwerdepunkte, andere Beteiligte sowie zu 
der mündlichen Anhörung zugelassene Beschwerdeführer und 
betroffene Dritte im Sinne von Artikel 5 in der mündlichen 
Anhörung ausreichend Gelegenheit erhalten, sich zu den vor­
läufigen Feststellungen der Überwachungsbehörde zu äußern. 

Artikel 11 

Vorbereitung der mündlichen Anhörung 

1. Der Anhörungsbeauftragte ist für die Vorbereitung der 
mündlichen Anhörung zuständig und ergreift diesbezüglich 
alle geeigneten Maßnahmen. Um die ordnungsgemäße Vorberei­
tung der mündlichen Anhörung zu gewährleisten, kann der 
Anhörungsbeauftragte nach Rücksprache mit dem Direktor 
der Direktion für Wettbewerb und Staatliche Beihilfen den zu 
der Anhörung geladenen Personen vorab eine Liste von Fragen 
übermitteln, zu denen eine Stellungnahme gewünscht wird. Der 
Anhörungsbeauftragte kann den zu der Anhörung geladenen 
Personen ferner die zu besprechenden Kernpunkte mitteilen 
und berücksichtigt dabei insbesondere die Sachverhalte und Fra­
gen, die die Adressaten der Mitteilung der Beschwerdepunkte, 
die eine mündliche Anhörung beantragt haben, zur Sprache 
bringen möchten. 

2. Der Anhörungsbeauftragte kann nach Rücksprache mit 
dem Direktor der Direktion für Wettbewerb und Staatliche Bei­
hilfen eine Sitzung zwecks Vorbereitung der Anhörung einberu­
fen, an der die zu der Anhörung geladenen Personen und ge­
gebenenfalls auch die zuständigen Direktionen der Über­
wachungsbehörde teilnehmen. 

3. Der Anhörungsbeauftragte kann außerdem verlangen, dass 
ihm der wesentliche Inhalt der beabsichtigten Äußerungen von 
zu der Anhörung geladenen Personen zuvor schriftlich übermit­
telt wird. 

4. Der Anhörungsbeauftragte kann eine Frist festsetzen, in­
nerhalb deren alle zu der mündlichen Anhörung geladenen Per­
sonen ein Verzeichnis der Teilnehmer vorzulegen haben, die in 
ihrem Namen anwesend sein werden. Der Anhörungsbeauf­
tragte stellt dieses Verzeichnis allen zu der mündlichen Anhö­
rung geladenen Personen rechtzeitig vor dem für die Anhörung 
festgesetzten Tag zur Verfügung. 

Artikel 12 

Zeitpunkt und Durchführung 

1. Der Anhörungsbeauftragte bestimmt nach Rücksprache 
mit dem Direktor der Direktion für Wettbewerb und Staatliche 
Beihilfen Tag, Dauer und Ort der Anhörung. Er entscheidet über 
Vertagungsanträge. 

2. Der Anhörungsbeauftragte entscheidet, ob während der 
Anhörung neue Unterlagen zugelassen und welche Personen 
im Namen eines Beteiligten gehört werden sollten. 

3. Der Anhörungsbeauftragte kann den Beteiligten, an die 
eine Mitteilung der Beschwerdepunkte gerichtet worden ist, an­
deren Beteiligten, Beschwerdeführern, anderen zu der mündli­
chen Anhörung geladenen Personen sowie Vertretern der Direk­
tionen der Überwachungsbehörde und der Behörden der EWR- 
Staaten gestatten, während der Anhörung Fragen zu stellen. 
Kann ausnahmsweise eine Frage in der mündlichen Anhörung 
nur teilweise oder gar nicht beantwortet werden, so kann der 
Anhörungsbeauftragte gestatten, dass die Antwort schriftlich in­
nerhalb einer gesetzten Frist gegeben wird. Diese schriftliche 
Antwort wird allen Teilnehmern der mündlichen Anhörung 
übermittelt, sofern der Anhörungsbeauftragte zur Wahrung 
der Verteidigungsrechte eines Adressaten einer Mitteilung der 
Beschwerdepunkte oder zum Schutz von Geschäftsgeheimnissen 
bzw. sonstigen vertraulichen Informationen einer Person nichts 
anderes entscheidet. 

4. Sofern zur Wahrung des Rechts auf Anhörung erforder­
lich, kann der Anhörungsbeauftragte nach Rücksprache mit dem 
Direktor der Direktion für Wettbewerb und Staatliche Beihilfen 
den Parteien, anderen Beteiligten, Beschwerdeführern oder be­
troffenen Dritten im Sinne von Artikel 5 die Gelegenheit zur 
Vorlage weiterer schriftlicher Äußerungen nach der mündlichen 
Anhörung geben. Der Anhörungsbeauftragte setzt hierfür eine 
Frist fest. Die Überwachungsbehörde ist nicht verpflichtet, nach 
Ablauf dieser Frist eingehende schriftliche Äußerungen zu be­
rücksichtigen. 

Artikel 13 

Schutz von Geschäftsgeheimnissen und Vertraulichkeit in 
der mündlichen Anhörung 

In der Regel werden alle Personen in Anwesenheit aller anderen 
zu der mündlichen Anhörung geladenen Personen gehört. Der 
Anhörungsbeauftragte kann auch entscheiden, Personen in einer 
nichtöffentlichen Anhörung gesondert anzuhören, um ihrem 
berechtigten Interesse am Schutz ihrer Geschäftsgeheimnisse 
und sonstiger vertraulicher Informationen Rechnung zu tragen.
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KAPITEL 7 

ZWISCHENBERICHT UND RECHT AUF STELLUNGNAHME 

Artikel 14 

Zwischenbericht und Stellungnahmen 

1. Der Anhörungsbeauftragte legt dem zuständigen Mitglied 
des Kollegiums einen Zwischenbericht über die Anhörung und 
über seine Schlussfolgerungen in der Frage vor, ob die Verfah­
rensrechte effektiv gewahrt worden sind. Dabei ist auf Verfah­
rensfragen einzugehen, darunter: 

a) die Offenlegung von Unterlagen und die Akteneinsicht, 

b) Fristen für die Erwiderung auf die Mitteilung der Beschwerde­
punkte, 

c) die Wahrung des Rechts auf Anhörung, 

d) die ordnungsgemäße Durchführung der Anhörung. 

Der Direktor der Direktion für Wettbewerb und Staatliche Bei­
hilfen und die Direktion für Rechts- und Exekutivfragen erhalten 
eine Kopie des Berichts. 

2. Neben dem in Absatz 1 genannten Bericht kann der An­
hörungsbeauftragte auch gesondert zum weiteren Verlauf und 
zur Unparteilichkeit des Verfahrens Stellung nehmen. Dabei be­
müht sich der Anhörungsbeauftragte insbesondere sicherzustel­
len, dass alle relevanten Sachverhalte, seien sie zum Vor- oder 
zum Nachteil der Parteien, einschließlich solcher, die über die 
Schwere und Dauer einer Zuwiderhandlung Aufschluss geben, 
bei der Ausarbeitung von Entwürfen für Beschlüsse der Über­
wachungsbehörde angemessen berücksichtigt werden. So kann 
er u. a. auf die Einholung weiterer Informationen, den Verzicht 
auf bestimmte Beschwerdepunkte, die Mitteilung weiterer Be­
schwerdepunkte oder auch weitere Ermittlungshandlungen 
nach Abschnitt V Kapitel II des Protokolls 4 zum ÜGA einge­
hen. 

Die Stellungnahmen werden dem Direktor der Direktion für 
Wettbewerb und Staatliche Beihilfen und der Direktion für 
Rechts- und Exekutivfragen übermittelt. 

KAPITEL 8 

VERPFLICHTUNGSANGEBOTE UND VERGLEICHE 

Artikel 15 

Verpflichtungsangebote und Vergleiche 

1. Verfahrensbeteiligte, die nach Kapitel II Artikel 9 des Pro­
tokolls 4 zum ÜGA Verpflichtungsangebote unterbreiten, um 
die ihnen von der Überwachungsbehörde in ihrer vorläufigen 
Beurteilung mitgeteilten Bedenken auszuräumen, können sich 
während des Verfahrens nach Artikel 9 jederzeit an den Anhö­
rungsbeauftragten wenden, um sicherzustellen, dass sie ihre Ver­
fahrensrechte wirksam ausüben können. 

2. Parteien eines Kartellverfahrens, die nach Kapitel III Arti­
kel 10a des Protokolls 4 zum ÜGA Vergleichsgespräche führen, 
können sich während des Vergleichsverfahrens jederzeit an den 
Anhörungsbeauftragten wenden, um sicherzustellen, dass sie 
ihre Verfahrensrechte wirksam ausüben können. 

KAPITEL 9 

ABSCHLUSSBERICHT 

Artikel 16 

Inhalt und Übermittlung vor Erlass eines Beschlusses 

1. Der Anhörungsbeauftragte erstellt anhand des Beschlus­
sentwurfs, der dem Beratenden Ausschuss in der fraglichen Sa­
che vorzulegen ist, nach Artikel 14 Absatz 1 einen schriftlichen 
Abschlussbericht zu der Frage, ob die Verfahrensrechte in jeder 
Phase des Verfahrens effektiv gewahrt worden sind. In diesem 
Bericht wird auch berücksichtigt, ob den Beteiligten Gelegenheit 
gegeben wurde, sich zu allen in dem Beschlussentwurf behan­
delten Beschwerdepunkten zu äußern. 

2. Der Abschlussbericht wird dem zuständigen Mitglied des 
Kollegiums, dem Direktor der Direktion für Wettbewerb und 
Staatliche Beihilfen sowie der Direktion für Rechts- und Exe­
kutivfragen vorgelegt. Er wird den zuständigen EWR-Behörden 
der EFTA-Staaten und nach den Bestimmungen des Protokolls 
Nr. 23 des EWR-Abkommens über die Zusammenarbeit der 
Europäischen Kommission übermittelt. 

Artikel 17 

Vorlage bei der Überwachungsbehörde und 
Veröffentlichung 

1. Der Abschlussbericht des Anhörungsbeauftragten wird der 
Überwachungsbehörde zusammen mit dem Beschlussentwurf 
vorgelegt, um sicherzustellen, dass die Überwachungsbehörde 
ihren Beschluss in einer Wettbewerbssache in voller Kenntnis 
aller sachdienlichen Informationen über den Ablauf des Verfah­
rens treffen kann und dass die Verfahrensrechte über den ge­
samten Verfahrensverlauf hinweg effektiv gewahrt worden sind. 

2. Der Abschlussbericht kann vom Anhörungsbeauftragten 
nach Maßgabe etwaiger Änderungen des Beschlussentwurfs bis 
zum Erlass des endgültigen Beschlusses durch die Über­
wachungsbehörde geändert werden. 

3. Die Überwachungsbehörde übermittelt den Abschluss­
bericht des Anhörungsbeauftragten zusammen mit dem Be­
schluss an die Adressaten des Beschlusses. Sie veröffentlicht 
den Abschlussbericht des Anhörungsbeauftragten im Amtsblatt 
der Europäischen Union und in dessen EWR-Beilage zusammen 
mit dem Beschluss und trägt dabei dem berechtigten Interesse 
von Unternehmen am Schutz ihrer Geschäftsgeheimnisse Rech­
nung. 

KAPITEL 10 

SCHLUSSBESTIMMUNGEN 

Artikel 18 

Aufhebung und Übergangsbestimmung 

1. Die Beschlüsse Nr. 177/02/COL vom 30. Oktober 2002 
und Nr. 792/08/COL vom 17. Dezember 2008 werden auf­
gehoben.
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2. Verfahrensmaßnahmen, die bereits auf der Grundlage der 
Beschlüsse Nr. 177/02/COL und/oder Nr. 792/08/COL vom 
17. Dezember 2008 getroffen worden sind, bleiben wirksam. 
In Bezug auf Ermittlungsmaßnahmen, die vor Inkrafttreten des 
vorliegenden Beschlusses ergriffen wurden, kann der Anhö­
rungsbeauftragte die Ausübung seiner Befugnisse nach Artikel 4 
ablehnen. 

Ist die Einleitung des Verfahrens nach Kapitel II Artikel 11 Ab­
satz 6 des Protokolls 4 zum ÜGA bzw. Kapitel IV Artikel 6 
Absatz 1 Buchstabe c des Protokolls 4 zum ÜGA vor Inkraft­
treten des vorliegenden Beschlusses erfolgt, so behandelt weder 
der Zwischenbericht nach Artikel 14 des vorliegenden Beschlus­
ses noch der Abschlussbericht nach Artikel 16 die Unter­
suchungsphase, sofern der Anhörungsbeauftragte nichts anderes 
entscheidet. 

Artikel 19 

Inkrafttreten 

Nur der englische Wortlaut dieses Beschlusses ist verbindlich. 
Dieser Beschluss tritt am Tag seine Annahme in Kraft. Er wird 
im Amtsblatt der Europäischen Union und in dessen EWR-Beilage 
veröffentlicht. 

Artikel 20 

Die EFTA-Staaten werden durch Übermittlung einer Kopie von 
dem Beschluss unterrichtet. 

Artikel 21 

Die Europäische Kommission wird durch Übermittlung einer 
Kopie von dem Beschluss unterrichtet. 

Brüssel, den 29. November 2012 

Für die EFTA-Überwachungsbehörde 

Oda Helen SLETNES 
Die Präsidentin 

Sverrir Haukur GUNNLAUGSSON 
Mitglied des Kollegiums
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BERICHTIGUNGEN 

Berichtigung der Verordnung (EU) Nr. 513/2013 der Kommission vom 4. Juni 2013 zur Einführung eines 
vorläufigen Antidumpingzolls auf die Einfuhren von Fotovoltaik-Modulen aus kristallinem Silicium und 
Schlüsselkomponenten davon (Zellen und Wafer) mit Ursprung in oder versandt aus der Volksrepublik China 
und zur Änderung der Verordnung (EU) Nr. 182/2013 zur zollamtlichen Erfassung dieser Einfuhren mit 

Ursprung in oder versandt aus der Volksrepublik China 

(Amtsblatt der Europäischen Union L 152 vom 5. Juni 2013) 

Auf Seite 43, im Anhang: 

anstatt: „ChuangZhou EGing Photovoltaic Technology Co. Ltd“ 

muss es heißen: „Changzhou EGing Photovoltaic Technology Co. Ltd“. 

Auf Seite 45, im Anhang: 

anstatt: „Nanjing Dago New Energy Co. Ltd“ 

muss es heißen: „Nanjing Daqo New Energy Co. Ltd“.
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HINWEIS FÜR DEN BENUTZER 

Verordnung (EU) Nr. 216/2013 des Rates vom 7. März 2013 über die elektronische 
Veröffentlichung des Amtsblatts der Europäischen Union 

Gemäß Verordnung (EU) Nr. 216/2013 des Rates vom 7. März 2013 über die elektronische 
Veröffentlichung des Amtsblatts der Europäischen Union (veröffentlicht im ABl. L 69 vom 
13.3.2013, S. 1) wird ab 1. Juli 2013 nur die elektronische Ausgabe des Amtsblatts Echt­
heit besitzen und Rechtswirkungen entfalten. 

Kann die elektronische Ausgabe des Amtsblatts aufgrund unvorhersehbarer außergewöhn­
licher Störungen nicht veröffentlicht werden, so kommt nur der gedruckten Ausgabe des 
Amtsblatts Echtheit zu und nur sie entfaltet Rechtswirkungen gemäß Artikel 3 der Ver­
ordnung (EU) Nr. 216/2013.



EUR-Lex (http://new.eur-lex.europa.eu) bietet einen direkten und kostenlosen Zugang zum EU-Recht. 
Die Website ermöglicht die Abfrage des Amtsblatts der Europäischen Union und enthält darüber hinaus 

die Rubriken Verträge, Gesetzgebung, Rechtsprechung und Vorschläge für Rechtsakte. 

Weitere Informationen über die Europäische Union finden Sie unter: http://europa.eu 
DE
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